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Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 

I. Behandlung der Stellungnahmen 
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A) Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen der 
Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
 

A 1.01a Einwender 1 
Hier: Schreiben vom 10.05.2021 
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A 1.01b  Einwender 1 
Hier: Schreiben vom 01.06.2021 
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A 1.01c Einwender 1 
Hier: Schreiben vom 14.10.2021 
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A 1.01d  Einwender 1 
 Hier: Schreiben vom 16.10.2021 

 

 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 13 von 108 

 

 

   

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 14 von 108 

 

Beschlussentwurf zu A 1.01a, A 1.01b, A 1.01c und 1.01d: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit den Schreiben vom 10.05.2021, 01.06.2021, 14.10.2021 und 
16.10.2021 eingegangenen Stellungnahmen A 1.01a, A 1.01b, A 1.01c und 1.01d wie folgt gesamtheitlich zu 
entscheiden: 
 
Zu: Bezahlbarer Wohnraum in den Bereichen „Pallottistraße“ und „Majolikagelände“  
 
Die bereits durch die verbindliche Bauleitplanung erfassten und vom Rat der Stadt Rheinbach als Satzung 
beschlossenen Flächen in den Bereichen „Pallottistraße“ und des ehemaligen „Majolikageländes“ einschließlich 
der zugehörigen städtebaulichen Verträge sind nicht Gegenstand der in Rede stehenden Bauleitplanung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Die Darstellungen des Petenten werden jedoch zur Kenntnis genommen. 
 
Zu: Dimensionierung / Stellung der geplanten baulichen Anlagen / Abstandsflächen und städtebauliche Dichte 
 
Die Erläuterungen zu den Hintergründen des planerischen Ansatzes in Hinblick auf die Anordnung, 
Dimensionierung und Stellung der geplanten baulichen Anlagen sind dem Kapitel 4.3 Städtebauliches Konzept der 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Stand: Februar 2021 (Vorentwurf, frühzeitige Beteiligung) 
sowie der Entwurfsfassung zur Offenlage, Stand: November 2022 zu entnehmen. Im Zuge dieser Planung werden 
die bauordnungsrechtlich einzuhaltenden Abstandsflächen auf Grundlage der Regelungen der Landesbauordnung 
Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sowohl zwischen den geplanten baulichen Anlagen, als auch zwischen der 
umgebenden Bestandsbebauung und den geplanten baulichen Anlagen entsprechend eingehalten. Zudem wird 
mit der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 den städtebaulichen Orientierungswerten des § 17 BauNVO 
entsprochen. Insofern wird auf bauordnungsrechtlicher Ebene die Einhaltung gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gewährleistet und auf planungsrechtlicher Ebene eine insgesamt städtebaulich verträgliche und 
für die geplante Nutzungsart zulässige bauliche Dichte im Sinne des geplanten, durch Hauptgebäude bewirkten 
anteiligen Versiegelungsgrades innerhalb der privaten Grundstücksflächen, erreicht. Dennoch wurden im Zuge der 
weiteren Bearbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung aus 
Gründen der Rücksichtnahme auf die östlich an das Plangebiet angrenzende Nachbarbebauung die überbaubaren 
Grundstücksflächen im östlichen Teilbereich gegenüber der Ursprungsplanung um ca. 1,90 m abgerückt.     
 
Zu: Verlust von Grünflächen 
 
Die in Rede stehenden privaten nicht überbauten Grundstücksflächen sind im rechtsgültigen Flächennutzungsplan 
der Stadt Rheinbach als Wohnbauflächen (W) dargestellt. Die Ziele der übergeordneten Planung sehen demnach 
für diese Flächen grundsätzlich die Möglichkeit der Bebauung im Sinne der städtebaulichen Nachverdichtung vor. 
Der vom Petenten dargestellte Verlust von Grünflächen ist zwar zutreffend, jedoch sind diese Grünflächen 
demnach auf Grundlage der Ziele der übergeordneten Planung nicht vollständig für den dauerhaften Erhalt 
vorgesehen. Bezugnehmend auf den vom Petenten dargestellten Verlust von Grünflächen ist zudem festzuhalten, 
dass im Zuge des Entscheidungsprozesses in Hinblick auf die Inanspruchnahme vormals unbebauter Flächen im 
Innenbereich die gesetzlichen Regelungen der §§ 1 (5) BauGB und 1a Abs. 2 BauGB Anwendung finden. Im 
Rahmen der vorliegenden Planung werden jedoch, wie bereits ausgeführt, die im § 17 BauNVO genannten 
Orientierungswerte in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung für die geplante Art der baulichen Nutzung nicht 
überschritten, so dass im Zuge der baulichen Nachverdichtung im Sinne der anteiligen Inanspruchnahme von 
Grundstücksflächen sowohl der Erhalt ausreichender Freiflächen innerhalb der privaten Grundstücksflächen als 
auch in Hinblick auf das umgebende bauliche Umfeld, welches ähnliche städtebauliche Körnungen aufweist, eine 
städtebaulich verträgliche Implementierung der hinzutretenden Bebauung gewährleistet wird.  
 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass in Hinblick auf den vorgebrachten Aspekt der Flächeninanspruchnahme, 
von Seiten des Vorhabenträgers unabhängig vom vorliegenden Planvorhaben eine Teilentsiegelung der 
Bestandsparkplätze im Bereich der Münstereifeler Straße durch den künftigen Einsatz von Rasengittersteinen 
vorgesehen ist. Hierdurch soll auch in Bezug auf den Bestand ein Beitrag zur Teilentsiegelung bereits versiegelter 
Flächen geleistet werden.   
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Zu: Artenschutzprüfung 
 
Der Einwand, dass die Artenschutzrechtliche Voreinschätzung keine Gültigkeit mehr besitzt ist berechtigt. Um 
unabhängig davon den artenschutzrechtlichen Belangen im Planverfahren fachlich ausreichend Rechnung zu 
tragen, wurde im weiteren Planungsprozess eine Artenschutzprüfung I (ASP I), Fassung zum Offenlagebeschluss, 
erarbeitet, die dem weiteren Bebauungsplanverfahren zugrunde gelegt wird (vgl. Geplante Baufeldfreimachung in 
der Münstereifeler Straße 39-49, 53359 Rheinbach, Rhein-Sieg-Kreis, Nordrhein-Westfalen, Büro für 
Vegetationskunde, Tierökologie, Naturschutz (BfVTN), Dr. rer. nat. Olaf Denz, Stand 06/2021). Die Befragung von 
Bewohner*innen ist hierbei regelmäßig nicht Gegenstand der fachgutachterlichen Bearbeitungsinhalte in Hinblick 
auf die Bestandsaufnahme und Bewertung von artenschutzrechtlichen Belangen und wird daher im Rahmen der 
artenschutzrechtlichen Prüfung regelmäßig nicht vorgenommen. Dennoch hat seitens der Vorhabenträgerin eine 
Mieterinformationsveranstaltung mit der Gelegenheit zur Rückmeldung in Bezug auf mögliche artenschutzrechtlich 
zu berücksichtigende Inhalte stattgefunden. Hierbei wurden keine entsprechenden Rückmeldungen gegeben, 
nachdem auf die anstehende Erarbeitung der ASP I hingewiesen wurde.  
 
In Bezug auf die vorgebrachten Anmerkungen zu möglichen planungsrelevanten Artvorkommen innerhalb der 
Bestandsbebauung ist anzumerken, dass aus artenschutzrechtlicher Sicht aufgrund der vollständigen 
Wohnnutzungen in allen Geschossen hierbei lediglich die vorhandenen Garagengebäude in Betracht gezogen 
werden könnten. Aus dem Ergebnis der diesbezüglich vorgenommenen Prüfung sämtlicher Garagengebäude 
weisen diese nachweislich keine aktuelle Bedeutung als Lebensraum für Gebäude- und Fassadenbrüter unter den 
Vögeln sowie für die Wildkatze und Fledermäuse unter den Säugetieren auf. Aus artenschutzrechtlicher Sicht 
werden daher Abrissmaßnahmen im Bereich der Garagengebäude als zulässig beurteilt. Im Gegensatz zur 
ursprünglichen Planung, Fassung zur frühzeitigen Beteiligung im Bebauungsplanverfahren, ist jedoch nun lediglich 
der Abriss der Garagengebäude zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 zugunsten der 
Zufahrt zur geplanten Tiefgarage vorgesehen. Die Garagengebäude zwischen den Gebäuden Münstereifeler 
Straße 39 und 41 sollen demnach zukünftig erhalten werden. 
 
Zu: Schutzanspruch / Berücksichtigung Bestandsmieter*innen 
 
Im Zuge der Planung wurden die durch das Vorhaben bewirkten Lärmemissionen in Bezug auf den umgebenden 
Bestand sowie die auf das Vorhaben einwirkenden Lärmimmissionen gutachterlich erhoben und bewertet. Die aus 
dem Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung (vgl. Schalltechnische Untersuchung, Büro für Schallschutz, 
Umweltmessungen und Umweltkonzepte, Michael Mück, Stand 10 / 2022) hervorgehenden erforderlichen passiven 
Schallschutzmaßnahmen wurden durch Festsetzungen im Bebauungsplan planungsrechtlich gesichert. In Bezug 
auf den vom Petenten vorgebrachten Schutzanspruch ist hierbei festzustellen, dass für die Bestandsnutzungen 
grundsätzlich der Bestandsschutz anzusetzen ist. Da sich gemäß den Ergebnissen der Schalltechnischen 
Untersuchung durch das geplante Vorhaben keine unzumutbaren zusätzlichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der 
Lärmauswirkungen auf den Bestand ergeben, sind über den Bestandsschutz hinaus keine weiteren 
immissionsschutzbezogenen Festsetzungen in Hinblick auf den Bestand erforderlich. Aus den schalltechnischen 
Untersuchungsergebnissen geht jedoch zusätzlich hervor, dass aufgrund der bestehenden Lärmeinwirkungen 
durch den Straßenverkehr im Bereich der Münstereifeler Straße für die Bestandsnutzungen passive 
Lärmschutzmaßnahmen zu prüfen sind, sofern genehmigungspflichtige bauliche Veränderungen an den 
Bestandsgebäuden vorgenommen werden sollen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass bauliche Eingriffe im 
Bereich der Bestandsgebäude zum Zwecke der Unterbringung von Wohnnutzungen grundsätzlich nicht im 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit dem vorliegenden Planverfahren stehen und somit nicht Gegenstand 
des Planverfahrens sind. 
 
Zu: Stellplatzanzahl / Anordnung von Stellplätzen / Anwendung der Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung der 
Stadt Rheinbach / Schadstoff- und Lärmbelastung durch die Stellplatzplanung 
 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich regelmäßig am Zeitpunkt der jeweiligen Baugenehmigung der 
betreffenden baulichen Anlage im Zusammenhang mit der zu diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage aus. So sind 
gemäß der vorliegenden Baugenehmigung für die Bestandsnutzungen insgesamt 14 Kfz-Stellplätze nachzuweisen. 
Die Herstellung der erforderlichen Stellplatzanzahl ist erfolgt. Darüber hinaus wurden von Seiten des 
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Grundstückseigentümers im Nachgang der Herstellung der baulichen Anlagen weitere Kfz-Stellplätze errichtet. Im 
Zusammenhang mit dem in Rede stehenden Bebauungsplanverfahren ist, bezogen auf die Bestandsnutzungen, 
jedoch, gemäß den ursprünglichen Baugenehmigungsunterlagen, lediglich der Nachweis zum Erhalt von 14 Kfz-
Stellplätzen erforderlich. Auf Grundlage der geplanten anteiligen Neuorganisation der vorhandenen sowie der 
hinzutretenden vorhabenbedingten Kfz-Stellplätze wird dieser Nachweis weiterhin erbracht. Der Umgang mit der 
über die Nachweispflicht hinausgehenden Kfz-Stellplatzanzahl obliegt dabei regelmäßig dem 
Grundstückseigentümer.  
 
Im Zuge der weiteren Planung im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren wurden die Planinhalte 
dahingehend modifiziert, als dass nun lediglich die Garagengebäude zwischen den Bestandsgebäuden 
Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 sowie die in diesem Bereich angrenzenden Kfz-Stellplätze zugunsten der 
Zufahrt zur geplanten Tiefgarage entfallen sollen. Der vorhergehende Planungsansatz zur Neuordnung der Kfz-
Stellplätze zwischen den Bestandsgebäuden Münstereifeler Straße Nr. 39 und 41 sowie die vom Petenten 
dargestellte alternative Anordnungsmöglichkeit der vorhandenen und der vormals geplanten Kfz-Stellplätze sind 
somit obsolet. Die vom Petenten zusätzlich vorgeschlagene alternative Nutzungsmöglichkeit der Kfz-Stellplätze ist 
nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. Der Sachverhalt ist daher, unabhängig vom 
Planverfahren, auf privatrechtlicher Ebene mit dem Grundstückseigentümer abzustimmen. Sofern sich hieraus 
genehmigungspflichtige Tatbestände ergeben, sind diese von Seiten des Grundstückseigentümers im Vorfeld dem 
Bauordnungsamt der Stadt Rheinbach zur Prüfung vorzulegen.  
 
In Bezug auf die vom Petenten vorgebrachte Anwendung der Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt 
Rheinbach ist festzustellen, dass diese nur für Neubauvorhaben oder, in Bezug auf die Stellplatznachweispflicht, 
für genehmigungspflichtige Umbauvorhaben ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung anzuwenden ist. 
Eine rückwirkende Anwendung dieser Satzung ergibt sich hierdurch nicht. Da im Bereich der Bestandsnutzungen 
keine genehmigungspflichtigen baulichen Veränderungen in Hinblick auf die vorhandenen Wohnflächen 
vorgenommen werden sollen, entsteht demnach kein rechtlicher Handlungsansatz zur Anwendung der Stellplatz- 
und Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt Rheinbach.  
 
Im Falle der geplanten baulichen Nachverdichtung kommt dagegen die städtische Stellplatz- und 
Fahrradabstellplatzsatzung folgerichtig zur Anwendung. Auf Grundlage der Ursprungsplanung in der Fassung zur 
frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren (49 Kfz-Stp. erforderlich) sowie der nun weiterverfolgten Planung 
(lediglich 44 Kfz-Stp. aufgrund reduzierter Bruttogeschossflächen (BGF) erforderlich) werden für die geplanten 
Anlagen die Vorgaben dieser Satzung vollständig erfüllt. Unter Berücksichtigung des Nachweises zum Erhalt der 
bauordnungsrechtlich notwendigen Kfz-Stellplätze für die Bestandsnutzungen werden die Vorgaben zur 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs damit sowohl auf planungsrechtlicher Ebene, bezogen auf die Inhalte des 
vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans, als auch auf bauordnungsrechtlicher Ebene, bezogen auf die 
Bestandsnutzungen, vollständig eingehalten. Demnach ist auch die vom Petenten angeregte Erweiterung der 
geplanten Tiefgarage zum Zwecke der Unterbringung von weiteren Kfz-Stellplätzen für die Bestandsnutzungen auf 
planungsrechtlicher Ebene nicht zwingend erforderlich. Unabhängig davon ist anzumerken, dass eine wesentliche 
Vergrößerung der geplanten Tiefgarage im Sinne der Erhöhung der Stellplatzanzahl, wie vom Petenten dargestellt, 
aufgrund der dann erreichten Stellplatzanzahl bautechnisch die Notwendigkeit der Einrichtung einer jeweils separat 
geführten zweispurigen Ein- und Ausfahrt nach sich ziehen würde. Dies würde wiederum zu einer Erhöhung der 
Oberflächenversiegelung sowie zu einer, der geplanten Ein- und Ausfahrt gegenüber räumlich in dichter Abfolge 
liegenden, zusätzlichem verkehrlichen Anbindung der Grundstücksflächen an das bestehende Verkehrssystem mit 
der einhergehenden Notwendigkeit zum Abriss weiterer Garagengebäude im Bereich des Bestandes führen. Um 
sowohl die Oberflächenversiegelung nicht über das vorhabenbedingt notwendige Maß hinaus weiter zu erhöhen, 
als auch das mögliche verkehrliche Konfliktpotential im Bereich der Münstereifeler Straße durch vermehrte 
Grundstückszu- und -abfahrten nicht zu erhöhen, soll auch aus diesen Gründen von einer Unterbringung von 
Stellplätzen für die Bestandsnutzungen Abstand genommen werden.  
 
Den Bedenken hinsichtlich der mit dem Abriss der Garagen zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße Nr. 39 
und 41 verbundenen Luftschadstoffbelastung der Bestandsbewohner*innen wird dahingehend gefolgt, als dass 
diese Garagengebäude erhalten bleiben. Bezüglich der mit dem Abriss der Garagen zwischen den Gebäuden 
Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 verbundenen Luftschadstoffbelastung der Bestandsbewohner*innen wurde im 
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Nachgang der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB eine gutachterliche Einschätzung durch die iMA Cologne GmbH vorgenommen 
(vgl. iMA cologne GmbH, Köln, 18.10.2021). Diese kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund der möglichen 
planbedingten Zusatzemissionen durch verkehrsbedingte Luftschadstoffe im Prognose-Planfall nicht davon 
auszugehen ist, dass die Grenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz menschlicher Gesundheit erstmals erreicht 
oder gar überschritten werden. Dabei wird die Situation so eingeschätzt, dass bereits im Prognose-Nullfall die 
Grenzwerte der 39. BImSchV sicher eingehalten werden.   
 
Weiterhin wurde der für die vorgesehene Tiefgaragenzufahrt von der Münstereifeler Straße erforderliche Wegfall 
der Garagengebäude zwischen den Bestandsgebäuden Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 immissionsbezogen 
im Zuge der zwischenzeitlich erfolgten Ergänzung der Schalltechnischen Untersuchung in der Planfallbetrachtung 
mitberücksichtigt. Die Ergebnisse sind der Schalltechnischen Untersuchung, erstellt durch das Büro für 
Schallschutz, Umweltmessungen und Umweltkonzepte, Michael Mück, Stand 10 /2022, Kapitel 6.7, zu entnehmen.  
Aus dem Ergebnis der Untersuchung geht gemäß den Ausführungen des Fachgutachtens hervor, dass im Bereich 
der Bestandsbebauung entlang der Münstereifeler Straße an den Nordfassaden die Differenz zwischen dem Ist- 
und dem Planfall in einem Bereich von + 0,4 dB(A) liegt. Diese planbedingte Erhöhung führt jedoch zu keiner 
weiteren Überschreitung der bereits festgestellten Überschreitung der Immissionswerte sowie der 
Orientierungswerte im Bestandsfall. In Bezug auf die vom Petenten dargestellten möglichen Immissionen im 
Bereich der Ost- und der Westfassaden der Bestandsgebäude ist festzustellen, dass im Sinne der für die 
Untersuchung zugrunde zulegenden DIN 4109 hier grundrissbezogen nicht schützenswerte Räume angeordnet 
sind. Im Bereich der u.a. mit schützenswerten Räumen ausgestatteten Südfassaden der Bestandsbebauung sind 
mehrere Effekte abzulesen. Zum einem werden hier zum Teil die Geräusche der südlich gelegenen öffentlichen 
Verkehrsflächen (Turmstraße, Münstergäßchen) durch die geplante Bebauung im Süden des 
Untersuchungsgebietes an den Südfassaden der Bestandsbebauung abgeschirmt, was zu einer Verringerung der 
vorhandenen Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr führt. Zum anderen wird der 
angehobene Anteil der Geräuschimmissionen der Münstereifeler Straße im Bereich der westlichen Lücke, die durch 
das Niederlegen der Garage entstanden ist, durch die geminderte Einwirkung der Anteile der südlich gelegenen 
öffentlichen Verkehrsflächen in Summe nahezu kompensiert. Im Bereich der südlichen Fassaden der 
Bestandsbebauung mit den schützenswerten Räumen ist für den Ist- und den Planfall weiterhin festzustellen, dass 
die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) eingehalten 
werden Somit werden auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) 
tags und 49 dB(A) nachts weiterhin eingehalten. Da sich auch vor dem Hintergrund der weiteren Ergebnisse der 
Schalltechnischen Untersuchung durch das geplante Vorhaben in Summe keine unzumutbaren zusätzlichen 
Beeinträchtigungen hinsichtlich der Lärmauswirkungen auf den Bestand ergeben, sind über den Bestandsschutz 
hinaus keine weiteren immissionsschutzbezogenen Festsetzungen in Hinblick auf den Bestand, erforderlich.  
 
Zu: Organisation der Abstellflächen von Abfallgefäßen im Bereich der Bestandsgebäude 
 
Die Darstellungen in Bezug auf die vom Petenten angemerkte notwendige alternative Organisation der 
Unterbringung von Abfallgefäßen, welche den Bestandsnutzungen zuzuordnen sind, wird zur Kenntnis genommen. 
Nach Rücksprache der Verwaltung mit dem Vorhabenträger soll diese im Zuge der Errichtung der geplanten 
Stellplätze vor dem Gebäude Münstereifeler Straße Nr. 39 vorgenommen werden. Es wird jedoch grundsätzlich 
darauf hingewiesen, dass dieser Sachverhalt nicht Gegenstand des vorliegenden vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans ist. Insofern können hierzu keine Festsetzungen innerhalb des vorliegenden Planverfahrens 
getroffen werden. 
 
Zu: Bitte um Weitergabe der Schreiben vom 14.10.2021 und vom 16.10.2021 an den zuständigen Ausschuss der 
Stadt Rheinbach 
 
Der Bitte, die Schreiben vom 14.10.2021 und vom 16.10.2021, welche hier mit den Ordnungsnummern A 1.01c 
und 1.01d geführt werden, an den zuständigen Ausschuss der Stadt Rheinbach weiterzugeben, wird insofern 
gefolgt, als dass mit dem vorliegenden Dokument sämtliche im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit zum vorliegenden Planverfahren eingegangenen Stellungnahmen, als auch die Schreiben, welche 
im Nachgang der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit eingegangen sind, mit dem entsprechenden 
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Beschlussentwurf dem zuständigen Ausschuss vorgelegt werden. Die Stellungnahmen, welche mit Schreiben vom 
14.10.2021 und 16.10.2021 eingegangen sind, finden somit Berücksichtigung im planungsrechtlichen 
Abwägungsprozess zum vorliegenden Planverfahren. Von Seiten der Verwaltung wurde dem Petenten mit 
Schreiben vom 18.10.2021 die Aufnahme des Schreibens vom 16.10.2021, welches neben dem Schreiben vom 
14.10.2021 ebenfalls außerhalb der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3(1) BauGB 
eingegangen ist, in den weiteren Abwägungsprozess bestätigt.  
 
Zu: Erhalt der Bestandsgaragen als Überflutungsschutz / Verlegung der geplanten Tiefgaragenzufahrt / 
Verkehrsentstehung 
 
Der Anregung, die Garagen zwischen den Bestandsgebäuden an der Münstereifeler Straße zu erhalten, wird, wie 
bereits dargestellt, teilweise gefolgt. Die Garagen zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße 39 und 41, die 
zugunsten einer geplanten Stellplatzanlage weichen sollten, bleiben demnach erhalten. Um den Erhalt der Garagen 
zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße 47 und 49 zu prüfen, wurde eine Verlegung der Tiefgaragenzufahrt 
in den Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße anhand von zwei Varianten untersucht. Aufgrund der 
erforderlichen Rampenlänge ist eine Anordnung der Tiefgarage parallel zu den öffentlichen Verkehrsflächen 
Turmstraße bzw. zu den dort geplanten Neubauten nicht sinnvoll möglich. Daher wurden in den beiden Varianten 
überwiegend orthogonal zu den öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße ausgerichtete Tiefgaragen geprüft. Die 
zeichnerischen Darstellungen der Variantenprüfungen sind dem Kapitel 4.2 der Begründung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Fassung zum Offenlagebeschluss, zu entnehmen. 
 
In der Variante 1 „Gerade“ stellt die Tiefgarage dabei einen geraden Baukörper aus zwei Parkreihen und einer 
mittigen Fahrspur dar, die sich von der südöstlichen Gebäudekante des geplanten Haus 1 an der Turmstraße nach 
Nordosten erstreckt. Die Rampe ist zwischen Haus 1 und Haus 2 angeordnet und trifft etwa mittig auf die 
Tiefgarage. Bereits bei der Unterbringung von 32 Stellplätzen kommt diese Form der Tiefgarage nicht nur weit aus 
der Bestandsböschung heraus, sondern kollidiert auch mit dem Bestandsgebäude Münstereifeler Straße Nr. 45. 
Zudem hat Haus 1 fast keine Kellerräume mehr. Diese Variante wird daher als nicht umsetzungsfähig eingestuft.  
Bei Variante 2 „Gestuft“ wird die Gesamtlänge der Tiefgarage in zwei parallele Teilstücke geteilt. Die Rampe muss 
dann östlich von Haus 1 liegen und die Baugrube mit einem Verbau gesichert werden, was einen erhöhten Aufwand 
nach sich zieht. In dieser Variante ragen nun zwei Gebäudeecken der Tiefgarage aus der Bestandsböschung 
heraus. Insbesondere zum Bestandsgebäude Münstereifeler Straße Nr. 45 ergibt sich dadurch ein zu geringer 
Abstand. Zudem entfällt auch in dieser Variante nahezu der komplette Keller von Haus 1. Des Weiteren erhöht sich 
durch diese Variante, gegenüber der vorliegenden Ursprungsvariante mit Zufahrt von der Münstereifeler Straße, 
die versiegelte Fläche um ca. 160 m². Variante 2 ist vor diesem Hintergrund mit zu vielen Nachteilen behaftet und 
wird daher als nicht funktional eingestuft.  
 
Aus dem Ergebnis der Alternativenprüfung geht hervor, dass sich eine Tiefgaragenzufahrt von Seiten der 
öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße – bei Realisierung der erforderlichen Stellplatzzahl – nicht oder nur mit 
deutlich höherem Aufwand in Verbindung mit einer weiteren Beeinträchtigung der Bestandsbebauung 
einschließlich der Freibereiche realisieren lässt. Vor diesem Hintergrund soll der geplanten Anordnung der 
Tiefgaragenzufahrt von Seiten der Münstereifeler Straße gegenüber dem Erhalt der Garagengebäude zwischen 
den Gebäuden Münstereifeler Straße 47 und 49 der Vorrang eingeräumt werden.  
 
Die Überflutung der Keller der Bestandsbebauung soll zukünftig durch zusätzliche Maßnahmen verhindert werden, 
die nicht Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind. Dazu können Maßnahmen gehören, wie z.B. 
sogenannte Flutklappen/-schwellen oder die Erhöhung des Niveaus von Lichtschächten der Bestandsgebäude. In 
Bezug auf die geplanten baulichen Anlagen werden zudem Festsetzungen getroffen, die zu einer Vermeidung oder 
Verringerung von Schäden in Folge von Starkregenereignissen beitragen sollen.  
 
In Bezug auf die angemerkte Verkehrsentstehung ist anzumerken, dass durch den Erhalt der Garagengebäude 
zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße 39 und 41 die zusätzliche planbedingte Verkehrsbelastung der 
Münstereifeler Straße gegenüber der ursprünglichen Planvariante (Fassung zur frühzeitigen Beteiligung) reduziert 
werden kann. Gemäß dem Ergebnis des im Planverfahren erstellten Verkehrsgutachtens (vgl. PTV Transport 
Consult, Düsseldorf, 02/ 2021) sind jedoch auch auf Grundlage der ursprünglichen Planvariante an keinem der 
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untersuchten verkehrlichen Knotenpunkte Leistungsfähigkeitsdefizite zu erkennen. Insofern sind grundsätzlich 
keine baulichen Veränderungen im Bereich der untersuchten verkehrlichen Knotenpunkte sowohl auf Grundlage 
der geringfügig verkehrswirksameren Ursprungsvariante (Stand zur frühzeitigen Beteiligung) als auch auf 
Grundlage der nun weiterverfolgten Planvariante erforderlich. Die vorhandene Parklatzsituation im Bereich der 
Bestandsbebauung wird durch den Wegfall der Garagengebäude nicht weiter angespannt, da die entfallenden 
Garagengebäude durch die Anlage neuer Stellplätze für die Bestandsnutzungen im Vorbereich der 
Bestandsgebäude entlang der Münstereifeler Straße kompensiert werden. 
 
Zu: Errichtung der Neubauten mit Staffelgeschoss und Dachbegrünung  
 
In Hinblick auf die Anregung, die Neubauten als Staffelgeschossbauten mit Dachbegrünung zu errichten, wird 
hierbei zunächst vorausgesetzt, dass von Seiten des Petenten damit die Errichtung der Dachflächen der 
Hauptgebäude in Form von Flachdächern gemeint ist. Diesem Ansatz folgend wird auf die politische Beschlusslage 
verwiesen, gemäß derer sämtliche Dächer der Hauptgebäude im Rahmen der nun weiterverfolgten Planung 
ausschließlich in Form von Flachdächern einschließlich der bindenden Realisierung von 
Dachbegrünungsmaßnahmen planerisch weiterzuverfolgen sind. Die geänderte planungsrechtliche und 
hochbauliche Ausgangslage ist Bestandteil der Unterlagen zum geplanten Offenlagebeschluss. Insofern wird der 
diesbezüglichen Anregung des Petenten mittels angepasster Planinhalte Rechnung getragen. 
 
Zu: Erhalt des vorhandenen Baumstandortes im Vorbereich des Bestandsgebäudes Münstereifeler Straße Nr. 45 
 
In Bezug auf die vorgebrachte Anregung zum Erhalt des Baumstandortes im Vorbereich des Bestandsgebäudes 
Münstereifeler Straße Nr. 45 ist anzumerken, dass auf Grundlage der im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung 
fortgeführten Planungsinhalte im Gegensatz zum ursprünglichen Planstand die Anordnung von Stellplätzen in dem 
betreffenden Bereich nicht weiterverfolgt werden soll. Der in Rede stehende Baumstandort wird demnach, 
unabhängig und außerhalb der Festsetzungen zum vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan, erhalten. 
 
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass entgegen der Darstellung des Petenten, die Einstufung 
zur ökologischen Erhaltungswürdigkeit des vorhandenen Baumbestandes innerhalb des Plangebiets sowie an das 
Plangebiet angrenzend, nicht auf die Einschätzung der Vorhabenträgerin, sondern auf die Untersuchung durch das 
Baumfachbüro Torsten Roller (vgl. Baumfachbüro Torsten Roller, Kronberg/Ts., 02.10.2021) zurückzuführen ist. 
Die Untersuchung wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren durchgeführt.  
 
Anhand verschiedener Parameter und unter Einbeziehung der gestalterischen und ökologischen Funktion sowie 
der baumartspezifischen genetischen Disposition erfolgte hierbei eine zusammenfassende Bewertung der 
Erhaltenswürdigkeit in drei Kategorien: 
 
Hoch:   prägender Baum mit leichten Schäden und hoher Lebenserwartung 
Mittel:   vorgeschädigter Baum, genetisch bedingte mittlere Lebenserwartung oder eingeschränkte 

gestalterische bzw. ökologische Funktion 
Gering:   stark geschädigte Bäume mit geringer Lebenserwartung oder Exemplare mit geringer 

Funktionserfüllung 
 
 
Die Anregungen der mit den Schreiben vom 10.05.2021, 01.06.2021, 14.10.2021 und 16.10.2021 
eingegangenen Stellungnahmen A 1.01a, A 1.01b, A 1.01c und A 1.01d werden wie folgt berücksichtigt:  
 
Im Zuge der weiteren Planung wurde eine Artenschutzrechtliche Prüfung der Stufe I (ASP I) erstellt und 
dem weiteren Bebauungsplanverfahren, Fassung zum Offenlagebeschluss, zugrunde gelegt. Der 
Anregung zur Untersuchung der lärmtechnischen Auswirkungen auf die Bestandsnutzungen durch den 
Wegfall von Bestandsgaragen wurde entsprochen. In der schalltechnischen Untersuchung, Stand 10 / 22, 
wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren dahingehend das Kapitel 6.7 ergänzt. 
Der Anregung zum Erhalt der Bestandsgaragen aus Gründen des Schallschutzes, der Vermeidung 
vermehrter Luftschadstoffbelastungen und zum baulichen Schutz gegen Überflutungsgeschehen in Folge 
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von Starkregenereignissen wird anteilig, bezogen auf die Garagengebäude zwischen den Gebäuden 
Münstereifeler Straße Nr. 39 und 41, gefolgt. In Folge der Anregung zum Erhalt der Garagengebäude 
zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 und die damit verbundene Anregung zur 
Verlegung der geplanten Tiefgaragenzufahrt mit Zufahrt von Seiten der Turmstraße wurde 
vorhabenträgerseitig eine Alternativenprüfung durchgeführt. Der Anregung zur Verlegung der 
Tiefgaragenzufahrt in den Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße wird aufgrund der 
Ergebnisse der Alternativenprüfung hierbei jedoch nicht gefolgt. Der Anregung zur schadstoffbezogenen 
Untersuchung der Auswirkungen auf die Bestandsnutzungen durch den Wegfall von Garagengebäuden 
wurde gefolgt. Die Ergebnisse der gutachterlichen Einschätzung zur Luftschadstoffbeeinträchtigung (vgl. 
iMA cologne GmbH, Köln, 18.10.2021) wurde in die Begründung zum Bebauungsplan, Stand 
Offenlagebeschluss, im Kapitel 7.2.1.1 aufgenommen. Der Anregung zum Schutz der geplanten baulichen 
Anlagen vor Überflutung in Folge von Starkregenereignissen wird mittels der Aufnahme von 
diesbezüglichen Festsetzungen im Kapitel 8 der planungsrechtlichen Festsetzungen, Fassung zum 
Offenlagebeschluss, gefolgt. Der Bitte um Weitergabe der Schreiben vom 14.10.2021 und vom 16.10.2021 
an den zuständigen Ausschuss der Stadt Rheinbach (hier Stellungnahmen A 1.01c und A 1.01d) wird 
insofern gefolgt, als dass die Schreiben in die förmlichen Abwägungsunterlagen mit aufgenommen 
werden. Der Anregung zur Errichtung der geplanten Gebäude mit Staffelgeschoss und Dachbegrünung 
wird unter Berücksichtigung und Einhaltung der politischen Beschlusslage gefolgt.  
 
Der Anregung zum Erhalt des vorhandenen Baumstandortes im Vorbereich des Bestandgebäudes 
Münstereifeler Straße Nr. 45 außerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
wird vorhabenträgerseitig insofern gefolgt, als dass die Planung zur Anordnung von Stellplätzen in dem 
betreffenden Bereich nicht weiterverfolgt werden soll. Dieser Sachverhalt ist jedoch nicht Bestandteil des 
vorliegenden Planverfahrens. Der Anregung zur Umsetzung baulicher Maßnahmen zur Vermeidung oder 
Verringerung von Schäden in Folge von Starkregenereignissen im Bereich der Bestandnutzungen kann auf 
Ebene der Bauleitplanung nicht gefolgt werden, da diese Nutzungen nicht Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind. Insofern werden die diesbezüglichen Darstellungen des 
Petenten zur Kenntnis genommen. Der Überflutung der Keller der Bestandsnutzungen soll jedoch zukünftig 
von Seiten des Grundstückseigentümers durch zusätzliche bauliche Maßnahmen entgegengewirkt werden. 
Der Anregung zur Unterbringung zusätzlicher Stellplätze zugunsten der Bestandsnutzungen innerhalb der 
geplanten Tiefgarage wird nicht gefolgt. Von Seiten des Grundstückseigentümers sollen die durch die 
Planung entfallenden Stellplätze jedoch in Form einer Neuanlage in den Vorbereich der Bestandnutzungen 
entlang der Münstereifeler Straße entsprechend integriert werden. Dieser Sachverhalt ist jedoch nicht 
Bestandteil des vorliegenden Planverfahrens. Die Anregung zur Neuorganisation von 
Mülltonnenabstellflächen im Bereich der Bestandsgebäude ist nicht Gegenstand des vorliegenden 
Planverfahrens. Die Neuorganisation soll jedoch außerhalb des Planverfahrens durch den 
Grundstückseigentümer vorgenommen werden. Die sonstigen Darstellungen der mit den Schreiben vom 
10.05.2021, 01.06.2021 und 14.10.2021 eingegangenen Stellungnahmen A 1.01a, A 1.01b, A 1.01c und A 
1.01d werden zur Kenntnis genommen. 
 

 

  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 21 von 108 

 

A 1.02 Einwender 2 
Hier: Schreiben vom 31.05.2021 
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Beschlussentwurf zu A 1.02: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit dem Schreiben vom 31.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme A 1.02 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: 1 
 
Die vom Petenten dargestellte Abweichung der derzeitigen Parkplatzsituation in Bezug auf die Anordnung der 
bestehenden Parkplätze im Vergleich zur geplanten Anordnung der Stellplätze gemäß den Planunterlagen zum 
Stand der frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren wird zur Kenntnis genommen. In diesem Zusammenhang wird 
auch auf den zwischenzeitlich angepassten Stand der Stellplatzplanung im Vorhaben- und Erschließungsplan zum 
Stand des Offenlagebeschlusses hingewiesen Zudem wird auch der Hinweis zur derzeitigen Anordnung 
vorhandener Abfallgefäße im Bereich geplanter bzw. vorhandener Stellplatzflächen zur Kenntnis genommen. Nach 
Rücksprache der Verwaltung mit der Vorhabenträgerin ist die Neuorganisation der Lage der Abfallgefäße 
Bestandteil der Planungen zur Umorganisation der vorhandenen und der geplanten Stellplatzflächen innerhalb der 
Vor- und Seitenbereiche der Bestandsgebäude. Es wird jedoch grundsätzlich darauf hingewiesen, dass 
Umplanungen in Bezug auf Standplätze von Abfallgefäßen im Bereich der Bestandsnutzungen nicht Gegenstand 
des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind. Insofern können hierzu keine Festsetzungen 
innerhalb des vorliegenden Planverfahrens getroffen werden.  
 
In Hinblick auf die Herstellung der Anzahl erforderlicher Stellplätze ist hierbei grundsätzlich anzumerken, dass sich 
die Anzahl der erforderlichen Stellplätze regelmäßig am Zeitpunkt der jeweiligen Baugenehmigung der 
betreffenden baulichen Anlage im Zusammenhang mit der zu diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage ausrichtet. 
So sind gemäß der vorliegenden Baugenehmigung für die Bestandsnutzungen insgesamt 14 Stellplätze 
nachzuweisen. Die Herstellung der erforderlichen Stellplatzanzahl ist erfolgt. Darüber hinaus wurden von Seiten 
des Grundstückseigentümers im Nachgang der Herstellung der baulichen Anlagen weitere Stellplätze errichtet. Im 
Zusammenhang mit dem in Rede stehenden Bebauungsplanverfahren ist, bezogen auf die Bestandsnutzungen, 
jedoch lediglich der Nachweis zum Erhalt von 14 Stellplätzen erforderlich. Auf Grundlage der geplanten 
Neuorganisation der vorhandenen sowie der hinzutretenden vorhabenbedingten Stellplätze wird dieser Nachweis 
weiterhin erbracht. Der Umgang mit der über die Nachweispflicht hinausgehenden Stellplatzanzahl obliegt dabei 
regelmäßig dem Grundstückseigentümer, wenngleich die von Seiten des Petenten vorgebrachten Hintergründe 
und Sachdarstellungen in Bezug auf den Parkdruck und die derzeitige Parkplatzsituation innerhalb der privaten 
Grundstücksflächen von Seiten der Stadt Rheinbach anerkannt werden. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass in der Vergangenheit über den erforderlichen Stellplatzbedarf für die Bestandsnutzungen hinaus 
15 weitere Stellplätze geschaffen wurden, welche im Rahmen der Umorganisation der vorhandenen Stellplätze 
unter Berücksichtigung der geplanten hinzutretenden Stellplatzflächen weiterhin erhalten werden sollen.  
 
Zu: 2 
 
Um den artenschutzrechtlichen Belangen im Planverfahren fachlich ausreichend Rechnung zu tragen, wurde, 
unabhängig von den Anmerkungen des Petenten, im weiteren Planungsprozess eine Artenschutzprüfung I (ASP 
I), Fassung zum Offenlagebeschluss, erarbeitet und dem weiteren Bebauungsplanverfahren zugrunde gelegt (vgl. 
Geplante Baufeldfreimachung in der Münstereifeler Straße 39-49, 53359 Rheinbach, Rhein-Sieg-Kreis, Nordrhein-
Westfalen, Büro für Vegetationskunde, Tierökologie, Naturschutz (BfVTN), Dr. rer. nat. Olaf Denz, Stand 06/2021). 
Diese kommt in Bezug auf die vorgebrachten Darstellungen zu möglichen Fledermausvorkommen zu folgendem 
Ergebnis (nachfolgend kursiv dargestellt): 
 
„Für die vorhandenen Garagenbauten ist davon auszugehen, dass diese aktuell keine Bedeutung als Lebensraum 
für Gebäude- und Fassadenbrüter unter den Vögeln sowie für die Wildkatze unter den Säugetieren besitzt, ebenso 
nicht für die Zwergfledermaus und ggf. weitere Fledermausarten. Daher wird das geplante Vorhaben eines Abrisses 
einzelner Garagengebäude aus artenschutzrechtlicher Sicht als zulässig beurteilt. Es sind keine Maßnahmen zur 
Vermeidung und Minimierung artenschutzrechtlicher Beeinträchtigungen aus Sicht der untersuchten 
Tierartengruppen notwendig. Weder Vögel und ihre Niststätten noch die Wildkatze oder Fledermäuse und deren 
Quartiere sind aktuell unmittelbar durch den geplanten Abbruch betroffen, so dass es durch das Vorhaben nicht 
zum Eintritt von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1, Nr. 1-3 BNatSchG kommt, aufgrund derer artspezifische 
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Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 44, Abs. 5 BNatSchG erforderlich wären. Solche funktionserhaltenden 
Maßnahmen, so genannte CEF-Maßnahmen (Continuous ecological functionality-measures), dienen im 
Allgemeinen dem Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten, einschließlich der 
essenziellen Nahrungshabitate, im räumlichen Zusammenhang, die vorhabenbedingt beeinträchtigt werden. Um 
die ökologische Funktion der im Vorhabenbereich potenziell vorhandenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten, 
einschließlich der essenziellen Nahrungshabitate, im räumlichen Zusammenhang zu wahren, müssen die 
Maßnahmen vorgezogen, also vor Beginn des Vorhabens, durchgeführt werden. Eine Überprüfung von 
Ausnahmetatbeständen nach § 45, Abs. 7 BNatSchG für das dieser artenschutzrechtlichen Überprüfung zu Grunde 
liegende Vorhaben des Gebäudeabrisses ist nicht notwendig. 
 
Dies gilt auch für die Gehölze in Bezug auf Arten, deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten an dauerhafte 
Einrichtungen gebunden sind, denn es existieren weder dauerhafte Niststätten von Vögeln in Form von 
Greifvogelhorsten oder Spechthöhlen, noch Quartierpotenziale als Verstecke für Fledermäuse in Form von 
Baumhöhlen oder abblätternder Borke.  
 
Die Unbedenklichkeit zur Beseitigung gilt allerdings zeitlich nicht uneingeschränkt für die Gehölze, die auf dem 
Grundstück wachsen. Zwar besitzen die Bäume und Sträucher keine Bedeutung für Vögel und Fledermäuse, soweit 
es sich bei Vertretern aus der erstgenannten Gruppe um Arten handelt, die auf ausdauernde Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten angewiesen sind. Jedoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Gehölze aktuell von anderen 
Vogelarten genutzt werden, die saisonale Nester besitzen, wobei es sich dabei – wie festgestellt – nicht um 
planungsrelevante Arten handelt. Daher kann eine Beseitigung der Gehölze grundsätzlich nur außerhalb des 
Zeitraums der allgemeinen Brutzeit der Vögel stattfinden, welche vom 01.03. bis zum 30.09. eines Jahres andauert. 
 
Auf der Grundlage der aktuellen Gegebenheiten und unter Beachtung der vorgeschlagenen Regelungen kann dem 
Vorhaben zum Abriss der Garagengebäude sowie zur zeitlich eingeschränkten Beseitigung der Gehölze damit 
artenschutzrechtlich zugestimmt werden.“    
 
Insofern wird die Darstellung in Bezug auf die Ansiedlung von Fledermäusen innerhalb des Plangebiets unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung zur Kenntnis genommen. 
 
Zu: Anmerkungen zu 1 
 
In Bezug auf die angemerkte Notwendigkeit zur Fällung von Einzelbäumen zugunsten der Anlage von Stellplätzen 
für Bestandsmieter im Vorbereich der Bestandsgebäude ist anzumerken, dass auf Grundlage der im Nachgang der 
frühzeitigen Beteiligung fortgeführten Planungsinhalte im Gegensatz zum ursprünglichen Planstand die Anordnung 
von Stellplätzen in den betreffenden Bereichen nicht weiterverfolgt werden soll. Die in Rede stehenden 
Baumstandorte werden demnach, unabhängig und außerhalb der Festsetzungen zum vorliegenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan, erhalten. 
 
In Hinblick auf die ökologische Bewertung der Baumstandorte im Plangebiet wurde unabhängig davon im 
Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren eine Überprüfung der Bäume auf die Verkehrssicherheit 
und die Erhaltenswürdigkeit durch das Baumfachbüro Torsten Roller (vgl. Baumfachbüro Torsten Roller, 
Kronberg/Ts., 02.10.2021) durchgeführt. Anhand verschiedener Parameter und unter Einbeziehung der 
gestalterischen und ökologischen Funktion sowie der baumartspezifischen genetischen Disposition erfolgte hierbei 
eine zusammenfassende Bewertung der Erhaltenswürdigkeit in drei Kategorien: 
 
Hoch:   prägender Baum mit leichten Schäden und hoher Lebenserwartung 
Mittel:   vorgeschädigter Baum, genetisch bedingte mittlere Lebenserwartung oder eingeschränkte 

gestalterische bzw. ökologische Funktion 
Gering:   stark geschädigte Bäume mit geringer Lebenserwartung oder Exemplare mit geringer 

Funktionserfüllung 
 
Auf Grundlage der Bestandsvermessung wurden 17 vorhandene Bestandslaubbäume auf dem Grundstück der 
Vorhabenträgerin sowie in den angrenzenden Verkehrsflächen ausgewiesen (siehe zeichnerischer Teil zum 
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vorhabenbezogenen Bebauungsplan). Da es sich bei den Bäumen Nr. 2 und 3 um nur einen Baum mit zwei 
Stämmen handelt, wurden diese im Rahmen der Baumuntersuchung als ein Baum beurteilt. Demnach wurden von 
den 16 vorhandenen Bestandslaubbäumen 
  

• zwei Bäume mit einer hohen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 4 und 8), 
• sechs Bäume mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 5, 9, 10, 13, 14 und 17) 
• und acht Bäume mit einer geringen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 1, 2 bzw. 3, 6, 7, 11, 12, 15 und 16) 

eingestuft.  
 
Die Bäume mit hoher Erhaltenswürdigkeit befinden sich beide außerhalb des Geltungsbereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans bzw. des Vorhaben- und Erschließungsplans und werden, wie bereits 
ausgeführt, im Rahmen der Planung erhalten. Von den Bäumen mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit befinden 
sich die Bäume Nr. 13, 14 und 17 innerhalb des Geltungsbereiches. Diese Bäume können aufgrund der Planung 
bzw. des erforderlichen Baugrubenaushubs voraussichtlich nicht erhalten werden. Von den Bäumen mit einer 
geringen Erhaltenswürdigkeit befindet sich lediglich Baum Nr. 12 innerhalb des Geltungsbereiches, der ebenfalls 
aus oben genannten Gründen nicht erhalten werden kann. Durch die Planung entfallen somit 4 Bäume (3 Bäume 
mittlerer und ein Baum geringer Erhaltenswürdigkeit). Durch die Aufnahme von Festsetzungen zur Anpflanzung 
von Bäumen und zusätzlich der Anpflanzung von Hecken im textlichen Teil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans im Abschnitt A sowie im zeichnerischen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
werden jedoch Kompensationsmaßnahmen in Hinblick auf die entfallenden Vegetationsbestände erzielt.  
 
Zu: Information der Öffentlichkeit / Berücksichtigung Bestandsmieter*innen  
 
Die Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen werden, wie auch im vorliegenden Falle, als öffentlich-
rechtliche Verfahren durchgeführt. Die Beratungen und Beschlüsse zu allen Bebauungsplanverfahren werden in 
öffentlichen Sitzungen durch den Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen sowie nachfolgend durch den Rat 
der Stadt Rheinbach beraten und gefasst. Die Öffentlichkeit hat hierbei jederzeit die Möglichkeit, an den Sitzungen 
als Zuschauer teilzunehmen und sich ein eigenes Meinungsbild zu verschaffen. Die Tagesordnungen der 
Sitzungen werden im Vorfeld regelmäßig auf der Internetseite der Stadt Rheinbach veröffentlicht. Die 
Veröffentlichungen zu den einzelnen Beschlüssen sowie zu Beteiligungen der Öffentlichkeit finden im Nachgang 
der politischen Gremiensitzungen sowohl im Amtsblatt der Stadt Rheinbach (hier: Kultur und Gewerbe) als auch 
auf der Internetseite der Stadt Rheinbach statt. Insofern wird und wurde der gesetzlich erforderlichen Information 
der Öffentlichkeit im Sinne der inhaltlichen Anstoßwirkung sowie der Fristenregelung in Bezug auf die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit Rechnung getragen. Eine darüberhinausgehende personalisierte Information der 
Öffentlichkeit ist nicht möglich. Abschließend ist anzumerken, dass der mangelnde Erhalt des Amtsblatts im 
Einzelnen auf Grundlage der Darstellungen des Petenten nicht nachvollzogen werden kann. Es wird jedoch darauf 
hingewiesen, dass das Amtsblatt als Printexemplar auch im Rathaus der Stadt Rheinbach zu den Öffnungszeiten 
des Rathauses erhältlich ist.  
 
In Bezug auf die weiteren vorgebrachten Darstellungen des Petenten hinsichtlich des Innenverhältnisses zwischen 
dem Grundstückseigentümer und den Bestandsmieter*innen, zur Beschreibung von Baumängeln innerhalb der 
Bestandsnutzungen sowie zur Organisation von Bauabläufen innerhalb der privaten Grundstücksflächen ist 
anzumerken, dass diese Inhalte nicht Gegenstand des in Rede stehenden öffentlich-rechtlichen Verfahrens sind. 
Festsetzungen sind hierzu auf planungsrechtlicher Ebene mangels fehlender Ermächtigungsgrundlage nicht 
möglich. Insofern können die vorgebrachten Darstellungen des Petenten lediglich zur Kenntnis genommen werden. 
 
Zu: Wegfall von Garagengebäuden und vorhandener Begrünung  
 
Im Zuge der weiteren Planung im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 
der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. der §§ 3(1) und 4(1) BauGB wurde die Verlegung der 
Tiefgaragenzufahrt sowie die alternative Anordnung von oberirdischen Stellplätzen zugunsten des möglichen 
Erhalts der Garagengebäude geprüft. Aus dem Ergebnis dieser Prüfung geht hervor, dass die Gargengebäude 
zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße Nr. 39 und 41 erhalten bleiben sollen. Der Abriss der 
Garagengebäude zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße 47 und 49 ist jedoch weiterhin erforderlich. Die 
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diesbezüglichen Prüfergebnisse und Erläuterungen sind dem Kapitel 4.2 der Begründung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan, Fassung zum Offenlagebeschluss, zu entnehmen. 
 
In diesem Zusammenhang wurden die durch das Vorhaben bewirkten Emissionen in Bezug auf den umgebenden 
Bestand sowie die auf das Vorhaben einwirkenden Immissionen gutachterlich erhoben und bewertet. Im Nachgang 
der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. der §§ 3(1) und 4(1) BauGB wurden hierbei zusätzlich auch die möglichen immissionsschutzbezogenen 
Auswirkungen auf die Bestandsnutzungen durch den teilweisen Wegfall der Garagengebäude mit untersucht. Die 
Ergebnisse sind der ergänzten Schalltechnischen Untersuchung, erstellt durch das Büro für Schallschutz, 
Umweltmessungen und Umweltkonzepte, Michael Mück, Stand 10 /2022, Kapitel 6.7, zu entnehmen. 
 
Aus dem Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung geht gemäß den Ausführungen des Fachgutachtens 
hervor, dass im Bereich der Bestandsbebauung entlang der Münstereifeler Straße an den Nordfassaden die 
Differenz zwischen dem Ist- und dem Planfall in einem Bereich von + 0,4 dB(A) liegt. Diese planbedingte Erhöhung 
führt jedoch zu keiner weiteren Überschreitung der bereits festgestellten Überschreitung der Immissionswerte 
sowie der Orientierungswerte im Bestandsfall. In Bezug auf die möglichen Immissionen im Bereich der Ost- und 
der Westfassaden der Bestandsgebäude ist festzustellen, dass im Sinne der für die Untersuchung zugrunde 
zulegenden DIN 4109 hier grundrissbezogen nicht schützenswerte Räume angeordnet sind. Im Bereich der u.a. 
mit schützenswerten Räumen ausgestatteten Südfassaden der Bestandsbebauung sind mehrere Effekte 
abzulesen. Zum einem werden hier zum Teil die Geräusche der südlich gelegenen öffentlichen Verkehrsflächen 
(Turmstraße, Münstergäßchen) durch die geplante Bebauung im Süden des Untersuchungsgebietes an den 
Südfassaden der Bestandsbebauung abgeschirmt, was zu einer Verringerung der vorhandenen 
Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr führt. Zum anderen wird der angehobene Anteil der 
Geräuschimmissionen der Münstereifeler Straße im Bereich der westlichen Lücke, die durch das Niederlegen der 
Garage entstanden ist, durch die geminderte Einwirkung der Anteile der südlich gelegenen öffentlichen 
Verkehrsflächen in Summe nahezu kompensiert. Im Bereich der südlichen Fassaden der Bestandsbebauung mit 
den schützenswerten Räumen ist für den Ist- und den Planfall weiterhin festzustellen, dass die Orientierungswerte 
der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) eingehalten werden Somit werden 
auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) 
nachts weiterhin eingehalten. Da sich auch vor dem Hintergrund der weiteren Ergebnisse der Schalltechnischen 
Untersuchung durch das geplante Vorhaben in Summe keine unzumutbaren zusätzlichen Beeinträchtigungen 
hinsichtlich der Lärmauswirkungen auf den Bestand ergeben, sind über den Bestandsschutz hinaus keine weiteren 
immissionsschutzbezogenen Festsetzungen in Hinblick auf den Bestand, erforderlich.  
 
In Hinblick auf den vom Petenten angemerkten Wegfall von Flora ist anzumerken, dass die in Rede stehenden 
privaten nicht überbauten Grundstücksflächen im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach als 
Wohnbauflächen (W) dargestellt sind. Die Ziele der übergeordneten Planung sehen demnach für diese Flächen 
grundsätzlich die Möglichkeit der Bebauung im Sinne der städtebaulichen Nachverdichtung vor. Der vom Petenten 
dargestellte Verlust von Grünflächen ist zwar zutreffend, jedoch sind diese Grünflächen demnach auf Grundlage 
der Ziele der übergeordneten Planung nicht vollständig für den dauerhaften Erhalt vorgesehen. Bezugnehmend 
auf den vom Petenten dargestellten Verlust von Grünflächen ist zudem festzuhalten, dass im Zuge des 
Entscheidungsprozesses in Hinblick auf die Inanspruchnahme vormals unbebauter Flächen im Innenbereich die 
gesetzlichen Regelungen der §§ 1 (5) BauGB und 1a Abs. 2 BauGB Anwendung finden. Im Rahmen der 
vorliegenden Planung werden jedoch die im § 17 BauNVO genannten Orientierungswerte in Bezug auf das Maß 
der baulichen Nutzung für die geplante Art der baulichen Nutzung nicht überschritten, so dass im Zuge der 
baulichen Nachverdichtung im Sinne der anteiligen Inanspruchnahme von Grundstücksflächen sowohl der Erhalt 
ausreichender Freiflächen innerhalb der privaten Grundstücksflächen als auch in Hinblick auf das umgebende 
bauliche Umfeld, welches ähnliche städtebauliche Körnungen aufweist, eine städtebaulich verträgliche 
Implementierung der hinzutretenden Bebauung gewährleistet wird. Demnach stehen auch nach der Realisierung 
des geplanten Vorhabens weiterhin unversiegelte Grundstücksflächen zur Verfügung, welche, wie bereits 
ausgeführt, einer Begrünung und Bepflanzung zugeführt werden.  
 
In Hinblick auf den Wegfall der Fauna ist anzumerken, dass, gem. dem Ergebnis der Artenschutzprüfung I (ASP I), 
Fassung zum Offenlagebeschluss, sowohl durch den geplanten Abbruch von Garagengebäuden als auch durch 
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die notwendige Entfernung von Gehölzen innerhalb der bisher unbebauten Grundstücksbereiche keine 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1, Nr. 1-3 BNatSchG ausgelöst werden. Insofern ist das Vorhaben als 
artenschutzrechtlich zulässig einzustufen. Um die ökologische Funktion der im Vorhabenbereich potenziell 
vorhandenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten, einschließlich der essentiellen Nahrungshabitate, im räumlichen 
Zusammenhang zu wahren, wird von Seiten des Gutachters darauf hingewiesen, dass der Abbruch von 
Garagengebäuden sowie die Entnahme von Gehölzen vorgezogen, also vor Beginn des Vorhabens, durchgeführt 
werden müssen. Der Zeitraum zur Entnahme von Gehölzen ist hierbei, gemäß den Vorgaben des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), regelmäßig nur außerhalb des allgemeinen Brutzeitraums von Vögeln 
zulässig und demnach in der Zeit vom 01.03. bis zum 30.09. eines jeden Jahres unzulässig. Um die vorgenannten 
artenschutzrechtlichen Vorgaben planungsrechtlich zu sichern, wurde hierfür eine entsprechende Festsetzung 
aufgenommen. Insofern sind die durch die Planung vorgesehenen Eingriffe in die Fauna und Flora unter 
Berücksichtigung des Erhalts größerer zusammenhängender unbebauter Grundstücksflächen, der bereits 
vorgenannten Kompensation entfallender Baumstandorte durch Ersatzpflanzungen im Plangebiet, der Aufnahme 
von Festsetzungen zur Anpflanzung von Hecken sowie unter Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen 
Zulässigkeit der geplanten baulichen Eingriffe als planungsrechtlich vertretbar zu bewerten. 
 
 
Den Anregungen der mit dem Schreiben vom 31.05.2021 eigegangenen Stellungnahme A 1.02 werden wie 
folgt berücksichtigt: 
 
Im Zuge der weiteren Planung wurde eine Artenschutzrechtliche Prüfung der Stufe I (ASP I) erstellt und 
dem weiteren Bebauungsplanverfahren, Fassung zum Offenlagebeschluss, zugrunde gelegt. Den 
Darstellungen zur Berücksichtigung vorhandener Baumstandorte wird insofern gefolgt, als dass hierzu 
zwischenzeitlich eine Baumkartierung mit Bewertung der Erhaltungswürdigkeit einschließlich der 
Baumstandorte im Bereich der Bestandsnutzungen entlang der Münstereifeler Straße vorgenommen und 
ergebnisbezogen in die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Fassung zum 
Offenlagebeschluss, im Kapitel 7.2.4.2 aufgenommen wurde. Unabhängig vom vorliegenden Planverfahren 
wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass auf Grundlage des Planstandes zum 
Offenlagebeschluss von einem Eingriff in den Baumbestand entlang der Münstereifeler Straße zugunsten 
der Anlage von Stellplätzen abgesehen werden soll. Die Darstellungen zu möglichen lärmtechnischen 
Beeinträchtigungen auf die Bestandsnutzungen durch den Wegfall von Bestandsgaragen wurdeen 
berücksichtigt. Im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren wurde die schalltechnische 
Untersuchung um diesen Untersuchungsgegenstand ergänzt. Die Ergebnisse der ergänzenden 
Untersuchung wurden im Kapitel 6.7 der schalltechnischen Untersuchung, Stand 10 / 22, aufgenommen. 
Die sonstigen Darstellungen der mit dem Schreiben vom 31.05.2021 eingegangenen Stellungnahme A 1.02 
werden zur Kenntnis genommen. 
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A 1.03 Einwender 3 
Hier: Schreiben vom 11.05.2021 

 

Beschlussentwurf zu A 1.03: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit dem Schreiben vom 11.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme A 1.03 wie folgt zu entscheiden: 
 
Hinweis der Verwaltung zur Klarstellung:  
Die Stellungnahme des Petenten bezieht sich hierbei inhaltlich auf die vorgebrachten Anmerkungen, Anregungen 
und sonstigen Darstellungen der Stellungnahmen mit den in diesen Unterlagen geführten Ordnungsnummern A 
1.01a, A 1.01b, A 1.01c und A 1.01d im Rückgriff auf das Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB. Die zu den vorgebrachten Anmerkungen, Anregungen und sonstigen Darstellungen der Stellungnahmen 
mit den Ordnungsnummern A 1.01a, A 1.01b, 1.01c und 1.01d erstellten Erläuterungen sowie der zugehörige 
Beschlussvorschlag werden daher nachfolgend inhaltlich identisch aufgeführt:  
 
Zu: Bezahlbarer Wohnraum in den Bereichen „Pallottistraße“ und „Majolikagelände“  
 
Die bereits durch die verbindliche Bauleitplanung erfassten und vom Rat der Stadt Rheinbach als Satzung 
beschlossenen Flächen in den Bereichen „Pallottistraße“ und des ehemaligen „Majolikageländes“ einschließlich 
der zugehörigen städtebaulichen Verträge sind nicht Gegenstand der in Rede stehenden Bauleitplanung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Die Darstellungen des Petenten werden jedoch zur Kenntnis genommen. 
 
Zu: Dimensionierung / Stellung der geplanten baulichen Anlagen / Abstandsflächen und städtebauliche Dichte 
 
Die Erläuterungen zu den Hintergründen des planerischen Ansatzes in Hinblick auf die Anordnung, 
Dimensionierung und Stellung der geplanten baulichen Anlagen sind dem Kapitel 4.3 Städtebauliches Konzept der 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Stand: Februar 2021 (Vorentwurf, frühzeitige Beteiligung) 
sowie der Entwurfsfassung zur Offenlage, Stand: November 2022 zu entnehmen. Im Zuge dieser Planung werden 
die bauordnungsrechtlich einzuhaltenden Abstandsflächen auf Grundlage der Regelungen der Landesbauordnung 
Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sowohl zwischen den geplanten baulichen Anlagen, als auch zwischen der 
umgebenden Bestandsbebauung und den geplanten baulichen Anlagen entsprechend eingehalten. Zudem wird 
mit der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 den städtebaulichen Orientierungswerten des § 17 BauNVO 
entsprochen. Insofern wird auf bauordnungsrechtlicher Ebene die Einhaltung gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gewährleistet und auf planungsrechtlicher Ebene eine insgesamt städtebaulich verträgliche und 
für die geplante Nutzungsart zulässige bauliche Dichte im Sinne des geplanten, durch Hauptgebäude bewirkten 
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anteiligen Versiegelungsgrades innerhalb der privaten Grundstücksflächen, erreicht. Dennoch wurden im Zuge der 
weiteren Bearbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung aus 
Gründen der Rücksichtnahme auf die östlich an das Plangebiet angrenzende Nachbarbebauung die überbaubaren 
Grundstücksflächen im östlichen Teilbereich gegenüber der Ursprungsplanung um ca. 1,90 m abgerückt.     
 
Zu: Verlust von Grünflächen 
 
Die in Rede stehenden privaten nicht überbauten Grundstücksflächen sind im rechtsgültigen Flächennutzungsplan 
der Stadt Rheinbach als Wohnbauflächen (W) dargestellt. Die Ziele der übergeordneten Planung sehen demnach 
für diese Flächen grundsätzlich die Möglichkeit der Bebauung im Sinne der städtebaulichen Nachverdichtung vor. 
Der vom Petenten dargestellte Verlust von Grünflächen ist zwar zutreffend, jedoch sind diese Grünflächen 
demnach auf Grundlage der Ziele der übergeordneten Planung nicht vollständig für den dauerhaften Erhalt 
vorgesehen. Bezugnehmend auf den vom Petenten dargestellten Verlust von Grünflächen ist zudem festzuhalten, 
dass im Zuge des Entscheidungsprozesses in Hinblick auf die Inanspruchnahme vormals unbebauter Flächen im 
Innenbereich die gesetzlichen Regelungen der §§ 1 (5) BauGB und 1a Abs. 2 BauGB Anwendung finden. Im 
Rahmen der vorliegenden Planung werden jedoch, wie bereits ausgeführt, die im § 17 BauNVO genannten 
Orientierungswerte in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung für die geplante Art der baulichen Nutzung nicht 
überschritten, so dass im Zuge der baulichen Nachverdichtung im Sinne der anteiligen Inanspruchnahme von 
Grundstücksflächen sowohl der Erhalt ausreichender Freiflächen innerhalb der privaten Grundstücksflächen als 
auch in Hinblick auf das umgebende bauliche Umfeld, welches ähnliche städtebauliche Körnungen aufweist, eine 
städtebaulich verträgliche Implementierung der hinzutretenden Bebauung gewährleistet wird.  
 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass in Hinblick auf den vorgebrachten Aspekt der Flächeninanspruchnahme, 
von Seiten des Vorhabenträgers unabhängig vom vorliegenden Planvorhaben eine Teilentsiegelung der 
Bestandsparkplätze im Bereich der Münstereifeler Straße durch den künftigen Einsatz von Rasengittersteinen 
vorgesehen ist. Hierdurch soll auch in Bezug auf den Bestand ein Beitrag zur Teilentsiegelung bereits versiegelter 
Flächen geleistet werden.   
 
Zu: Artenschutzprüfung 
 
Der Einwand, dass die Artenschutzrechtliche Voreinschätzung keine Gültigkeit mehr besitzt ist berechtigt. Um 
unabhängig davon den artenschutzrechtlichen Belangen im Planverfahren fachlich ausreichend Rechnung zu 
tragen, wurde im weiteren Planungsprozess eine Artenschutzprüfung I (ASP I), Fassung zum Offenlagebeschluss, 
erarbeitet, die dem weiteren Bebauungsplanverfahren zugrunde gelegt wird (vgl. Geplante Baufeldfreimachung in 
der Münstereifeler Straße 39-49, 53359 Rheinbach, Rhein-Sieg-Kreis, Nordrhein-Westfalen, Büro für 
Vegetationskunde, Tierökologie, Naturschutz (BfVTN), Dr. rer. nat. Olaf Denz, Stand 06/2021). Die Befragung von 
Bewohner*innen ist hierbei regelmäßig nicht Gegenstand der fachgutachterlichen Bearbeitungsinhalte in Hinblick 
auf die Bestandsaufnahme und Bewertung von artenschutzrechtlichen Belangen und wird daher im Rahmen der 
artenschutzrechtlichen Prüfung regelmäßig nicht vorgenommen. Dennoch hat seitens der Vorhabenträgerin eine 
Mieterinformationsveranstaltung mit der Gelegenheit zur Rückmeldung in Bezug auf mögliche artenschutzrechtlich 
zu berücksichtigende Inhalte stattgefunden. Hierbei wurden keine entsprechenden Rückmeldungen gegeben, 
nachdem auf die anstehende Erarbeitung der ASP I hingewiesen wurde.  
 
In Bezug auf die vorgebrachten Anmerkungen zu möglichen planungsrelevanten Artvorkommen innerhalb der 
Bestandsbebauung ist anzumerken, dass aus artenschutzrechtlicher Sicht aufgrund der vollständigen 
Wohnnutzungen in allen Geschossen hierbei lediglich die vorhandenen Garagengebäude in Betracht gezogen 
werden könnten. Aus dem Ergebnis der diesbezüglich vorgenommenen Prüfung sämtlicher Garagengebäude 
weisen diese nachweislich keine aktuelle Bedeutung als Lebensraum für Gebäude- und Fassadenbrüter unter den 
Vögeln sowie für die Wildkatze und Fledermäuse unter den Säugetieren auf. Aus artenschutzrechtlicher Sicht 
werden daher Abrissmaßnahmen im Bereich der Garagengebäude als zulässig beurteilt. Im Gegensatz zur 
ursprünglichen Planung, Fassung zur frühzeitigen Beteiligung im Bebauungsplanverfahren, ist jedoch nun lediglich 
der Abriss der Garagengebäude zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 zugunsten der 
Zufahrt zur geplanten Tiefgarage vorgesehen. Die Garagengebäude zwischen den Gebäuden Münstereifeler 
Straße 39 und 41 sollen demnach zukünftig erhalten werden. 
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Zu: Schutzanspruch / Berücksichtigung Bestandsmieter*innen 
 
Im Zuge der Planung wurden die durch das Vorhaben bewirkten Lärmemissionen in Bezug auf den umgebenden 
Bestand sowie die auf das Vorhaben einwirkenden Lärmimmissionen gutachterlich erhoben und bewertet. Die aus 
dem Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung (vgl. Schalltechnische Untersuchung, Büro für Schallschutz, 
Umweltmessungen und Umweltkonzepte, Michael Mück, Stand 10 / 2022) hervorgehenden erforderlichen passiven 
Schallschutzmaßnahmen wurden durch Festsetzungen im Bebauungsplan planungsrechtlich gesichert. In Bezug 
auf den vom Petenten vorgebrachten Schutzanspruch ist hierbei festzustellen, dass für die Bestandsnutzungen 
grundsätzlich der Bestandsschutz anzusetzen ist. Da sich gemäß den Ergebnissen der Schalltechnischen 
Untersuchung durch das geplante Vorhaben keine unzumutbaren zusätzlichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der 
Lärmauswirkungen auf den Bestand ergeben, sind über den Bestandsschutz hinaus keine weiteren 
immissionsschutzbezogenen Festsetzungen in Hinblick auf den Bestand erforderlich. Aus den schalltechnischen 
Untersuchungsergebnissen geht jedoch zusätzlich hervor, dass aufgrund der bestehenden Lärmeinwirkungen 
durch den Straßenverkehr im Bereich der Münstereifeler Straße für die Bestandsnutzungen passive 
Lärmschutzmaßnahmen zu prüfen sind, sofern genehmigungspflichtige bauliche Veränderungen an den 
Bestandsgebäuden vorgenommen werden sollen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass bauliche Eingriffe im 
Bereich der Bestandsgebäude zum Zwecke der Unterbringung von Wohnnutzungen grundsätzlich nicht im 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit dem vorliegenden Planverfahren stehen und somit nicht Gegenstand 
des Planverfahrens sind. 
 
Zu: Stellplatzanzahl / Anordnung von Stellplätzen / Anwendung der Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung der 
Stadt Rheinbach / Schadstoff- und Lärmbelastung durch die Stellplatzplanung 
 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich regelmäßig am Zeitpunkt der jeweiligen Baugenehmigung der 
betreffenden baulichen Anlage im Zusammenhang mit der zu diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage aus. So sind 
gemäß der vorliegenden Baugenehmigung für die Bestandsnutzungen insgesamt 14 Kfz-Stellplätze nachzuweisen. 
Die Herstellung der erforderlichen Stellplatzanzahl ist erfolgt. Darüber hinaus wurden von Seiten des 
Grundstückseigentümers im Nachgang der Herstellung der baulichen Anlagen weitere Kfz-Stellplätze errichtet. Im 
Zusammenhang mit dem in Rede stehenden Bebauungsplanverfahren ist, bezogen auf die Bestandsnutzungen, 
jedoch, gemäß den ursprünglichen Baugenehmigungsunterlagen, lediglich der Nachweis zum Erhalt von 14 Kfz-
Stellplätzen erforderlich. Auf Grundlage der geplanten anteiligen Neuorganisation der vorhandenen sowie der 
hinzutretenden vorhabenbedingten Kfz-Stellplätze wird dieser Nachweis weiterhin erbracht. Der Umgang mit der 
über die Nachweispflicht hinausgehenden Kfz-Stellplatzanzahl obliegt dabei regelmäßig dem 
Grundstückseigentümer.  
 
Im Zuge der weiteren Planung im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren wurden die Planinhalte 
dahingehend modifiziert, als dass nun lediglich die Garagengebäude zwischen den Bestandsgebäuden 
Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 sowie die in diesem Bereich angrenzenden Kfz-Stellplätze zugunsten der 
Zufahrt zur geplanten Tiefgarage entfallen sollen. Der vorhergehende Planungsansatz zur Neuordnung der Kfz-
Stellplätze zwischen den Bestandsgebäuden Münstereifeler Straße Nr. 39 und 41 sowie die vom Petenten 
dargestellte alternative Anordnungsmöglichkeit der vorhandenen und der vormals geplanten Kfz-Stellplätze sind 
somit obsolet. Die vom Petenten zusätzlich vorgeschlagene alternative Nutzungsmöglichkeit der Kfz-Stellplätze ist 
nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. Der Sachverhalt ist daher, unabhängig vom 
Planverfahren, auf privatrechtlicher Ebene mit dem Grundstückseigentümer abzustimmen. Sofern sich hieraus 
genehmigungspflichtige Tatbestände ergeben, sind diese von Seiten des Grundstückseigentümers im Vorfeld dem 
Bauordnungsamt der Stadt Rheinbach zur Prüfung vorzulegen.  
 
In Bezug auf die vom Petenten vorgebrachte Anwendung der Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt 
Rheinbach ist festzustellen, dass diese nur für Neubauvorhaben oder, in Bezug auf die Stellplatznachweispflicht, 
für genehmigungspflichtige Umbauvorhaben ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung anzuwenden ist. 
Eine rückwirkende Anwendung dieser Satzung ergibt sich hierdurch nicht. Da im Bereich der Bestandsnutzungen 
keine genehmigungspflichtigen baulichen Veränderungen in Hinblick auf die vorhandenen Wohnflächen 
vorgenommen werden sollen, entsteht demnach kein rechtlicher Handlungsansatz zur Anwendung der Stellplatz- 
und Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt Rheinbach.  
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Im Falle der geplanten baulichen Nachverdichtung kommt dagegen die städtische Stellplatz- und 
Fahrradabstellplatzsatzung folgerichtig zur Anwendung. Auf Grundlage der Ursprungsplanung in der Fassung zur 
frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren (49 Kfz-Stp. erforderlich) sowie der nun weiterverfolgten Planung 
(lediglich 44 Kfz-Stp. aufgrund reduzierter Bruttogeschossflächen (BGF) erforderlich) werden für die geplanten 
Anlagen die Vorgaben dieser Satzung vollständig erfüllt. Unter Berücksichtigung des Nachweises zum Erhalt der 
bauordnungsrechtlich notwendigen Kfz-Stellplätze für die Bestandsnutzungen werden die Vorgaben zur 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs damit sowohl auf planungsrechtlicher Ebene, bezogen auf die Inhalte des 
vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans, als auch auf bauordnungsrechtlicher Ebene, bezogen auf die 
Bestandsnutzungen, vollständig eingehalten. Demnach ist auch die vom Petenten angeregte Erweiterung der 
geplanten Tiefgarage zum Zwecke der Unterbringung von weiteren Kfz-Stellplätzen für die Bestandsnutzungen auf 
planungsrechtlicher Ebene nicht zwingend erforderlich. Unabhängig davon ist anzumerken, dass eine wesentliche 
Vergrößerung der geplanten Tiefgarage im Sinne der Erhöhung der Stellplatzanzahl, wie vom Petenten dargestellt, 
aufgrund der dann erreichten Stellplatzanzahl bautechnisch die Notwendigkeit der Einrichtung einer jeweils separat 
geführten zweispurigen Ein- und Ausfahrt nach sich ziehen würde. Dies würde wiederum zu einer Erhöhung der 
Oberflächenversiegelung sowie zu einer, der geplanten Ein- und Ausfahrt gegenüber räumlich in dichter Abfolge 
liegenden, zusätzlichem verkehrlichen Anbindung der Grundstücksflächen an das bestehende Verkehrssystem mit 
der einhergehenden Notwendigkeit zum Abriss weiterer Garagengebäude im Bereich des Bestandes führen. Um 
sowohl die Oberflächenversiegelung nicht über das vorhabenbedingt notwendige Maß hinaus weiter zu erhöhen, 
als auch das mögliche verkehrliche Konfliktpotential im Bereich der Münstereifeler Straße durch vermehrte 
Grundstückszu- und -abfahrten nicht zu erhöhen, soll auch aus diesen Gründen von einer Unterbringung von 
Stellplätzen für die Bestandsnutzungen Abstand genommen werden.  
 
Den Bedenken hinsichtlich der mit dem Abriss der Garagen zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße Nr. 39 
und 41 verbundenen Luftschadstoffbelastung der Bestandsbewohner*innen wird dahingehend gefolgt, als dass 
diese Garagengebäude erhalten bleiben. Bezüglich der mit dem Abriss der Garagen zwischen den Gebäuden 
Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 verbundenen Luftschadstoffbelastung der Bestandsbewohner*innen wurde im 
Nachgang der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB eine gutachterliche Einschätzung durch die iMA Cologne GmbH vorgenommen 
(vgl. iMA cologne GmbH, Köln, 18.10.2021). Diese kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund der möglichen 
planbedingten Zusatzemissionen durch verkehrsbedingte Luftschadstoffe im Prognose-Planfall nicht davon 
auszugehen ist, dass die Grenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz menschlicher Gesundheit erstmals erreicht 
oder gar überschritten werden. Dabei wird die Situation so eingeschätzt, dass bereits im Prognose-Nullfall die 
Grenzwerte der 39. BImSchV sicher eingehalten werden.   
 
Weiterhin wurde der für die vorgesehene Tiefgaragenzufahrt von der Münstereifeler Straße erforderliche Wegfall 
der Garagengebäude zwischen den Bestandsgebäuden Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 immissionsbezogen 
im Zuge der zwischenzeitlich erfolgten Ergänzung der Schalltechnischen Untersuchung in der Planfallbetrachtung 
mitberücksichtigt. Die Ergebnisse sind der Schalltechnischen Untersuchung, erstellt durch das Büro für 
Schallschutz, Umweltmessungen und Umweltkonzepte, Michael Mück, Stand 10 /2022, Kapitel 6.7, zu entnehmen.  
Aus dem Ergebnis der Untersuchung geht gemäß den Ausführungen des Fachgutachtens hervor, dass im Bereich 
der Bestandsbebauung entlang der Münstereifeler Straße an den Nordfassaden die Differenz zwischen dem Ist- 
und dem Planfall in einem Bereich von + 0,4 dB(A) liegt. Diese planbedingte Erhöhung führt jedoch zu keiner 
weiteren Überschreitung der bereits festgestellten Überschreitung der Immissionswerte sowie der 
Orientierungswerte im Bestandsfall. In Bezug auf die vom Petenten dargestellten möglichen Immissionen im 
Bereich der Ost- und der Westfassaden der Bestandsgebäude ist festzustellen, dass im Sinne der für die 
Untersuchung zugrunde zulegenden DIN 4109 hier grundrissbezogen nicht schützenswerte Räume angeordnet 
sind. Im Bereich der u.a. mit schützenswerten Räumen ausgestatteten Südfassaden der Bestandsbebauung sind 
mehrere Effekte abzulesen. Zum einem werden hier zum Teil die Geräusche der südlich gelegenen öffentlichen 
Verkehrsflächen (Turmstraße, Münstergäßchen) durch die geplante Bebauung im Süden des 
Untersuchungsgebietes an den Südfassaden der Bestandsbebauung abgeschirmt, was zu einer Verringerung der 
vorhandenen Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr führt. Zum anderen wird der 
angehobene Anteil der Geräuschimmissionen der Münstereifeler Straße im Bereich der westlichen Lücke, die durch 
das Niederlegen der Garage entstanden ist, durch die geminderte Einwirkung der Anteile der südlich gelegenen 
öffentlichen Verkehrsflächen in Summe nahezu kompensiert. Im Bereich der südlichen Fassaden der 
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Bestandsbebauung mit den schützenswerten Räumen ist für den Ist- und den Planfall weiterhin festzustellen, dass 
die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) eingehalten 
werden Somit werden auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) 
tags und 49 dB(A) nachts weiterhin eingehalten. Da sich auch vor dem Hintergrund der weiteren Ergebnisse der 
Schalltechnischen Untersuchung durch das geplante Vorhaben in Summe keine unzumutbaren zusätzlichen 
Beeinträchtigungen hinsichtlich der Lärmauswirkungen auf den Bestand ergeben, sind über den Bestandsschutz 
hinaus keine weiteren immissionsschutzbezogenen Festsetzungen in Hinblick auf den Bestand, erforderlich.  
 
Zu: Organisation der Abstellflächen von Abfallgefäßen im Bereich der Bestandsgebäude 
 
Die Darstellungen in Bezug auf die vom Petenten angemerkte notwendige alternative Organisation der 
Unterbringung von Abfallgefäßen, welche den Bestandsnutzungen zuzuordnen sind, wird zur Kenntnis genommen. 
Nach Rücksprache der Verwaltung mit dem Vorhabenträger soll diese im Zuge der Errichtung der geplanten 
Stellplätze vor dem Gebäude Münstereifeler Straße Nr. 39 vorgenommen werden. Es wird jedoch grundsätzlich 
darauf hingewiesen, dass dieser Sachverhalt nicht Gegenstand des vorliegenden vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans ist. Insofern können hierzu keine Festsetzungen innerhalb des vorliegenden Planverfahrens 
getroffen werden. 
 
Zu: Bitte um Weitergabe der Schreiben vom 14.10.2021 und vom 16.10.2021 an den zuständigen Ausschuss der 
Stadt Rheinbach 
 
Der Bitte, die Schreiben vom 14.10.2021 und vom 16.10.2021, welche hier mit den Ordnungsnummern A 1.01c 
und 1.01d geführt werden, an den zuständigen Ausschuss der Stadt Rheinbach weiterzugeben, wird insofern 
gefolgt, als dass mit dem vorliegenden Dokument sämtliche im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit zum vorliegenden Planverfahren eingegangenen Stellungnahmen, als auch die Schreiben, welche 
im Nachgang der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit eingegangen sind, mit dem entsprechenden 
Beschlussentwurf dem zuständigen Ausschuss vorgelegt werden. Die Stellungnahmen, welche mit Schreiben vom 
14.10.2021 und 16.10.2021 eingegangen sind, finden somit Berücksichtigung im planungsrechtlichen 
Abwägungsprozess zum vorliegenden Planverfahren. Von Seiten der Verwaltung wurde dem Petenten mit 
Schreiben vom 18.10.2021 die Aufnahme des Schreibens vom 16.10.2021, welches neben dem Schreiben vom 
14.10.2021 ebenfalls außerhalb der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3(1) BauGB 
eingegangen ist, in den weiteren Abwägungsprozess bestätigt.  
 
Zu: Erhalt der Bestandsgaragen als Überflutungsschutz / Verlegung der geplanten Tiefgaragenzufahrt / 
Verkehrsentstehung 
 
Der Anregung, die Garagen zwischen den Bestandsgebäuden an der Münstereifeler Straße zu erhalten, wird, wie 
bereits dargestellt, teilweise gefolgt. Die Garagen zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße 39 und 41, die 
zugunsten einer geplanten Stellplatzanlage weichen sollten, bleiben demnach erhalten. Um den Erhalt der Garagen 
zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße 47 und 49 zu prüfen, wurde eine Verlegung der Tiefgaragenzufahrt 
in den Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße anhand von zwei Varianten untersucht. Aufgrund der 
erforderlichen Rampenlänge ist eine Anordnung der Tiefgarage parallel zu den öffentlichen Verkehrsflächen 
Turmstraße bzw. zu den dort geplanten Neubauten nicht sinnvoll möglich. Daher wurden in den beiden Varianten 
überwiegend orthogonal zu den öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße ausgerichtete Tiefgaragen geprüft. Die 
zeichnerischen Darstellungen der Variantenprüfungen sind dem Kapitel 4.2 der Begründung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Fassung zum Offenlagebeschluss, zu entnehmen. 
 
In der Variante 1 „Gerade“ stellt die Tiefgarage dabei einen geraden Baukörper aus zwei Parkreihen und einer 
mittigen Fahrspur dar, die sich von der südöstlichen Gebäudekante des geplanten Haus 1 an der Turmstraße nach 
Nordosten erstreckt. Die Rampe ist zwischen Haus 1 und Haus 2 angeordnet und trifft etwa mittig auf die 
Tiefgarage. Bereits bei der Unterbringung von 32 Stellplätzen kommt diese Form der Tiefgarage nicht nur weit aus 
der Bestandsböschung heraus, sondern kollidiert auch mit dem Bestandsgebäude Münstereifeler Straße Nr. 45. 
Zudem hat Haus 1 fast keine Kellerräume mehr. Diese Variante wird daher als nicht umsetzungsfähig eingestuft.  
Bei Variante 2 „Gestuft“ wird die Gesamtlänge der Tiefgarage in zwei parallele Teilstücke geteilt. Die Rampe muss 
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dann östlich von Haus 1 liegen und die Baugrube mit einem Verbau gesichert werden, was einen erhöhten Aufwand 
nach sich zieht. In dieser Variante ragen nun zwei Gebäudeecken der Tiefgarage aus der Bestandsböschung 
heraus. Insbesondere zum Bestandsgebäude Münstereifeler Straße Nr. 45 ergibt sich dadurch ein zu geringer 
Abstand. Zudem entfällt auch in dieser Variante nahezu der komplette Keller von Haus 1. Des Weiteren erhöht sich 
durch diese Variante, gegenüber der vorliegenden Ursprungsvariante mit Zufahrt von der Münstereifeler Straße, 
die versiegelte Fläche um ca. 160 m². Variante 2 ist vor diesem Hintergrund mit zu vielen Nachteilen behaftet und 
wird daher als nicht funktional eingestuft.  
 
Aus dem Ergebnis der Alternativenprüfung geht hervor, dass sich eine Tiefgaragenzufahrt von Seiten der 
öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße – bei Realisierung der erforderlichen Stellplatzzahl – nicht oder nur mit 
deutlich höherem Aufwand in Verbindung mit einer weiteren Beeinträchtigung der Bestandsbebauung 
einschließlich der Freibereiche realisieren lässt. Vor diesem Hintergrund soll der geplanten Anordnung der 
Tiefgaragenzufahrt von Seiten der Münstereifeler Straße gegenüber dem Erhalt der Garagengebäude zwischen 
den Gebäuden Münstereifeler Straße 47 und 49 der Vorrang eingeräumt werden.  
 
Die Überflutung der Keller der Bestandsbebauung soll zukünftig durch zusätzliche Maßnahmen verhindert werden, 
die nicht Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind. Dazu können Maßnahmen gehören, wie z.B. 
sogenannte Flutklappen/-schwellen oder die Erhöhung des Niveaus von Lichtschächten der Bestandsgebäude. In 
Bezug auf die geplanten baulichen Anlagen werden zudem Festsetzungen getroffen, die zu einer Vermeidung oder 
Verringerung von Schäden in Folge von Starkregenereignissen beitragen sollen.  
 
In Bezug auf die angemerkte Verkehrsentstehung ist anzumerken, dass durch den Erhalt der Garagengebäude 
zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße 39 und 41 die zusätzliche planbedingte Verkehrsbelastung der 
Münstereifeler Straße gegenüber der ursprünglichen Planvariante (Fassung zur frühzeitigen Beteiligung) reduziert 
werden kann. Gemäß dem Ergebnis des im Planverfahren erstellten Verkehrsgutachtens (vgl. PTV Transport 
Consult, Düsseldorf, 02/ 2021) sind jedoch auch auf Grundlage der ursprünglichen Planvariante an keinem der 
untersuchten verkehrlichen Knotenpunkte Leistungsfähigkeitsdefizite zu erkennen. Insofern sind grundsätzlich 
keine baulichen Veränderungen im Bereich der untersuchten verkehrlichen Knotenpunkte sowohl auf Grundlage 
der geringfügig verkehrswirksameren Ursprungsvariante (Stand zur frühzeitigen Beteiligung) als auch auf 
Grundlage der nun weiterverfolgten Planvariante erforderlich. Die vorhandene Parklatzsituation im Bereich der 
Bestandsbebauung wird durch den Wegfall der Garagengebäude nicht weiter angespannt, da die entfallenden 
Garagengebäude durch die Anlage neuer Stellplätze für die Bestandsnutzungen im Vorbereich der 
Bestandsgebäude entlang der Münstereifeler Straße kompensiert werden. 
 
Zu: Errichtung der Neubauten mit Staffelgeschoss und Dachbegrünung  
 
In Hinblick auf die Anregung, die Neubauten als Staffelgeschossbauten mit Dachbegrünung zu errichten, wird 
hierbei zunächst vorausgesetzt, dass von Seiten des Petenten damit die Errichtung der Dachflächen der 
Hauptgebäude in Form von Flachdächern gemeint ist. Diesem Ansatz folgend wird auf die politische Beschlusslage 
verwiesen, gemäß derer sämtliche Dächer der Hauptgebäude im Rahmen der nun weiterverfolgten Planung 
ausschließlich in Form von Flachdächern einschließlich der bindenden Realisierung von 
Dachbegrünungsmaßnahmen planerisch weiterzuverfolgen sind. Die geänderte planungsrechtliche und 
hochbauliche Ausgangslage ist Bestandteil der Unterlagen zum geplanten Offenlagebeschluss. Insofern wird der 
diesbezüglichen Anregung des Petenten mittels angepasster Planinhalte Rechnung getragen. 
 
Zu: Erhalt des vorhandenen Baumstandortes im Vorbereich des Bestandsgebäudes Münstereifeler Straße Nr. 45 
 
In Bezug auf die vorgebrachte Anregung zum Erhalt des Baumstandortes im Vorbereich des Bestandsgebäudes 
Münstereifeler Straße Nr. 45 ist anzumerken, dass auf Grundlage der im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung 
fortgeführten Planungsinhalte im Gegensatz zum ursprünglichen Planstand die Anordnung von Stellplätzen in dem 
betreffenden Bereich nicht weiterverfolgt werden soll. Der in Rede stehende Baumstandort wird demnach, 
unabhängig und außerhalb der Festsetzungen zum vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan, erhalten. 
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In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass entgegen der Darstellung des Petenten, die Einstufung 
zur ökologischen Erhaltungswürdigkeit des vorhandenen Baumbestandes innerhalb des Plangebiets sowie an das 
Plangebiet angrenzend, nicht auf die Einschätzung der Vorhabenträgerin, sondern auf die Untersuchung durch das 
Baumfachbüro Torsten Roller (vgl. Baumfachbüro Torsten Roller, Kronberg/Ts., 02.10.2021) zurückzuführen ist. 
Die Untersuchung wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren durchgeführt.  
 
Anhand verschiedener Parameter und unter Einbeziehung der gestalterischen und ökologischen Funktion sowie 
der baumartspezifischen genetischen Disposition erfolgte hierbei eine zusammenfassende Bewertung der 
Erhaltenswürdigkeit in drei Kategorien: 
 
Hoch:   prägender Baum mit leichten Schäden und hoher Lebenserwartung 
Mittel:   vorgeschädigter Baum, genetisch bedingte mittlere Lebenserwartung oder eingeschränkte 

gestalterische bzw. ökologische Funktion 
Gering:   stark geschädigte Bäume mit geringer Lebenserwartung oder Exemplare mit geringer 

Funktionserfüllung 
 
 
Die Anregungen der mit den Schreiben vom 10.05.2021, 01.06.2021, 14.10.2021 und 16.10.2021 
eingegangenen Stellungnahmen A 1.01a, A 1.01b, A 1.01c und A 1.01d werden wie folgt berücksichtigt:  
 
Im Zuge der weiteren Planung wurde eine Artenschutzrechtliche Prüfung der Stufe I (ASP I) erstellt und 
dem weiteren Bebauungsplanverfahren, Fassung zum Offenlagebeschluss, zugrunde gelegt. Der 
Anregung zur Untersuchung der lärmtechnischen Auswirkungen auf die Bestandsnutzungen durch den 
Wegfall von Bestandsgaragen wurde entsprochen. In der schalltechnischen Untersuchung, Stand 10 / 22, 
wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren dahingehend das Kapitel 6.7 ergänzt. 
Der Anregung zum Erhalt der Bestandsgaragen aus Gründen des Schallschutzes, der Vermeidung 
vermehrter Luftschadstoffbelastungen und zum baulichen Schutz gegen Überflutungsgeschehen in Folge 
von Starkregenereignissen wird anteilig, bezogen auf die Garagengebäude zwischen den Gebäuden 
Münstereifeler Straße Nr. 39 und 41, gefolgt. In Folge der Anregung zum Erhalt der Garagengebäude 
zwischen den Gebäuden Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 und die damit verbundene Anregung zur 
Verlegung der geplanten Tiefgaragenzufahrt mit Zufahrt von Seiten der Turmstraße wurde 
vorhabenträgerseitig eine Alternativenprüfung durchgeführt. Der Anregung zur Verlegung der 
Tiefgaragenzufahrt in den Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße wird aufgrund der 
Ergebnisse der Alternativenprüfung hierbei jedoch nicht gefolgt. Der Anregung zur schadstoffbezogenen 
Untersuchung der Auswirkungen auf die Bestandsnutzungen durch den Wegfall von Garagengebäuden 
wurde gefolgt. Die Ergebnisse der gutachterlichen Einschätzung zur Luftschadstoffbeeinträchtigung (vgl. 
iMA cologne GmbH, Köln, 18.10.2021) wurde in die Begründung zum Bebauungsplan, Stand 
Offenlagebeschluss, im Kapitel 7.2.1.1 aufgenommen. Der Anregung zum Schutz der geplanten baulichen 
Anlagen vor Überflutung in Folge von Starkregenereignissen wird mittels der Aufnahme von 
diesbezüglichen Festsetzungen im Kapitel 8 der planungsrechtlichen Festsetzungen, Fassung zum 
Offenlagebeschluss, gefolgt. Der Bitte um Weitergabe der Schreiben vom 14.10.2021 und vom 16.10.2021 
an den zuständigen Ausschuss der Stadt Rheinbach (hier Stellungnahmen A 1.01c und A 1.01d) wird 
insofern gefolgt, als dass die Schreiben in die förmlichen Abwägungsunterlagen mit aufgenommen 
werden. Der Anregung zur Errichtung der geplanten Gebäude mit Staffelgeschoss und Dachbegrünung 
wird unter Berücksichtigung und Einhaltung der politischen Beschlusslage gefolgt.  
 
Der Anregung zum Erhalt des vorhandenen Baumstandortes im Vorbereich des Bestandgebäudes 
Münstereifeler Straße Nr. 45 außerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
wird vorhabenträgerseitig insofern gefolgt, als dass die Planung zur Anordnung von Stellplätzen in dem 
betreffenden Bereich nicht weiterverfolgt werden soll. Dieser Sachverhalt ist jedoch nicht Bestandteil des 
vorliegenden Planverfahrens. Der Anregung zur Umsetzung baulicher Maßnahmen zur Vermeidung oder 
Verringerung von Schäden in Folge von Starkregenereignissen im Bereich der Bestandnutzungen kann auf 
Ebene der Bauleitplanung nicht gefolgt werden, da diese Nutzungen nicht Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind. Insofern werden die diesbezüglichen Darstellungen des 
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Petenten zur Kenntnis genommen. Der Überflutung der Keller der Bestandsnutzungen soll jedoch zukünftig 
von Seiten des Grundstückseigentümers durch zusätzliche bauliche Maßnahmen entgegengewirkt werden. 
Der Anregung zur Unterbringung zusätzlicher Stellplätze zugunsten der Bestandsnutzungen innerhalb der 
geplanten Tiefgarage wird nicht gefolgt. Von Seiten des Grundstückseigentümers sollen die durch die 
Planung entfallenden Stellplätze jedoch in Form einer Neuanlage in den Vorbereich der Bestandnutzungen 
entlang der Münstereifeler Straße entsprechend integriert werden. Dieser Sachverhalt ist jedoch nicht 
Bestandteil des vorliegenden Planverfahrens. Die Anregung zur Neuorganisation von 
Mülltonnenabstellflächen im Bereich der Bestandsgebäude ist nicht Gegenstand des vorliegenden 
Planverfahrens. Die Neuorganisation soll jedoch außerhalb des Planverfahrens durch den 
Grundstückseigentümer vorgenommen werden. Die sonstigen Darstellungen der mit den Schreiben vom 
10.05.2021, 01.06.2021 und 14.10.2021 eingegangenen Stellungnahmen A 1.01a, A 1.01b, A 1.01c und A 
1.01d werden zur Kenntnis genommen. 
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A 1.04 Einwender 4 
Hier: Schreiben vom 11.05.2021 

 

Beschlussentwurf zu A 1.04: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit dem Schreiben vom 11.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme A 1.04 wie folgt zu entscheiden: 
 
Anmerkung der Verwaltung:  
Da die Stellungnahme keinen unmittelbaren planungsrechtlichen Zusammenhang entfaltet, welcher im Rahmen 
der Abwägungsbelange zu berücksichtigen ist, beantwortete die Verwaltung die Anfrage mit Schreiben vom 
11.05.2021 bereits wie folgt (kursiv dargestellt):  
 
„Sehr geehrte ______ _______,  
 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 75 "Münstereifeler Straße – Turmstraße" hat die Schaffung von vier 
Mehrfamilienhäusern zum Ziel.  
 
Eine Realisierung von Einfamilienhäusern ist nicht geplant.  
 
Weitere Angaben zum Bauleitplanverfahren finden Sie unter 
http://www.rheinbach.de/cms121/bws/planen_umwelt/aktuellebauplanverfahren/ 
unter dem Link: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 "Münstereifeler Straße - Turmstraße"  
 
Ich hoffe Ihnen hiermit geholfen zu haben.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrag  
 
Die mit Schreiben vom 11.05.2021 eingegangene Anfrage, welche als Stellungnahme A 1.04 geführt wird, 
wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung zu der mit dem Schreiben vom 11.05.2021 
eingegangenen Stellungnahme A 1.04 ist nicht erforderlich. 

http://www.rheinbach.de/cms121/bws/planen_umwelt/aktuellebauplanverfahren/
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A 1.05a  Einwender 5 
Hier: Schreiben vom 18.05.2021 
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A 1.05b  Einwender 5 
Hier: Schreiben vom 30.05.2021 
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Beschlussentwurf zu A 1.05a und B 1.05b: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit den Schreiben vom 18.05.2021 und 30.05.2021 
eingegangenen Stellungnahmen A 1.05a und A 1.05b wie folgt gesamtheitlich zu entscheiden: 
 
Zu: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit / Verfügbarkeit von Planunterlagen 
 
Die Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen werden, wie auch im vorliegenden Falle, als öffentlich-
rechtliche Verfahren durchgeführt. Die Beratungen und Beschlüsse zu allen Bebauungsplanverfahren werden in 
öffentlichen Sitzungen durch den Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen sowie nachfolgend durch den Rat 
der Stadt Rheinbach beraten und gefasst. Die Öffentlichkeit hat hierbei jederzeit die Möglichkeit, an den Sitzungen 
als Zuschauer teilzunehmen und sich ein eigenes Meinungsbild zu verschaffen. Die Tagesordnungen der 
Sitzungen werden im Vorfeld regelmäßig auf der Internetseite der Stadt Rheinbach veröffentlicht. Die 
Veröffentlichungen zu den einzelnen Beschlüssen sowie zu Beteiligungen der Öffentlichkeit finden im Nachgang 
der politischen Gremiensitzungen sowohl im Amtsblatt der Stadt Rheinbach (hier: Kultur und Gewerbe) als auch 
auf der Internetseite der Stadt Rheinbach statt. Aufgrund der Darstellungen des Petenten wurde der im Amtsblatt 
angegebene Link überprüft und verwaltungsseitig festgestellt, dass dieser, in zutreffender Weise, wie dargestellt, 
nicht in Funktion war. Mit Schreiben vom 21.05.21 wandte sich die Verwaltung einschließlich einer Verlinkung auf 
die Internetseite der Stadt Rheinbach daraufhin an den Petenten, so dass gemäß den mit Schreiben vom 30.05.21 
erfolgten Darstellungen des Petenten dennoch eine fristwahrende Befassung seitens des Petenten mit den 
veröffentlichen Unterlagen zu dem in Rede stehenden Bebauungsplan möglich war.  
 
Unabhängig davon ist jedoch allgemein darauf hinzuweisen, dass allein durch die Veröffentlichung im Amtsblatt 
die gesetzlich verankerte Informationspflicht über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit im Sinne der 
ausreichenden Anstoßwirkung erreicht wurde, da Bestandteil der Veröffentlichung auch der präzise Ort und der 
Zeitraum zur Möglichkeit der Einsichtnahme sämtlicher Planunterlagen per öffentlichem Aushang im Rathaus war. 
Zudem bestand innerhalb des Zeitraums der Beteiligungsfrist die Möglichkeit der persönlichen telefonischen 
Beratung durch die Verwaltung, auf die im Rahmen der Veröffentlichung ebenfalls hingewiesen wurde. Das 
Angebot zum unmittelbaren Erhalt der Planunterlagen durch eine Verlinkung im Rahmen der Veröffentlichung stellt 
demzufolge lediglich ein zusätzliches und freiwilliges Angebot dar. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass im Rahmen der Veröffentlichungen zu Beteiligungsfristen in Bauleitplanverfahren generell auch 
eine Verlinkung auf die Internetseite des Bauportals des Landes NRW bekannt gemacht wird, mittels derer die 
Unterlagen ebenfalls und vollumfänglich zur Verfügung stehen, so dass, bezogen auf den vorliegenden 
Sachverhalt, auch hierdurch zeitgleich eine Befassung mit den Unterlagen in digitaler Form möglich gewesen wäre.  
Insofern wird die vom Petenten vorgebrachte Darstellung einer nicht gewollten Öffentlichkeitsbeteiligung 
zurückgewiesen. 
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Zu: Zerstörung schützenswerter Natur / Erhalt von Natur- und Grünflächen / Verlust von Baumstandorten 
 
In Bezug auf den vom Petenten angemerkten Wegfall von Grünflächen ist anzumerken, dass die in Rede stehenden 
privaten nicht überbauten Grundstücksflächen im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach als 
Wohnbauflächen (W) dargestellt sind. Die Ziele der übergeordneten Planung sehen demnach für diese Flächen 
grundsätzlich die Möglichkeit der Bebauung im Sinne der städtebaulichen Nachverdichtung vor. Der vom Petenten 
dargestellte Verlust von Grünflächen ist zwar zutreffend, jedoch sind diese Grünflächen demnach auf Grundlage 
der Ziele der übergeordneten Planung nicht für den dauerhaften Erhalt vorgesehen. Bezugnehmend auf den vom 
Petenten dargestellten Verlust von Grünflächen ist zudem festzuhalten, dass im Zuge des Entscheidungsprozesses 
in Hinblick auf die Inanspruchnahme vormals unbebauter Flächen im Innenbereich die gesetzlichen Regelungen 
der §§ 1 (5) BauGB und 1a Abs. 2 BauGB Anwendung finden. Im Rahmen der vorliegenden Planung werden jedoch 
die im § 17 BauNVO genannten Orientierungswerte in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung für die geplante 
Art der baulichen Nutzung nicht überschritten, so dass im Zuge der baulichen Nachverdichtung im Sinne der 
anteiligen Inanspruchnahme von Grundstücksflächen sowohl der Erhalt ausreichender Freiflächen innerhalb der 
privaten Grundstücksflächen als auch in Hinblick auf das umgebende bauliche Umfeld, welches ähnliche 
städtebauliche Körnungen aufweist, eine städtebaulich verträgliche Implementierung der hinzutretenden Bebauung 
gewährleistet wird. Demnach stehen auch nach der Realisierung des geplanten Vorhabens weiterhin unversiegelte 
Grundstücksflächen zur Verfügung, welche einer Begrünung und Bepflanzung zugeführt werden sollen. In Hinblick 
auf den vom Petenten angemerkten Verlust von Baumstandorten in Folge der geplanten anteiligen 
Flächeninanspruchnahme wird darauf hingewiesen, dass im Zuge der weiteren Planung im Nachgang der 
frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren (siehe Entwurfsfassung der Bauleitplanung, Fassung zum 
Offenlagebeschluss), Kompensationsmaßnahmen im Sinne der Ersatzpflanzung von 11 Baumstandorten 
festgesetzt wurden, so dass im Zusammenhang mit der hinzutretenden städtebaulichen Nachverdichtung auch 
eine Kompensation der dadurch wegfallenden Baumstandorte durch Ersatzpflanzungen in Summe erreicht wird. 
Zudem wurden als weitere Kompensationsmaßnahme Festsetzungen zur Anpflanzung von Hecken im textlichen 
Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Abschnitt A sowie im zeichnerischen Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans aufgenommen. 
 
In Hinblick auf die ökologische Bewertung der Bestandsbäume im Plangebiet wurde im Nachgang der frühzeitigen 
Beteiligung zum Planverfahren eine Überprüfung der Bäume auf die Verkehrssicherheit und die 
Erhaltenswürdigkeit durch das Baumfachbüro Torsten Roller (vgl. Baumfachbüro Torsten Roller, Kronberg/Ts., 
02.10.2021) durchgeführt. Anhand verschiedener Parameter und unter Einbeziehung der gestalterischen und 
ökologischen Funktion sowie der baumartspezifischen genetischen Disposition erfolgte hierbei eine 
zusammenfassende Bewertung der Erhaltenswürdigkeit in drei Kategorien: 
 
Hoch:   prägender Baum mit leichten Schäden und hoher Lebenserwartung 
Mittel:   vorgeschädigter Baum, genetisch bedingte mittlere Lebenserwartung oder eingeschränkte 

gestalterische bzw. ökologische Funktion 
Gering:   stark geschädigte Bäume mit geringer Lebenserwartung oder Exemplare mit geringer 

Funktionserfüllung 
 
Auf Grundlage der Bestandsvermessung wurden 17 vorhandene Bestandslaubbäume auf dem Grundstück der 
Vorhabenträgerin sowie in den angrenzenden Verkehrsflächen ausgewiesen (siehe zeichnerischer Teil zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan). Da es sich bei den Bäumen Nr. 2 und 3 um nur einen Baum mit zwei 
Stämmen handelt, wurden diese im Rahmen der Baumuntersuchung als ein Baum beurteilt. Demnach wurden von 
den 16 vorhandenen Bestandslaubbäumen 
  

• zwei Bäume mit einer hohen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 4 und 8), 
• sechs Bäume mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 5, 9, 10, 13, 14 und 17) 
• und acht Bäume mit einer geringen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 1, 2 bzw. 3, 6, 7, 11, 12, 15 und 16) 

eingestuft.  
 
Die Bäume mit hoher Erhaltenswürdigkeit befinden sich beide außerhalb des Geltungsbereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans bzw. des Vorhaben- und Erschließungsplans und werden im Rahmen der 
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Planung erhalten. Von den Bäumen mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit befinden sich die Bäume Nr. 13, 14 und 
17 innerhalb des Geltungsbereiches. Diese Bäume können aufgrund der Planung bzw. des erforderlichen 
Baugrubenaushubs voraussichtlich nicht erhalten werden. Von den Bäumen mit einer geringen Erhaltenswürdigkeit 
befindet sich lediglich Baum Nr. 12 innerhalb des Geltungsbereiches, der ebenfalls aus oben genannten Gründen 
nicht erhalten werden kann. Durch die Planung entfallen somit 4 Bäume (3 Bäume mittlerer und ein Baum geringer 
Erhaltenswürdigkeit).  
 
In Hinblick auf den Wegfall der Fauna ist anzumerken, dass, um den artenschutzrechtlichen Belangen im 
Planverfahren fachlich ausreichend Rechnung zu tragen, unabhängig von den Anmerkungen des Petenten, im 
weiteren Planungsprozess eine Artenschutzprüfung I (ASP I), Fassung zum Offenlagebeschluss, erarbeitet und 
dem weiteren Bebauungsplanverfahren zugrunde gelegt wurde.(vgl. Geplante Baufeldfreimachung in der 
Münstereifeler Straße 39-49, 53359 Rheinbach, Rhein-Sieg-Kreis, Nordrhein-Westfalen, Büro für 
Vegetationskunde, Tierökologie, Naturschutz (BfVTN), Dr. rer. nat. Olaf Denz, Stand 06/2021). Aus dem Ergebnis 
der Prüfung geht hervor, dass sowohl durch den geplanten Abbruch von Garagengebäuden als auch durch die 
notwendige Entfernung von Gehölzen innerhalb der bisher unbebauten Grundstücksbereiche keine 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1, Nr. 1-3 BNatSchG ausgelöst werden. Insofern ist das Vorhaben als 
artenschutzrechtlich zulässig einzustufen. Um die ökologische Funktion der im Vorhabenbereich potenziell 
vorhandenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten, einschließlich der essentiellen Nahrungshabitate, im räumlichen 
Zusammenhang zu wahren, wird von Seiten des Gutachters jedoch darauf hingewiesen, dass der Abbruch von 
Garagengebäuden sowie die Entnahme von Gehölzen vorgezogen, also vor Beginn des Vorhabens, durchgeführt 
werden müssen. Der Zeitraum zur Entnahme von Gehölzen ist hierbei, gemäß den Vorgaben des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), regelmäßig nur außerhalb des allgemeinen Brutzeitraums von Vögeln 
zulässig und demnach in der Zeit vom 01.03. bis zum 30.09. eines jeden Jahres unzulässig. Um die vorgenannten 
artenschutzrechtlichen Vorgaben planungsrechtlich zu sichern, wurde hierfür eine entsprechende Festsetzung 
aufgenommen.  
 
Insofern sind die durch die Planung vorgesehenen Eingriffe in die Fauna und Flora unter Berücksichtigung des 
Erhalts größerer zusammenhängender unbebauter Grundstücksflächen, der Kompensation entfallender 
Baumstandorte durch Ersatzpflanzungen im Plangebiet, der Anlage von Heckenanpflanzungen entlang der 
öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße und Münstergäßchen sowie entlang der zwischenliegenden 
Grundstücksbereiche zu den benachbarten privaten Grundstücksflächen und unter Berücksichtigung der 
artenschutzrechtlichen Zulässigkeit der geplanten baulichen Eingriffe als planungsrechtlich vertretbar zu bewerten. 
 
Zu: Verlust von Lebens- und Wohnqualität durch die Dimensionierung baulicher Anlagen / gesundheitliche 
Schädigung durch die städtebauliche Nachverdichtung 
 
Die Erläuterungen zu den Hintergründen des planerischen Ansatzes in Hinblick auf die Anordnung, 
Dimensionierung und Stellung der geplanten baulichen Anlagen sind dem Kapitel 4.3 Städtebauliches Konzept der 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Stand: Februar 2021 (Vorentwurf, frühzeitige Beteiligung) 
sowie der Entwurfsfassung zur Offenlage, Stand: November 2022 zu entnehmen. Im Zuge der vorliegenden 
Planung werden die bauordnungsrechtlich einzuhaltenden Abstandsflächen auf Grundlage der Regelungen der 
Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sowohl zwischen den geplanten baulichen Anlagen als 
auch zwischen der umgebenden Bestandsbebauung und den geplanten baulichen Anlagen entsprechend 
eingehalten. Der Tatbestand der Prüfung zum Zwecke der Wahrung ausreichender Belichtungsverhältnisse von 
Wohnungen richtet sich nach den Vorgaben der DIN 5034-1 und der DIN EN 17037 „Tageslicht in Innenräumen“ 
und ist auf der planungsrechtlichen Ebene nicht in Ansatz zu bringen.  Auf Grundlage der Einhaltung erforderlicher 
Abstandsflächen wird jedoch auf planungsrechtlicher Ebene die Einhaltung gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gewährleistet. Unzumutbare Auswirkungen auf die vorhandenen 
Wohnraumbelichtungssituationen mit in Folge gesundheitsschädigenden Auswirkungen der Bewohnerschaft, 
ausgehend von der hinzutretenden Bebauung, sind demnach auf planungsrechtlicher Ebene nicht zu erwarten. 
Zudem wird auf planungsrechtlicher Ebene mittels der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 für 
Hauptgebäude den Regelungen des § 17 BauNVO entsprochen. Hierdurch wird auch auf planungsrechtlicher 
Ebene eine insgesamt städtebaulich verträgliche und für die geplante Nutzungsart zulässige bauliche Dichte im 
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Sinne des geplanten, durch Hauptgebäude bewirkten anteiligen Versiegelungsgrades innerhalb der privaten 
Grundstücksflächen, erreicht.  
 
Durch die Änderung der Dachform der geplanten Hauptgebäude im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung im 
Planverfahren hin zu Hauptgebäuden mit Flachdachausbildung wird im Vergleich zu der zuvor geplanten Dachform 
eine niedrigere Gebäudehöhe bewirkt. Dies führt damit u.a. auch zu einer verbesserten Belichtungssituation der 
Bestandsgebäude. Zudem wird durch die zusätzliche geplante Realisierung des Versatzes des zweiten 
Obergeschosses (Staffelgeschoss) bei allen Hauptgebäuden eine deutliche Reduktion der geplanten baulichen 
Massivität der Neubebauung erreicht. 
 
Darüber hinaus wurde im Zuge der weiteren Bearbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Nachgang 
der frühzeitigen Beteiligung die überbaubare Grundstücksfläche im östlichen Teilbereich gegenüber der 
Ursprungsplanung um ca. 1,90 m von dem zwischen den öffentlichen Verkehrsflächen Münstereifeler Straße und 
Münstergäßchen verlaufenden Fußweg abgerückt. Dies ist zwar für die Wohnsituation des Petenten nicht 
unmittelbar relevant, jedoch entsteht dadurch an der räumlich wirksameren Längsseite des in diesem Bereich 
geplanten Gebäudes ein erhöhter Abstand zum Fußweg sowie zur östlich anschließenden Nachbarbebauung. Die 
mögliche Verschattung der dortigen privaten Freibereiche in den Nachmittags- und Abendstunden wird dadurch 
reduziert.  
 
Alternativ wurde – zusätzlich zum erhöhten Abstand gegenüber dem Fußweg – vorhabenträgerseitig eine 
Ausrichtung der Gebäude Nr. 3 und 4 parallel zum Münstergäßchen untersucht, um so gegenüber beiden Seiten 
(Münstereifeler Straße Nr. 39 und Grundstücke entlang des Fußwegs) eine weitere Reduzierung der Verschattung 
bzw. Vergrößerung der sozialen Distanz zu bewirken. Dadurch würde sich jedoch das Gebäude Nr. 3 nach Westen 
verschieben, damit hinter das Bestandsgebäude Münstereifeler Straße Nr. 41 und hierdurch sehr nah an die 
vorhandene Böschung heranrücken. Dies würde sowohl zu einer Beeinträchtigung von Wohnungen und Garten 
des Bestandsgebäudes, als auch dazu führen, dass für das Gebäude Nr. 3 aufgrund der vorhandenen Böschung 
keine Terrassen bzw. Gärten zur geschützteren Nordseite ausgebildet werden können.  
 
Zu: Erläuterungen zur bestehenden Bausubstanz / alternative Wohnraumschaffung im Bestand / temporärer 
Verlust von Stellplätzen während der Bauphase / Baulärm 
 
Die Erläuterungen zu den Instandhaltungsmaßnahmen in Bezug auf die bestehende Bausubstanz beziehen sich 
auf das privatrechtliche Innenverhältnis zwischen dem Verantwortungsbereich des Grundstückseigentümers und 
der Mieterschaft. Dieses ist regelmäßig und unabhängig von planungsrechtlichen Betroffenheiten und Regelungen 
nicht Gegenstand eines öffentlichen-rechtlichen Bebauungsplanverfahrens. Insofern können die Erläuterungen 
lediglich zu Kenntnis genommen werden. In Hinblick auf die angeregte Schaffung von zusätzlichem Wohnraum im 
Bestand ist anzumerken, dass dieser Sachverhalt aufgrund der mangelnden planungsrechtlichen Betroffenheit 
ebenfalls nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens ist. Unabhängig davon stünden durch eine 
mögliche Aktivierung des Leerstandpotentials gegenüber der Wohnraumschaffung auf Grundlage der Planung 
voraussichtlich eher untergeordnet weitere Flächen zur Verfügung, so dass ein Vergleich im Sinne einer 
Ersatzlösung zugunsten der Vermeidung der geplanten Flächeninanspruchnahme nicht zielführend ist. Die 
Schaffung weiterer Wohnflächen durch die Mobilisierung vormals in anderer Form genutzter Bestandsflächen ist 
jedoch jederzeit eigentumsrechtlich möglich, sofern dies in Summe bauordnungsrechtlich und planungsrechtlich 
genehmigungsfähig ist.  
 
Die Organisation von Baustellenabläufen sowie die Sicherung der nutzungsbedingt erforderlichen Stellplatzflächen 
obliegt regelmäßig dem Grundstückseigentümer. Sofern für den Ablauf von Baumaßnahmen genehmigte und 
nutzungsbedingt erforderliche Stellplatzflächen beansprucht werden müssen, so sind von Seiten des 
Grundstückseigentümers hierfür Ersatzflächen für den Zeitraum der baulichen Beanspruchung vorzuhalten. Hierbei 
ist jedoch anzumerken, dass dieser Sachverhalt nicht Gegenstand des vorliegenden Bauleitplanverfahrens ist. Eine 
diesbezügliche Prüfung erfolgt im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens.  
 
Die möglichen durch Baulärm hervorgerufenen Immissionen unterliegen den Anforderungen des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) i. V. m. der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 43 von 108 

 

Baulärm – Geräuschimmissionen (AVV Baulärm). Demzufolge gelten die jeweils gebietsbezogenen 
Immissionsschutzgrenzwerte in Hinblick auf die umgebenden Nutzungen. Darüber hinaus ist bei der Vergabe von 
Bauleistungen die 32. BImSchV (Maschinenlärmschutzverordnung) zu beachten. Auf Grundlage der 
einzuhaltenden Grenzwerte des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) i. V. m. der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen (AVV Baulärm) soll hierdurch ein 
verträgliches und damit zumutbares Immissionsgeschehen in Bezug auf den Baustellenbetrieb gewährleistet 
werden. In Hinblick auf den vom Petenten dargestellten bestandsseitig vorhandenen mangelnden Lärmschutz ist 
darauf hinzuweisen, dass sich die Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Bestand auf den 
Verantwortungsbereich des Grundstückseigentümers bezieht. Der Sachverhalt ist daher im Innenverhältnis auf 
privatrechtlicher Ebene zu klären und nicht Gegenstand des vorliegenden Bauleitplanverfahrens.   
 
Zu: Alternativstandort  
 
Die vom Petenten als Alternativstandort aufgeführten Grundstücksflächen befinden sich nicht im Eigentum des 
Vorhabenträgers. Insofern ist ein Zugriff auf diese Grundstücksflächen nicht möglich. Unabhängig davon ist 
anzumerken, dass diese betreffenden Grundstücksflächen, wie vom Petenten in zutreffender Weise dargestellt, 
bereits durch Garagenflächen und deren Zufahrten überbaut sind. Diese Garagen sind dabei nutzungsbezogen 
benachbarten Wohnnutzungen zugeordnet. Insofern wäre in diesem Falle ein Ersatz für diese Garagennutzungen 
auf anderen Grundstücksflächen zu schaffen, was wiederum in Folge auch zu einer anteiligen Versiegelung von 
Flächen führen würde. In Bezug auf das Bauleitplanverfahren ist dabei festzuhalten, dass im Rahmen einer 
Alternativenprüfung im Sinne der tatsächlichen Gegenüberstellung von Vergleichspositionen nur solche 
Grundstücksflächen in Ansatz gebracht werden können, die lagebezogen ähnliche Voraussetzungen im Sinne der 
planungsrechtlichen Zulässigkeit aufweisen, ein ähnliches Bauvolumen ermöglichen sowie einen zeitlich 
realistischen Ansatz im Sinne der Grundstücksverfügbarkeit aufzeigen. Diese Kriterien können bei der in Rede 
stehenden Alternativfläche hierbei nicht vollständig erfüllt werden. 
 
Zu: Berechnung der Parkplätze fehlerhaft 
 
Die vom Petenten dargestellte Abweichung der derzeitigen Parkplatzsituation im Vergleich zur geplanten 
Anordnung der Stellplätze in Bezug auf den Planungsstand zur frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren wird zur 
Kenntnis genommen. In diesem Zusammenhang wird auch auf den zwischenzeitlich angepassten Stand der 
Stellplatzplanung im Vorhaben- und Erschließungsplan zum Stand des Offenlagebeschlusses hingewiesen. Zudem 
wird auch der Hinweis zur derzeitigen Anordnung vorhandener Abfallgefäße im Bereich geplanter Stellplatzflächen 
zur Kenntnis genommen. Nach Rücksprache der Verwaltung mit dem Vorhabenträger ist die Neuorganisation der 
Lage der Abfallgefäße Bestandteil der Planungen zur Umorganisation der vorhandenen und der geplanten 
Stellplatzflächen innerhalb der Vor- und Seitenbereiche der Bestandsgebäude. Es wird jedoch grundsätzlich darauf 
hingewiesen, dass Umplanungen in Bezug auf Standplätze von Abfallgefäßen im Bereich der Bestandsnutzungen 
nicht Gegenstand des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind. Insofern können hierzu keine 
Festsetzungen innerhalb des vorliegenden Planverfahrens getroffen werden. 
  
In Hinblick auf die Herstellung der Anzahl erforderlicher Stellplätze ist hierbei grundsätzlich anzumerken, dass sich 
die Anzahl der erforderlichen Stellplätze regelmäßig am Zeitpunkt der jeweiligen Baugenehmigung der 
betreffenden baulichen Anlage im Zusammenhang mit der zu diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage ausrichtet. 
So sind gemäß der vorliegenden Baugenehmigung für die Bestandsnutzungen insgesamt 14 Stellplätze 
nachzuweisen. Die Herstellung der erforderlichen Stellplatzanzahl ist erfolgt. Darüber hinaus wurden von Seiten 
des Grundstückseigentümers im Nachgang der Herstellung der baulichen Anlagen weitere Stellplätze errichtet. Im 
Zusammenhang mit dem in Rede stehenden Bebauungsplanverfahren ist, bezogen auf die Bestandsnutzungen, 
jedoch lediglich der Nachweis zum Erhalt von 14 Stellplätzen erforderlich. Auf Grundlage der geplanten 
Neuorganisation der vorhandenen sowie der hinzutretenden vorhabenbedingten Stellplätze wird dieser Nachweis 
weiterhin erbracht. Der Umgang mit der über die Nachweispflicht hinausgehenden Stellplatzanzahl obliegt dabei 
regelmäßig dem Grundstückseigentümer, wenngleich die von Seiten des Petenten vorgebrachten Hintergründe 
und Sachdarstellungen in Bezug die derzeitige Parkplatzsituation innerhalb der privaten Grundstücksflächen von 
Seiten der Stadt Rheinbach anerkannt werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass in der 
Vergangenheit über den erforderlichen Stellplatzbedarf für die Bestandsnutzungen hinaus 15 weitere Stellplätze 
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geschaffen wurden, welche im Rahmen der Umorganisation der vorhandenen Stellplätze unter Berücksichtigung 
der geplanten hinzutretenden Stellplatzflächen weiterhin erhalten werden sollen.  
 
In Bezug auf die vom Petenten vorgebrachte Anwendung der Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt 
Rheinbach ist festzustellen, dass diese nur für Neubauvorhaben oder, in Bezug auf die Stellplatznachweispflicht, 
hierfür genehmigungspflichtige Umbauvorhaben ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung anzuwenden 
ist. Eine rückwirkende Anwendung dieser Satzung ergibt sich hierdurch nicht. Da im Bereich der 
Bestandsnutzungen keine genehmigungspflichtigen baulichen Veränderungen in Hinblick auf die vorhandenen 
Wohnflächen vorgenommen werden sollen, entsteht demnach kein rechtlicher Handlungsansatz zur Anwendung 
der Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt Rheinbach. Im Falle der geplanten baulichen 
Nachverdichtung kommt dagegen die städtische Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung folgerichtig zur 
Anwendung. Auf Grundlage der Planung werden für die geplanten Anlagen die Vorgaben dieser Satzung 
vollständig erfüllt. Unter Berücksichtigung des Nachweises zum Erhalt der bauordnungsrechtlich notwendigen 
Stellplätze für die Bestandsnutzungen werden die Vorgaben zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs damit 
sowohl auf planungsrechtlicher, bezogen auf die Inhalte des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans, 
als auch auf bauordnungsrechtlicher Ebene, bezogen auf die Bestandsnutzungen, vollständig eingehalten. Die 
Darstellung einer fehlerhaften Berechnung in Hinblick auf die erforderliche Stellplatzanzahl wird daher 
zurückgewiesen.  
 
Zu: Lärmgutachten fehlerhaft 
 
Die Darstellung der mangelnden Berücksichtigung des Wegfalls der Garagengebäude zwischen den Häusern 
Münstereifeler Straße Nr. 39 und 41 im Zuge der lärmtechnischen Auswertungen im Rahmen der Schalltechnischen 
Untersuchung, Stand zur frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren, ist zutreffend. Die Planung wurde jedoch im 
Nachgang der frühzeitigen Beteiligung im Planverfahren dahingehend geändert, als dass die vorgenannten 
Garagengebäude erhalten bleiben. Der weiterhin geplante Wegfall der Garagengebäude zwischen den 
Bestandsgebäuden Münstereifeler Straße Nr. 47 und 49 wurde im Zuge der zwischenzeitlich erfolgten Ergänzung 
der Schalltechnischen Untersuchung in der Planfallbetrachtung mitberücksichtigt. Die Ergebnisse sind der 
Schalltechnischen Untersuchung, erstellt durch das Büro für Schallschutz, Umweltmessungen und 
Umweltkonzepte, Michael Mück, Stand 10 /.2022, Kapitel 6.7 zu entnehmen.  
 
Aus dem Ergebnis der Untersuchung geht gemäß den Ausführungen des Fachgutachtens dabei hervor, dass im 
Bereich der Bestandsbebauung entlang der Münstereifeler Straße an den Nordfassaden die Differenz zwischen 
dem Ist- und dem Planfall in einem Bereich von + 0,4 dB(A) liegt. Diese planbedingte Erhöhung führt jedoch zu 
keiner weiteren Überschreitung der bereits festgestellten Überschreitung der Immissionswerte sowie der 
Orientierungswerte im Bestandsfall. In Bezug auf die möglichen Immissionen im Bereich der Ost- und der 
Westfassaden der Bestandsgebäude ist festzustellen, dass im Sinne der für die Untersuchung zugrunde 
zulegenden DIN 4109 hier grundrissbezogen nicht schützenswerte Räume angeordnet sind. Im Bereich der u.a. 
mit schützenswerten Räumen ausgestatteten Südfassaden der Bestandsbebauung sind mehrere Effekte 
abzulesen. Zum einem werden hier zum Teil die Geräusche der südlich gelegenen öffentlichen Verkehrsflächen 
(Turmstraße, Münstergäßchen) durch die geplante Bebauung im Süden des Untersuchungsgebietes an den 
Südfassaden der Bestandsbebauung abgeschirmt, was zu einer Verringerung der vorhandenen 
Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr führt. Zum anderen wird der angehobene Anteil der 
Geräuschimmissionen der Münstereifeler Straße im Bereich der westlichen Lücke, die durch das Niederlegen der 
Garage entstanden ist, durch die geminderte Einwirkung der Anteile der südlich gelegenen öffentlichen 
Verkehrsflächen in Summe nahezu kompensiert. Im Bereich der südlichen Fassaden der Bestandsbebauung mit 
den schützenswerten Räumen ist für den Ist- und den Planfall weiterhin festzustellen, dass die Orientierungswerte 
der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) eingehalten werden Somit werden 
auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) 
nachts weiterhin eingehalten. Da sich auch vor dem Hintergrund der weiteren Ergebnisse der Schalltechnischen 
Untersuchung durch das geplante Vorhaben in Summe keine unzumutbaren zusätzlichen Beeinträchtigungen 
hinsichtlich der Lärmauswirkungen auf den Bestand ergeben, sind über den Bestandsschutz hinaus keine weiteren 
immissionsschutzbezogenen Festsetzungen in Hinblick auf den Bestand, erforderlich.  
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Zu: Artenschutzrechtliche Voreinschätzung veraltet 
 
Die Darstellung der fehlenden Aktualität der Ergebnisse der Artenschutzrechtlichen Voreinschätzung, Stand: 
frühzeitige Beteiligung, ist zutreffend. Um unabhängig davon den artenschutzrechtlichen Belangen im 
Planverfahren fachlich ausreichend Rechnung zu tragen, wurde, wie bereits ausgeführt, im weiteren 
Planungsprozess eine Artenschutzprüfung I (ASP I), Fassung zum Offenlagebeschluss, erarbeitet, die dem 
weiteren Bebauungsplanverfahren zugrunde gelegt wird (vgl. Geplante Baufeldfreimachung in der Münstereifeler 
Straße 39-49, 53359 Rheinbach, Rhein-Sieg-Kreis, Nordrhein-Westfalen, Büro für Vegetationskunde, Tierökologie, 
Naturschutz (BfVTN), Dr. rer. nat. Olaf Denz, Stand 06/2021). In Hinblick auf die zusätzlich angemerkte Vernichtung 
wertvollen Lebensraums für Tiere wird nochmals darauf hingewiesen, dass gemäß dem Ergebnis der 
artenschutzrechtlichen Prüfung der Stufe I sowohl durch den geplanten Abbruch von Garagengebäuden als auch 
durch die notwendige Entfernung von Gehölzen innerhalb der bisher unbebauten Grundstücksbereiche keine 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1, Nr. 1-3 BNatSchG ausgelöst werden. Insofern ist das Vorhaben, wie bereits 
ausgeführt, als artenschutzrechtlich zulässig einzustufen.  
 
Zu: Untersuchungsergebnisse zu Verkehrsbelastung fehlerhaft 
 
Bereits im Rahmen der Verkehrserhebung zur Verkehrsuntersuchung (vgl. Verkehrsuntersuchung zur Ansiedlung 
von Wohnbebauung an der Münstereifeler Straße in Rheinbach, PTV Transport Consult, Düsseldorf, 25.01.2021) 
wird darauf hingewiesen, dass „unter Beachtung der möglichen Einschränkungen durch das Coronavirus SARS-
CoV-2 […] verkehrliche Auswirkungen nicht ausgeschlossen werden können“. Aus Gründen der 
Plausibilitätsprüfung wurde daher zusätzlich auf die verkehrlichen Erhebungen für das sog. „Majolika-Quartier“ aus 
dem Jahr 2017 zurückgegriffen, für die in Bezug auf die im vorliegenden Gutachten ebenfalls untersuchten 
Knotenpunkte KP 5 und KP 6 entsprechende Daten im Vorfeld möglicher Corona-bedingter Auswirkungen 
vorlagen.  
 
Das konkrete Vorgehen zur Plausibilisierung der Verkehrserhebungen wird zusätzlich in Kapitel 3 der 
Verkehrsuntersuchung aufgeführt: Darin wird zunächst deutlich, dass die Erhebungsdaten aus dem Jahr 2020 für 
die Morgenspitze sogar den kritischen Belastungsfall darstellen, d.h. die Verkehrsmengen sind im Vergleich zur 
verkehrlichen Erhebung aus dem Jahr 2017 in nahezu allen Verkehrsströmen größer. Dies ist für die entsprechende 
Abendspitzenstunde nicht der Fall. Zugleich entstehen jedoch auch keine Abweichungen, die sich nicht durch die 
allgemein geringere Mobilität der Menschen während der Pandemie erklären lassen (gegenüber der Erhebung aus 
dem Jahr 2017 ergeben sich geringere Verkehrsstärken insbesondere in der Hauptrichtung auf der Aachener 
Straße). Im Zuge der Leistungsfähigkeitsbewertungen bezieht sich die Untersuchung für die Abendspitze 
anschließend ausdrücklich nicht auf die reinen Erhebungsdaten aus dem Jahr 2020, sondern vielmehr auf die 
plausibilisierten (d.h. knotenstromspezifisch anteilig erhöhten) Verkehrsbelastungen im Rahmen eines 
sogenannten „kritischen Belastungsfalls“. Dadurch werden die pandemiebedingten Einflüsse auf die aktuellen 
Erhebungsdaten zumindest deutlich abgeschwächt, so dass mit Blick auf die Datengrundlage auch hier von einer 
kritischen Betrachtung auszugehen ist. 
 
Auf dieser Basis ergeben sich in der Gesamtbewertung an nahezu allen Knotenpunkten deutliche 
Kapazitätsreserven (d.h. auch bei tatsächlich größeren Verkehrsstärken kann weiterhin von einer leistungsfähigen 
Verkehrsabwicklung ausgegangen werden). Lediglich am KP 3 liegt die rechnerische Bewertung im Bereich der 
Leistungsfähigkeitsgrenze von 70 s für signalisierte Knotenpunkte. Da sich dort allerdings ebenfalls 
Kapazitätsreserven in einzelnen Verkehrsströmen zeigen, könnten potenzielle Defizite ohne großen Aufwand auch 
durch betriebliche Anpassungen korrigiert werden. Auf diese wurde im Gutachten nicht weiter eingegangen, da auf 
Basis der angesetzten Belastungen noch keine Leistungsfähigkeitsdefizite auftreten. 
 
Zu: Lebensgefahr für Kinder 
 
Auf Grundlage der vermessungstechnischen Geländeaufnahme, welche als Grundlage des Vorhaben- und 
Erschließungsplans auch Gegenstand der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit war, wird ersichtlich, dass der 
bestehende Geländeversatz in Form von Böschungen lediglich ca. maximal 0,80 m beträgt. Insofern ist die vom 
Petenten dargestellte topographische Bestandssituation mit einem Geländeversatz von 2,50 m nicht zutreffend. 
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Unabhängig davon wurde im Rahmen des zwischenzeitlich erstellten Entwurfs zur Vorhaben- und 
Erschließungsplan, Fassung zum Offenlagebeschluss, die geplante Gestaltung der privaten Grundstücksflächen 
außerhalb der geplanten überbaubaren Grundstücksflächen weiter ausdifferenziert. Erkennbar wird hierbei, dass 
im Nahbereich vorhandener Böschungen für den Bereich der geplanten Kinderspielplätze und sonstiger 
Grünflächen Hangmodeliierungen zur Abflachung vorhandener Böschungsneigungen und darüber hinaus 
entsprechende Absturzsicherungen vorgesehen werden, so dass einem möglichen Gefahrenpotential ausreichend 
entgegengewirkt werden kann. In diesem Zusammenhang ist zudem festzuhalten, dass bei der Herstellung der 
privaten nicht überbauten Grundstücksflächen die Vorgaben der hierfür heranzuziehenden DIN-Vorschriften zu 
beachten sind.   
 
Zu: Fehlende Berücksichtigung der Versorgungsleitungen, wie Fernseh- und Telefonkabel 
 
Im Zuge der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung sowie nachfolgend nochmals im Rahmen der Offenlage werden die entsprechenden Leitungsträger 
über die Ziele und Inhalte der Planung informiert und um Stellungnahme gebeten. Sofern sich hieraus Sachverhalte 
ergeben, welche eine öffentlich-rechtliche Sicherung im Sinne der Festsetzung von Leitungsrechten erforderlich 
werden lassen, werden diese entsprechend festgesetzt. Weiterhin ist eine nachrichtliche Kennzeichnung 
wesentlicher, von zentraler örtlicher und überörtlicher Funktion geprägter Ver- und Entsorgungsleitungen möglich, 
sofern sich diese innerhalb des Plangebiets befinden. Darüber hinaus besteht auf planungsrechtlicher Ebene kein 
Erfordernis zur zeichnerischen Darstellung weiterer, nicht planungsrechtlich zu sichernder grundstücksbezogener 
Ver- und Entsorgungsleitungen, wie bspw. Fernseh- und Telefonhausanschlussleitungen. Auf Grundlage des 
derzeitigen Standes zur Auswertung der Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung ergab sich kein Erfordernis zur planungsrechtlichen 
Sicherung vorhandener Ver- und Entsorgungsleitungen, so dass demnach diesbezüglich keine weiteren 
Festsetzungen notwendig wurden.  
 
 
Den Anregungen der mit den Schreiben vom 18.05.2021 und 30.05.2021 eingegangenen Stellungnahmen A 
1.05a und A 1.05b wird insoweit gefolgt, als dass die Bestandsgaragen zwischen den Bestandsgebäuden 
Münstereifeler Straße Nr. 39 und 41 erhalten bleiben sollen und die Berechnung zu den lärmbedingten 
Auswirkungen im Zuge des Wegfalls von Bestandsgaragengebäuden bei Umsetzung des Planfalls in der 
schalltechnischen Untersuchung im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren ergänzt 
wurde. Zudem wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren eine 
Artenschutzrechtliche Prüfung I (ASP I) erstellt und dem weiteren Bebauungsplanverfahren zugrunde 
gelegt. Aus Gründen der Kompensation entfallender Vegetationsbestände wurden Festsetzungen zur 
Anpflanzung von Bäumen sowie von Hecken im textlichen Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
im Abschnitt A sowie im zeichnerischen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
aufgenommen. Die Darstellung der nicht möglichen digitalen Zugänglichkeit der Unterlagen zum 
Beteiligungsverfahren wurde verwaltungsintern geprüft. Dem Petenten wurde die Zugänglichkeit zu den 
Unterlagen in digitaler Form im Nachgang des Schreibens vom 18.05.2021 (A 1.05a) unmittelbar ermöglicht, 
sodass dennoch eine fristwahrende Befassung seitens des Petenten mit den veröffentlichen Unterlagen 
zu dem in Rede stehenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan möglich war. Die Darstellung einer nicht 
gewollten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wird in diesem Zusammenhang zurückgewiesen. Die 
sonstigen Darstellungen der mit den Schreiben vom 18.05.2021 und 30.05.2021 eingegangenen 
Stellungnahmen A 1.05a und A 1.05b werden zur Kenntnis genommen.  
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A 1.06 Einwender 6 
Hier: Schreiben vom 29.05.2021 
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Beschlussentwurf zu A 1.06: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit den Schreiben vom 29.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
A 1.06 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: Zugänglichkeit Beteiligungsverfahren / Berücksichtigung Bestandsmieter*innen 
 
Die Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen werden, wie auch im vorliegenden Falle, als öffentlich-
rechtliche Verfahren durchgeführt. Die Beratungen und Beschlüsse zu allen Bebauungsplanverfahren werden in 
öffentlichen Sitzungen durch den Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen sowie nachfolgend durch den Rat 
der Stadt Rheinbach beraten und gefasst. Die Öffentlichkeit hat hierbei jederzeit die Möglichkeit, an den Sitzungen 
als Zuschauer teilzunehmen und sich ein eigenes Meinungsbild zu verschaffen. Die Tagesordnungen der 
Sitzungen werden im Vorfeld regelmäßig auf der Internetseite der Stadt Rheinbach veröffentlicht. Die 
Veröffentlichungen zu den einzelnen Beschlüssen sowie zu Beteiligungen der Öffentlichkeit finden im Nachgang 
der politischen Gremiensitzungen sowohl im Amtsblatt der Stadt Rheinbach (hier: Kultur und Gewerbe) als auch 
auf der Internetseite der Stadt Rheinbach statt.  
 
Bei dem in Rede stehenden Bebauungsplanverfahren handelt es sich um ein beschleunigtes Verfahren nach § 13a 
BauGB für Bebauungspläne der Innenentwicklung. Im beschleunigten Verfahren kann auf die im Regelverfahren 
übliche frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TöB) 
verzichtet werden. Dennoch wurden zugunsten der frühzeitigen Informations- und Beteiligungsmöglichkeit diese 
Verfahrensschritte auch im vorliegenden Verfahren nach den gesetzlich erforderlichen und den vor Ort üblichen 
Rahmenbedingungen durchgeführt. Insofern kann die vorgebrachte mangelnde Berücksichtigung der 
Bestandsmieter*innen von Seiten des Plangebers nicht nachvollzogen werden. Die darüber hinaus kritisierte 
mangelnde Berücksichtigung der Bestandsmieter*innen von Seiten des Grundstückseigentümers sowie die 
vertragsmäßige Nutzung der Gartenflächen und die damit verbundenen Fragestellungen u. a. zur Kostentragung 
für die Pflege der privaten Freiflächen und zur Unterbringungsmöglichkeit von Spiel- und sonstigen Gartengeräten 
sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. Weiterhin können auch die vorgebrachten Fragestellungen 
zu möglichen Mietminderungen im Zuge von Lärmemissionen in Folge der geplanten Baumaßnahmen nicht auf 
der Ebene der Bauleitplanung behandelt werden, da hierfür nach den gesetzlichen Regelungen keine 
Ermächtigungsgrundlage besteht. Insofern ist in Bezug auf die Klärung der vorgenannten Anmerkungen auf das 
Innenverhältnis zwischen den Bestandsmieter*innen und dem Grundstückseigentümer abzustellen. 
 
Zu: Wegfall von Grünflächen und besonderen Bäumen, Sträuchern und Pflanzen 

In Bezug auf den vom Petenten angemerkten Wegfall von Grünflächen ist anzumerken, dass die in Rede stehenden 
privaten nicht überbauten Grundstücksflächen im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach als 
Wohnbauflächen (W) dargestellt sind. Die Ziele der übergeordneten Planung sehen demnach für diese Flächen 
grundsätzlich die Möglichkeit der Bebauung im Sinne der städtebaulichen Nachverdichtung vor. Der vom Petenten 
dargestellte Verlust von Grünflächen ist zwar zutreffend, jedoch sind diese Grünflächen demnach auf Grundlage 
der Ziele der übergeordneten Planung nicht für den dauerhaften Erhalt vorgesehen. Bezugnehmend auf den vom 
Petenten dargestellten Verlust von Grünflächen ist zudem festzuhalten, dass im Zuge des Entscheidungsprozesses 
in Hinblick auf die Inanspruchnahme vormals unbebauter Flächen im Innenbereich die gesetzlichen Regelungen 
der §§ 1 (5) BauGB und 1a Abs. 2 BauGB Anwendung finden. Im Rahmen der vorliegenden Planung werden jedoch 
die im § 17 BauNVO genannten Orientierungswerte in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung für die geplante 
Art der baulichen Nutzung nicht überschritten, so dass im Zuge der baulichen Nachverdichtung im Sinne der 
anteiligen Inanspruchnahme von Grundstücksflächen sowohl der Erhalt ausreichender Freiflächen innerhalb der 
privaten Grundstücksflächen als auch in Hinblick auf das umgebende bauliche Umfeld, welches ähnliche 
städtebauliche Körnungen aufweist, eine städtebaulich verträgliche Implementierung der hinzutretenden Bebauung 
gewährleistet wird. Demnach stehen auch nach der Realisierung des geplanten Vorhabens weiterhin unversiegelte 
Grundstücksflächen zur Verfügung, welche einer Begrünung und Bepflanzung zugeführt werden. Hierzu wurden 
Festsetzungen zur Anpflanzung von Bäumen sowie von Hecken im textlichen Teil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans im Abschnitt A sowie im zeichnerischen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
aufgenommen. 
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In Hinblick auf die Baumstandorte im Plangebiet wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum 
Planverfahren eine Überprüfung der Bäume auf die Verkehrssicherheit und die Erhaltenswürdigkeit durch das 
Baumfachbüro Torsten Roller (vgl. Baumfachbüro Torsten Roller, Kronberg/Ts., 02.10.2021) durchgeführt. Anhand 
verschiedener Parameter und unter Einbeziehung der gestalterischen und ökologischen Funktion sowie der 
baumartspezifischen genetischen Disposition erfolgte hierbei eine zusammenfassende Bewertung der 
Erhaltenswürdigkeit in drei Kategorien: 
 
Hoch:   prägender Baum mit leichten Schäden und hoher Lebenserwartung 
Mittel:   vorgeschädigter Baum, genetisch bedingte mittlere Lebenserwartung oder eingeschränkte 

gestalterische bzw. ökologische Funktion 
Gering:   stark geschädigte Bäume mit geringer Lebenserwartung oder Exemplare mit geringer 

Funktionserfüllung 
 
Auf Grundlage der Bestandsvermessung wurden 17 vorhandene Bestandslaubbäume auf dem Grundstück der 
Vorhabenträgerin sowie in den angrenzenden Verkehrsflächen ausgewiesen (siehe zeichnerischer Teil zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan). Da es sich bei den Bäumen Nr. 2 und 3 um nur einen Baum mit zwei 
Stämmen handelt, wurden diese im Rahmen der Baumuntersuchung als ein Baum beurteilt. Demnach wurden von 
den 16 vorhandenen Bestandslaubbäumen 
  

• zwei Bäume mit einer hohen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 4 und 8), 
• sechs Bäume mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 5, 9, 10, 13, 14 und 17) 
• und acht Bäume mit einer geringen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 1, 2 bzw. 3, 6, 7, 11, 12, 15 und 16) 

eingestuft.  
 
Die Bäume mit hoher Erhaltenswürdigkeit befinden sich beide außerhalb des Geltungsbereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans bzw. des Vorhaben- und Erschließungsplans und werden im Rahmen der 
Planung erhalten. Von den Bäumen mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit befinden sich die Bäume Nr. 13, 14 und 
17 innerhalb des Geltungsbereiches. Diese Bäume können aufgrund der Planung bzw. des erforderlichen 
Baugrubenaushubs voraussichtlich nicht erhalten werden. Von den Bäumen mit einer geringen Erhaltenswürdigkeit 
befindet sich lediglich Baum Nr. 12 innerhalb des Geltungsbereiches, der ebenfalls aus oben genannten Gründen 
nicht erhalten werden kann. Durch die Planung entfallen somit 4 Bäume (3 Bäume mittlerer und ein Baum geringer 
Erhaltenswürdigkeit). Durch die Festsetzung von 11 Neupflanzungen findet jedoch, wie bereits ausgeführt, eine 
Kompensation der entfallenden Baumstandorte statt.   
 
In Hinblick auf den Wegfall der Fauna ist anzumerken, dass, um den artenschutzrechtlichen Belangen im 
Planverfahren fachlich ausreichend Rechnung zu tragen, unabhängig von den Anmerkungen des Petenten, im 
weiteren Planungsprozess eine Artenschutzprüfung I (ASP I), Fassung zum Offenlagebeschluss, erarbeitet und 
dem weiteren Bebauungsplanverfahren zugrunde gelegt wurde (vgl. Geplante Baufeldfreimachung in der 
Münstereifeler Straße 39-49, 53359 Rheinbach, Rhein-Sieg-Kreis, Nordrhein-Westfalen, Büro für 
Vegetationskunde, Tierökologie, Naturschutz (BfVTN), Dr. rer. nat. Olaf Denz, Stand 06/2021). Aus dem Ergebnis 
der Prüfung geht hervor, dass sowohl durch den geplanten Abbruch von Garagengebäuden als auch durch die 
notwendige Entfernung von Gehölzen innerhalb der bisher unbebauten Grundstücksbereiche keine 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1, Nr. 1-3 BNatSchG ausgelöst werden. Insofern ist das Vorhaben als 
artenschutzrechtlich zulässig einzustufen. Um die ökologische Funktion der im Vorhabenbereich potenziell 
vorhandenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten, einschließlich der essentiellen Nahrungshabitate, im räumlichen 
Zusammenhang zu wahren, wird von Seiten des Gutachters darauf hingewiesen, dass der Abbruch von 
Garagengebäuden sowie die Entnahme von Gehölzen vorgezogen, also vor Beginn des Vorhabens, durchgeführt 
werden müssen. Der Zeitraum zur Entnahme von Gehölzen ist hierbei, gemäß den Vorgaben des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), regelmäßig nur außerhalb des allgemeinen Brutzeitraums von Vögeln 
zulässig und demnach in der Zeit vom 01.03. bis zum 30.09. eines jeden Jahres unzulässig. Um die vorgenannten 
artenschutzrechtlichen Vorgaben planungsrechtlich zu sichern, wurde hierfür eine entsprechende Festsetzung 
aufgenommen. Insofern sind die durch die Planung vorgesehenen Eingriffe in die Fauna und Flora unter 
Berücksichtigung des Erhalts größerer zusammenhängender unbebauter Grundstücksflächen, der Kompensation 
entfallender Baumstandorte durch Ersatzpflanzungen im Plangebiet, der Aufnahme von Festsetzungen zur 
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Anpflanzung von Hecken sowie unter Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Zulässigkeit der geplanten 
baulichen Eingriffe als planungsrechtlich vertretbar zu bewerten. 
 
Den Anregungen der mit den Schreiben vom 29.05.2021 eingegangenen Stellungnahme A 1.06 wird 
insoweit gefolgt, als dass hierzu zwischenzeitlich eine Baumkartierung mit Bewertung der 
Erhaltungswürdigkeit einschließlich der Baumstandorte im Bereich der Bestandsnutzungen entlang der 
Münstereifeler Straße vorgenommen und ergebnisbezogen in die Begründung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan, Fassung zum Offenlagebeschluss, im Kapitel 7.2.4.2 aufgenommen wurde. Aus Gründen 
der Kompensation entfallender Vegetationsbestände wurden Festsetzungen zur Anpflanzung von Bäumen 
sowie von Hecken im textlichen Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Abschnitt A sowie im 
zeichnerischen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans aufgenommen. Die sonstigen 
Darstellungen der mit den Schreiben vom 29.05.2021 eingegangenen Stellungnahme A 1.06 werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 53 von 108 

 

B) Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der frühzeitigen Beteiligung zum Planverfahren 
nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die 
zu entscheiden ist. 
 

B 1.01 RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Godorfer Hauptstraße 186, 
50997 Köln 
Hier: Schreiben vom 03.05.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.01: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.01 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anlagen sowie die vorhersehbaren Planungen des Unternehmens sind durch den vorliegenden Vorentwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße - Turmstraße“, Fassung zur 
frühzeitigen Beteiligung im Bebauungsplanverfahren nicht betroffen. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung unter Anwendung des § 13 a Baugesetzbuch aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden 
gesetzlichen Regelungen sind im Zusammenhang mit den geplanten Nachverdichtungsmöglichkeiten auf 
Grundlage der Festsetzungen keine externen oder internen ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B 1.01 der RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.02 Amprion GmbH, Robert-Schuman-Straße 7, 44263 Dortmund 
Hier: Schreiben vom 05.05.2021 

 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.02: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.02 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Amprion GmbH sind durch die geplanten Festsetzungen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum 
Bebauungsplanverfahren, nicht betroffen. Die weiteren Versorgungsträger wurden im Zuge des 
Bauleitplanverfahrens mit beteiligt. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B1.02 der Amprion GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.03 RSAG AöR, Pleiser Hecke 4, 53721 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 06.05.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.03: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.03 wie folgt zu entscheiden: 
 
In Bezug auf die Abfallentsorgung werden von Seiten des Unternehmens im Rahmen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum 
Bebauungsplanverfahren, keine Bedenken vorgebracht. Die Abfallentsorgung soll im Rahmen der Entwurfsplanung 
weiterhin von Seiten der öffentlichen Verkehrsflächen Münstereifeler Straße, Turmstraße und Münstergäßchen 
ermöglicht werden. Hierzu sollen die bereits getroffenen Festsetzungen für Flächen von Gemeinschaftsanlagen 
mit der Zweckbestimmung: Müll aufrechterhalten werden. Damit wird auch der Anregung zur planungsrechtlichen 
Sicherung dieser Flächen im Zusammenhang mit der Abholmöglichkeit in unmittelbarer Nähe zu den angrenzenden 
öffentlichen Verkehrsflächen Rechnung getragen. Die Standplätze für Abfallbehälter wurden hinsichtlich ihrer 
Dimensionierung mit der RSAG abgestimmt und inklusive einer Flächenreserve im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Der Verweis auf die sicherheitstechnischen Anforderungen wird zur Kenntnis genommen und bei der 
grundstücksbezogenen technischen Erschließungsplanung im Anschluss an das Planverfahren berücksichtigt. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung zur planungsrechtlichen Sicherung von 
Aufstellflächen für Abfallbehälter im Nahbereich der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen wurde 
bereits im Rahmen der Vorentwurfsplanung Rechnung getragen. Über die mit Schreiben vom 06.05.2021 
eingegangene Stellungnahme B1.03 der RSAG AöR ist keine Beschlussfassung erforderlich.   
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B 1.04 Einzelhandelsverband Bonn - Rhein-Sieg - Euskirchen e.V., Am Hof 26a, 53113 Bonn 
Hier: Schreiben vom 03.05.2021 

 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.04: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.04 wie folgt zu entscheiden: 
 
Von Seiten des Einzelhandelsverbandes Bonn – Rhein-Sieg – Euskirchen e.V. werden gegen den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige 
Beteiligung zum Bebauungsplanverfahren, keine Bedenken vorgebracht. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B1.04 des Einzelhandelsverbandes Bonn - Rhein-Sieg - Euskirchen e.V. ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.05 Polizeipräsidium Bonn, Königswinterer Straße 500, 53227 Bonn 
Hier: Schreiben vom 14.05.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.05: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.05 wie folgt zu entscheiden: 
 
Von Seiten des Polizeipräsidiums Bonn werden unter Bezugnahme auf die Verkehrsuntersuchung der PTV 
Transport Consult GmbH gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße 
– Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum Bebauungsplanverfahren, keine Bedenken vorgebracht. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B1.05 des Polizeipräsidiums Bonn ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.06 Bundeswehr – Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 
Fontainengraben 200, 53123 Bonn 
Hier: Schreiben vom 14.05.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.06: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.06 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Bundeswehr werden durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 
„Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum Bebauungsplanverfahren, berührt, jedoch 
aber nicht beeinträchtigt. Die Hinweise bezüglich möglicher Lärm- und Abgasimmissionen sowie des Ausschlusses 
von Ersatzansprüchen gegen die Bundeswehr im Zuge der Planverwirklichung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B1.06 der Bundeswehr – Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich.  
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B 1.07 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Jülicher Ring 101-103, 53879 Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 17.05.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.07: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 17.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.07 wie folgt zu entscheiden: 
 
Von Seiten des Landesbetriebes Straßenbau NRW werden gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum 
Bebauungsplanverfahren, keine Bedenken vorgebracht. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 17.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B1.07 des Landesbetriebes Straßenbau NRW ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.08 Stadtverwaltung Meckenheim, Siebengebirgsring 4, 53340 Meckenheim 
Hier: Schreiben vom 06.05.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.08: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.08 wie folgt zu entscheiden: 
 
Seitens der Stadt Meckenheim werden gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 
„Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum Bebauungsplanverfahren, keine 
Einwendungen geltend gemacht. Die Belange der Stadt Meckenheim sind nicht betroffen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B1.08 der Stadtverwaltung Meckenheim ist keine Beschlussfassung erforderlich.  
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B 1.09a Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Südwestpark 35, 90449 Nürnberg 
Hier: Schreiben vom 21.05.2021 
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B 1.09b Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Südwestpark 35, 90449 Nürnberg 
Hier: Schreiben vom 14.09.2021 

 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 69 von 108 

 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 70 von 108 

 

 
  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 71 von 108 

 

Beschlussentwurf zu B 1.09a und B 1.09b: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.05.2021 eingegangene Stellungnahme B 
1.09a sowie die am 10.09.2021 und 14.09.2021 eingegangenen Stellungnahmen, welche unter der 
Ordnungsnummer B 1.09b zusammengefasst wurden, wie folgt gesamtheitlich zu entscheiden: 
 
Der Forderung zur Berücksichtigung der beschriebenen Richtfunktrassen und ihrer Schutzabstände wird 
entsprochen. Der genannte Schutzkorridor wird aufgrund der festgesetzten Gebäudehöhen eingehalten. Eine 
Übernahme der Richtfunktrassen in die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen 
Flächennutzungsplan wird daher als nicht erforderlich erachtet. Der Hinweis zur Baustelleneinrichtung und zum 
Baustellbetrieb wird berücksichtigt. Diesbezüglich wurde ein entsprechender Hinweis in den textlichen Bestandteil 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit aufgenommen (siehe Hinweis Nr. 9. Richtfunktrassen).  
 
Die Anregungen der mit Schreiben vom 21.05.2021 eingegangenen Stellungnahme B 1.09a der Telefonica 
Germany GmbH & Co. OHG sowie die mit Schreiben vom 10.09.2021 und vom 14.09.2021 eingegangenen 
Stellungnahmen des Unternehmens, welche unter der Ordnungsnummer B 1.09b zusammengefasst 
wurden, werden insgesamt dahingehend berücksichtigt, als dass im Abschnitt C Hinweise Nr. 9 im 
textlichen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans auf die Richtfunktrassen und den in 
diesem Zusammenhang erforderlichen Abstimmungsbedarf mit dem Unternehmen im Zuge von 
Baumaßnahmen hingewiesen wird. Die sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 21.05.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.09a der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG und die weiteren mit 
Schreiben vom 10.09.2021 und vom 14.09.2021 eingegangenen Stellungnahmen des Unternehmens, 
welche unter der Ordnungsnummer B 1.09b zusammengefasst wurden, werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.10 Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD), Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300885, 40408 
Düsseldorf 
Hier: Schreiben vom 16.01.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.10: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 16.01.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.10 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise zur empfohlenen Kampfmittelüberprüfung des Plangebiets einschließlich der damit einhergehenden 
Erforderlichkeit zum Abschieben der Fläche bis auf den Bereich des gewachsenen Bodens, zur erforderlichen 
behördlichen Kontaktaufnahme im Vorfeld sowie zur empfohlenen Durchführung einer Sicherheitsdetektion im 
Falle von Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen werden im weiteren Planverfahren 
berücksichtigt. Hierzu wird der bereits bestehende Hinweis im textlichen Bestandteil unter C: Hinweise, Punkt 4. 
Kampfmittelbeseitigung im Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler 
Straße – Turmstraße“, Fassung zur Offenlage, einschließlich der Aufnahme des zugehörigen Aktenzeichens 
ergänzt. Unabhängig davon wurde bereits eine Verwaltungsvereinbarung mit dem Land NRW zur 
Kampfmitteluntersuchung sowie zu etwaigen Räumungen geschlossen. 
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Die Hinweise der mit Schreiben vom 16.01.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.10 der Bezirksregierung 
Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) werden einschließlich des zugehörigen Aktenzeichens 
mittels Ergänzung des bestehenden Hinweises unter Punkt C: Hinweise, Punkt 4. Kampfmittelbeseitigung 
im weiteren Planverfahren berücksichtigt.  
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B 1.11a  e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 
  Hier: Schreiben vom 21.05.2021 
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B 1.11b  e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 
  Hier: Schreiben vom 10.09.2021 

 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 77 von 108 

 

 
 

 
  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 78 von 108 

 

Beschlussentwurf zu B 1.11a und B 1.11b: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.11a und die am 10.09.2021 eingegangene Stellungnahme B 1.11b wie folgt gesamtheitlich zu entscheiden: 
 
Entgegen den Darstellungen des Unternehmens befinden sich nach Auswertung der zur Verfügung gestellten 
Planunterlagen innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans keine Anlagen des 
Unternehmens. Es handelt sich bei den in Rede stehenden Anlagen in Summe um Hausanschlussleitungen, 
welche insgesamt innerhalb der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen verlaufen und lediglich im Zuge der 
gebäudebezogenen Versorgung der umliegenden Nutzungen die jeweiligen privaten Grundstücksflächen 
erreichen. Im Zuge der Bauleitplanung soll weder in die öffentlichen Verkehrsflächen noch in die benachbarten 
privaten Grundstücksflächen eingegriffen werden, sodass dem Bestand der Leitungsanlagen auf 
planungsrechtlicher Ebene Rechnung getragen wird. Die Lage der vorhandenen Leitungstrassen soll im Zuge der 
technischen Erschließungs- und möglichen Anschlussplanung des Plangebiets im Nachgang des Planverfahrens 
mitberücksichtigt werden. Es ist eine Energieversorgung mit regenerativen Energien vorgesehen. Auf den Einsatz 
fossiler Brennstoffe soll demnach verzichtet werden.  
 
Der Hinweis, dass eventuell geplante Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere das Anpflanzen von Bäumen, 
grundsätzlich außerhalb von Leitungstrassen anzustreben sind, wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplan 
wird gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden 
gesetzlichen Regelungen sind im Zusammenhang mit den geplanten innerörtlichen 
Nachverdichtungsmöglichkeiten keine externen oder internen ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
Sämtliche geplante Standorte für die Anpflanzung von Einzelbäumen befinden sich außerhalb der bestehenden 
Leitungstrassen, so dass hierdurch eine mögliche Beeinträchtigung vorhandener Leitungstrassen auf 
planungsrechtlicher Ebene ausgeschlossen werden kann.  
 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.05.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.11a und die am 10.09.2021 eingegangene Stellungnahme B 1.11b der e-
regio GmbH & Co. KG ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.12 Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, D2-Park 5, 40878 Ratingen 
Hier: Schreiben vom 26.05.2021 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.12: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.12 wie folgt zu entscheiden: 
 
Seitens des Unternehmens werden gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 
„Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum Bebauungsplanverfahren, keine 
Einwände vorgebracht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen der Vodafone GmbH / 
Vodafone Deutschland GmbH. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist seitens des Unternehmens 
derzeit nicht geplant.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 26.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B 1.12 der Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH ist keine Beschlussfassung 
erforderlich.  
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B 1.13 Rheinbacher Seniorenforum e.V., Dahlemstraße 13, 53359 Rheinbach 
Hier: Schreiben vom 27.05.2021 
 

 

Beschlussentwurf zu B 1.13: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 27.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.13 wie folgt zu entscheiden: 
 
In Hinblick auf die Anregungen zur Herstellung ausreichender Bewegungsflächen unter Berücksichtigung der 
räumlichen Erfordernisse z.B. für Rollstühle, Gehhilfen, Rollatoren und elektrische Behindertenfahrzeuge, 
gesicherter bodengleicher Überquerungsstellen, taktiler Orientierungshilfen, der Unterbringung visueller 
Informationen im öffentlichen Raum zur barrierefreien Nutzung sowie in Hinblick auf die Ausführungen zur 
Oberflächengestaltung gemäß der genannten DIN-Normen wird darauf hingewiesen, dass sich diese Anregungen 
auf die technische Ausgestaltung und Materialität von Oberflächen im öffentlichen Raum beziehen, deren 
technische Eigenschaften im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens grundsätzlich mangels 
Ermächtigungsgrundlage nicht festgesetzt werden können. Im Zuge der vorhabenbezogenen Bauleitplanung sollen 
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unabhängig davon grundsätzlich keine Eingriffe in den angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen vorgenommen 
werden. Dies bezieht sich auch auf die geplante verkehrliche Anbindung der Tiefgaragenzufahrt im Bereich der 
Münstereifeler Straße, welche sich im Korridor einer bereits vorhandenen Grundstückszufahrt befindet, welche die 
bisher in diesem Bereich bestehenden Garagen erschließt. Insofern werden auch durch diese Maßnahme keine 
neuen Eingriffe vorbereitet, welche zu einer baulichen Veränderung im öffentlichen Raum führen.  

Eine weitere Beteiligung des Rheinbacher Seniorenforum e. V. im Rahmen des in Rede stehenden 
Bauleitplanverfahrens ist nach den gesetzlichen Bestimmungen weiterhin im Zuge der anstehenden Offenlage 
möglich. Im Zuge der technischen Erschließungsplanung, bezogen auf die privaten Grundstücksflächen, ist im 
Anschluss an das förmliche Bauleitplanverfahren die Abgabe weiterer Anregungen und Stellungnahmen von Seiten 
des Rheinbacher Seniorenforum e. V. grundsätzlich ebenfalls möglich.  

Die Anregungen der mit Schreiben vom 27.05.2021 eingegangenen Stellungnahme B 1.13 des Rheinbacher 
Seniorenforums e.V. in Bezug auf die Herstellung ausreichender Bewegungsflächen unter 
Berücksichtigung der räumlichen Erfordernisse z.B. für Rollstühle, Gehhilfen, Rollatoren und elektrische 
Behindertenfahrzeuge, gesicherter bodengleicher Überquerungsstellen, taktiler Orientierungshilfen nach 
DIN 32984:2020-12, der Unterbringung visueller Informationen im öffentlichen Raum zur barrierefreien 
Nutzung nach DIN 32975, die Ausführungen zur Oberflächengestaltung sowie die weiteren Darstellungen 
werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 27.05.2021 eingegangene Stellungnahme B 
1.13 des Rheinbacher Seniorenforums e.V. ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.14 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 27.05.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.14: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 27.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Wahnbachtalsperrenverband besitzt bzw. unterhält im Plangebiet keine Anlagen oder Leitungen. Es sind 
zudem keine neuen Anlagen oder Leitungen innerhalb des Plangebiets geplant.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 27.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 83 von 108 

 

B 1.15 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie in NRW, Goebenstraße 25, 44135 
Dortmund 
Hier: Schreiben vom 28.05.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.15: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 28.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.15 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anregungen werden berücksichtigt. Der bereits im Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, 
Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum 
Bebauungsplanverfahren, enthaltene Hinweis unter Punkt 8. Bergbau wird gemäß den Inhalten der Stellungnahme 
angepasst.  
 
Die RWE Power AG sowie der Erftverband wurden im Planverfahren im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und Sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB mit beteiligt. Von Seiten der RWE Power 
AG wurde im Rahmen der Beteiligung keine Stellungnahme abgegeben. Aussagen zu Grundwasserdaten von 
Seiten des Erftverbandes wurden im Rahmen der Beteiligung nicht abgegeben. Die Ergebnisse der Beteiligung 
ersetzen jedoch keine grundstücksbezogene Beurteilung des Baugrundes und der Gründungssituation. Es kann 
aber seitens der Stadt Rheinbach davon ausgegangen werden, dass die Gründungssituation einschließlich der 
tagebaubedingten Veränderung des Grundwasserspiegels der Realisierung der planungsrechtlichen Zielsetzungen 
mittels der geplanten Bebauung nicht entgegensteht. 
 
Der Hinweis zur Betroffenheit des Plangebiets innerhalb des von Sümpfungsmaßnahmen des 
Braunkohletagebaus bedingten Grundwasserabsenkungen wird berücksichtigt. Hierzu wird der 
vorhandene Hinweis Nr. 8. Bergbau im textlichen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
angepasst. Die sonstigen Darstellungen und Hinweise der am 28.05.2021 eingegangenen Stellungnahme B 
1.15 der Bezirksregierung Arnsberg werden zur Kenntnis genommen.  
  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“ 
 

 
Seite 86 von 108 

 

B 1.16 PLEDOC GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen 
Hier: Schreiben vom 28.05.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.16: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 28.05.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.16 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der von der PLEDOC verwalteten Leitungsträger sind durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan, 
Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum 
Bebauungsplanverfahren, nicht betroffen. Im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB erfolgte eine räumliche 
Veränderung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanens in Hinblick auf die Rücknahme von Flächen im 
nordöstlichen Bereich des Plangebiets. Eine Beteiligung des Unternehmens im weiteren Planverfahren soll im 
Rahmen der anstehenden förmlichen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 (2) BauGB dennoch vorgenommen werden, um dem Unternehmen auf Grundlage des weiterverfolgten 
Geltungsbereichs die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zu ermöglichen.  
 
Eine Beteiligung des Unternehmens im weiteren Planverfahren wird aufgrund des, gegenüber der Fassung 
zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) 
BauGB veränderten Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, vorgenommen. Die 
sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 28.05.2021 eingegangenen Stellungnahme B 1.16 der 
PLEDOC GmbH werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.17 NetCologne GmbH, Am Coloneum 9, 50829 Köln 
Hier: Schreiben vom 01.06.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.17: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 01.06.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.17 wie folgt zu entscheiden: 
 
Innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler 
Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum Bebauungsplanverfahren, befinden sich keine Anlagen 
der NetCologne GmbH. Durch die Ziele der Bauleitplanung sind mögliche technische Ausbauplanungen des 
Unternehmens nicht betroffen. Ein Netzausbau innerhalb des Plangebiets ist seitens des Unternehmens nicht 
vorgesehen.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 01.06.2021 eingegangene 
Stellungnahme B 1.17 der NetCologne GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.18 Erftverband, Am Erftverband 6, 50126 Bergheim 
Hier: Schreiben vom 04.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.18: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.06.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.18 wie folgt zu entscheiden: 
 
Gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan bestehen vorsorglich Bedenken, bis die entsprechenden 
Nachweise der Unschädlichkeit der anfallenden Wassermengen erbracht sind.  
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Gemäß dem Ergebnis des im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange erstellten wasserwirtschaftlichen Gutachtens (vgl. Hydrotec Ingenieurgesellschaft für Wasser 
und Umwelt mbH, Aachen, 10/2022) ist die Beschaffenheit der Böden im Plangebiet als sehr undurchlässig 
einzustufen, sodass eine Versickerung von anfallendem Niederschlagswasser nicht möglich ist. Aus diesem Grund 
kann der Anregung zur Aufrechterhaltung der lokalen Versickerungsmöglichkeit nicht gefolgt werden. Da die 
Grundstücksflächen darüber hinaus als bereits vor dem 01.01.1996 als erstmals erschlossen und bebaut gelten, 
greifen die Anforderungen des § 44 Landeswassergesetz (LWG) i. V .m § 55 (2) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
nicht. Um jedoch eine reguläre und ordnungsgemäße Entsorgung des anfallenden Niederschlagswassers zu 
gewährleisten, sollen die Niederschlagsmengen der Flächen daher der Mischwasserkanalisation im Bereich der 
öffentlichen Verkehrsflächen Münstergäßchen und Turmstraße zugeführt werden. Die vorhandenen Anlagen sind 
hierfür ausreichend dimensioniert. In Bezug auf die Bewertung der Auswirkungen von Starkregenereignissen im 
Sinne des Gesamtnachweises der Unschädlichkeit anfallender Wassermengen wurde der Anregung jedoch 
insofern gefolgt, als dass im Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, im Rückgriff auf die Ergebnisse 
des vorgenannten wasserwirtschaftlichen Gutachtens, eine Fläche zum Rückhalt und zur verzögerten Abgabe des 
Niederschlagwassers im Vorfeld der Mischwasserkanalzuführung festgesetzt wurde. Das herzustellende 
Retentionsvolumen wurde hierbei so bemessen, dass innerhalb der Rückhalteflächen Niederschlagsmengen bis 
zu einem 100-jährigen Starkregenereignis (HQ 100) aufgenommen werden können.  

Um jedoch die zu berücksichtigenden abflusswirksamen Mengen von anfallendem unverschmutzten 
Niederschlagswasser im Vorfeld bereits möglichst zu reduzieren, wird mit der Planung das Ziel verfolgt, 
größtmöglich Flächen, die der Aufnahme- und Verdunstungsfähigkeit von anfallendem Niederschlagswasser und 
damit der möglichen Verringerung und Verzögerung des Wasserabflusses dienen sollen, bereitzustellen. Dies soll 
durch die Festsetzung der zwingend herzustellenden extensiven Dachbegrünungen bei den Hauptgebäuden und 
den überdachten Fahrradabstellanlagen erreicht werden. Hierdurch soll demnach ein Beitrag zur Minimierung der 
Oberflächenversiegelung und zur Erhöhung der Auffang- und Verdunstungsrate von anfallendem 
Niederschlagswasser geleistet werden. Durch die Herstellung von Dachbegrünungen wird das Wasser zunächst 
vom Schichtaufbau bis zur Wassersättigung aufgenommen und durch Transpiration der Pflanzen und Verdunstung 
aus dem Schichtaufbau wieder an die Atmosphäre abgegeben. Der Wasserabfluss überschüssigen 
Niederschlagswassers erfolgt mit deutlicher zeitlicher Verzögerung. Durch die vorgenannten Maßnahmen können 
in Summe positive Wirkungen auf das gesamte Abflussgeschehen erreicht werden. 
 
Dächer mit Metalleindeckung, die aus ökotoxikologischer Sicht bedenklich sein können, sind nicht beabsichtigt und 
werden daher in Form einer textlichen Festsetzung im Abschnitt B Bauordnungsrechtliche Festsetzungen, 2. 
Dacheindeckung, ausgeschlossen.  
 
Die weiteren Hinweise zur Vermeidung einer Aufhöhung der Grundwasseroberfläche bzw. zur Versickerung über 
belebte Bodenschichten sowie bezüglich der wasserrechtlichen Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde werden 
berücksichtigt. 
 
Die Darstellungen der mit Schreiben vom 04.06.2021 eingegangenen Stellungnahme B1.18 des 
Erftverbandes werden in Hinblick auf den Nachweis zur Unschädlichkeit der anfallenden 
Niederschlagswassermengen sowie zur Vermeidung von metallischen Dachdeckungen, die aus 
ökotoxikologischer Sicht bedenklich sein können, berücksichtigt. Dementsprechend werden im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Flächen für die Abwasserbeseitigung im Sinne eines 
Regenrückhaltebeckens festgesetzt, welches in Form einer zu begrünenden Mulde zu realisieren ist. Das 
Retentionsvolumen ist dabei gemäß der Bemessungsgrenze eines 100-jährlichen Starkregenereignisses 
herzustellen. Zudem wird im Abschnitt B Bauordnungsrechtliche Festsetzungen zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan eine Festsetzung aufgenommen, mit der unbeschichtete kupfer-, zink- oder bleigedeckte 
Dächer innerhalb des Geltungsbereiches dieses Vorhabenbezogenen Bebauungsplans ausgeschlossen 
werden. Die sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 04.06.2021 eingegangenen Stellungnahme B 
1.18 des Erftverbandes werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.19 Vodafone NRW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 
Hier: Schreiben vom 01.06.2021 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.19: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 01.06.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.19 wie folgt zu entscheiden: 
 
Seitens des Unternehmens befinden sich keine betrieblichen Anlagen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Stand: frühzeitige Beteiligung zum 
Bebauungsplanverfahren. Der Hinweis auf einen möglichen Netzausbau innerhalb des Plangebiets betrifft die 
Erschließungsplanung im Anschluss an das Bauleitplanverfahren. Eine Beteiligung des Unternehmens zum 
Zwecke der technischen Ausbauplanung ist nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. Unabhängig davon wird 
das Unternehmen dennoch weiterhin im Planverfahren mit beteiligt. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 01.06.2021 eingegangene 
Stellungnahme B 1.19 der Vodafone NRW GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.20 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, 
Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 02.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.20: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 02.06.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.20 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: Anpassung an den Klimawandel 
Zur Anpassung an den Klimawandel wird die planungsrechtliche Sicherung von Begrünungsmaßnahmen 
empfohlen. Dieser Anregung wird im Bebauungsplan gefolgt, u.a. durch die Festsetzung von 11 Baumpflanzungen 
sowie durch die Festsetzungen zur Fassaden- und Dachbegrünung. Zudem wurden Festsetzungen zur 
Anpflanzung von Hecken entlang der plangebietsbegleitenden Grundstücksgrenzen im Süden, Osten und 
Südosten vorgenommen.  
 
Zu: Abfallwirtschaft 
Die Hinweise zur Abfallwirtschaft wurden bereits im Rahmen der Erarbeitung der Planunterlagen im Vorfeld der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 
§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB durch die Aufnahme des Hinweises Nr. 2: Böden und Baugrund mitberücksichtigt. Eine 
inhaltliche Ergänzung des bestehenden Hinweises wird jedoch gem. den Darstellungen um: „und ggf. anfallende 
(teerhaltige) Bitumengemische“ vorgenommen. Die Inhalte des ergänzten Hinweises werden in der Fassung zum 
Offenlagebeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im textlichen Bestandteil unter Hinweis Nr. 2 Böden 
und Baugrund geführt. 
 
Zu: Immissionsschutz 
Der Anmerkung zum Immissionsschutz wird gefolgt. Die Formulierung wurde sowohl in der schalltechnischen 
Untersuchung (Kapitel 6.6. Ergebnisse öffentlicher Straßenverkehrslärm, Seite 27 und Kapitel 11. 
Zusammenfassung der Ergebnisse und Bewertung des Vorhabens, 11.1. Ergebnisse öffentlicher 
Straßenverkehrslärm, Seite 85) als auch in der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Fassung 
zum Offenlagebeschluss (Abschnitt 7.2.1.2 Lärmtechnische Auswirkungen, Straßenverkehrslärm), gemäß dem 
Formulierungsvorschlag aus der Stellungnahme angepasst.  
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Zu: Geplantes Wasserschutzgebiet 
Die Darstellung der Stellungnahme, dass es zu keiner Überschneidung zweier Wasserschutzgebiete kommen wird, 
steht der ebenfalls vorliegenden Stellungnahme der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – Gewässerentwicklung - 
vom 04.06.2021 entgegen. Das Dezernat 54 – Gewässerentwicklung – stellt hierbei heraus, dass sich die Lage 
des Plangebiets innerhalb beider der in der Stellungnahme benannten und bereits in den Unterlagen zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan als Hinweis aufgenommenen geplanten Wasserschutzgebiete befindet. Die 
bereits getroffenen inhaltlichen Darstellungen sollen daher in den Unterlagen zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan weiterhin aufrechterhalten werden. Zur geeigneteren thematischen Zuordnung werden die 
diesbezüglichen Darstellungen in der Begründung zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
redaktionell in den Punkt 7.2.3 Wasser mit aufgenommen. Der Hinweis Nr. 3 Grundwasserschutz im textlichen 
Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird unabhängig davon ergänzt. Die sonstigen Hinweise in 
Hinblick den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und weitere mögliche Anforderungen innerhalb von 
Wasserschutzgebieten werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Erarbeitung der Planunterlagen im 
Vorfeld der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB wurden diese Belange bereits durch die Aufnahme des Hinweises Nr. 3: 
Grundwasserschutz entsprechend mitberücksichtigt. Die Inhalte des Hinweises werden in der Entwurfsfassung 
zum Offenlagebeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans weiterhin aufrechterhalten. 
 
Zu: Natur-, Landschafts- und Artenschutz 
 
Artenschutzprüfung 
Aus Sicht des Natur-, Landschafts- und Artenschutzes bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die angeregte 
artenschutzrechtliche Prüfung I (ASP I) wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligungen gem. §§ 3 (1) und 4 (1) 
BauGB zum vorliegenden Bauleitplanverfahren erarbeitet und ist Bestandteil der Unterlagen zum 
Offenlagebeschluss. Gemäß dem Ergebnis der Prüfung ergeben sich keine erforderlichen artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen, wie z. B. CEF-Maßnahmen. Das Ergebnis der ASP I wird in der Begründung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes, Fassung zum Offenlagebeschluss (Kapitel 7.2.4.1 Umweltauswirkungen, Tiere und Pflanzen – 
Artenschutz), dargestellt.  
 
Baumschutz 
Der Anregung zur gutachterlichen Untersuchung des vorhandenen Baumbestandes auf dessen 
Erhaltungswürdigkeit wird insofern gefolgt, als dass im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB eine Überprüfung 
auf die Verkehrssicherheit und die Erhaltenswürdigkeit des vorhandenen Baumbestandes durch das 
Baumfachbüro Torsten Roller (vgl. Baumfachbüro Torsten Roller, Kronberg/Ts., 02.10.2021) durchgeführt wurde. 
Anhand verschiedener Parameter und unter Einbeziehung der gestalterischen und ökologischen Funktion sowie 
der baumartspezifischen genetischen Disposition erfolgte hierbei eine zusammenfassende Bewertung der 
Erhaltenswürdigkeit in drei Kategorien: 
 
Hoch:   prägender Baum mit leichten Schäden und hoher Lebenserwartung 
Mittel:   vorgeschädigter Baum, genetisch bedingte mittlere Lebenserwartung oder eingeschränkte 

gestalterische bzw. ökologische Funktion 
Gering:   stark geschädigte Bäume mit geringer Lebenserwartung oder Exemplare mit geringer 

Funktionserfüllung 
 
Auf Grundlage der Daten der Bestandsvermessung wurden 17 Bestandslaubbäume auf dem Grundstück der 
Vorhabenträgerin sowie in den angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen ausgewiesen (siehe zeichnerischer Teil 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans). Da es sich bei den Bäumen Nr. 2 und 3 um nur einen Baum mit zwei 
Stämmen handelt, wurden diese im Rahmen der Baumuntersuchung als ein Baum beurteilt. Demnach wurden von 
den 16 vorhandenen Bestandslaubbäumen 
 

• zwei Bäume mit einer hohen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 4 und 8), 
• sechs Bäume mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 5, 9, 10, 13, 14 und 17) 
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• und acht Bäume mit einer geringen Erhaltenswürdigkeit (Bäume Nr. 1, 2 bzw. 3, 6, 7, 11, 12, 15 und 16) 
eingestuft.  
 

Die Bäume mit hoher Erhaltenswürdigkeit befinden sich beide außerhalb des Geltungsbereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans bzw. des Vorhaben- und Erschließungsplans und werden im Rahmen der 
Planung erhalten. Von den Bäumen mit einer mittleren Erhaltenswürdigkeit befinden sich die Bäume Nr. 13, 14 und 
17 innerhalb des Geltungsbereiches. Diese Bäume können aufgrund der Planung bzw. des erforderlichen 
Baugrubenaushubs voraussichtlich nicht erhalten werden. Von den Bäumen mit einer geringen Erhaltenswürdigkeit 
befindet sich lediglich Baum Nr. 12 innerhalb des Geltungsbereiches, welcher ebenfalls aus oben genannten 
Gründen nicht erhalten werden kann. In Folge der Planung entfallen somit 4 Bäume (3 Bäume mittlerer und ein 
Baum geringer Erhaltenswürdigkeit). Durch die Festsetzung von 11 Neupflanzungen findet eine Kompensation der 
entfallenden Baumstandorte statt.   
 
Innerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes können aufgrund der geplanten 
Anordnung der überbaubaren Grundstücksflächen demnach keine Bäume erhalten werden. Daraus folgend ist die 
empfohlene Aufnahme eines Hinweises zum Baumschutz von Bestandsbäumen entbehrlich und soll 
dementsprechend nicht mit aufgenommen werden. 
 
Biodiversität/Baumpflanzungen 
Die Sortenauswahl der Pflanzliste 1 wurde hinsichtlich ihrer Artverträglichkeit am Standort unter Berücksichtigung 
der Klimaresilienz als auch der Standortheimat der Bäume mit dem Bundesforst abgestimmt. Entsprechend wurde 
die Pflanzliste ergänzt und folgt der Empfehlung zur Verwendung von standortheimischen Bäumen und Sträuchern. 
Bei den Sorten der Pflanzliste 2 handelt es sich um standortgerechte Arten. Die Empfehlung zur Verwendung von 
regionalem Saatgut wird zur Kenntnis genommen. Um die Saatgutauswahl jedoch nicht unnötig einzuschränken, 
soll von der Vorgabe einer zwingenden Verwendung Abstand genommen werden.  
 
Lichtemissionen 
Den Empfehlungen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten vor Lichtemissionen soll dahingehend gefolgt 
werden, als dass, bezogen auf den Schutz wildlebender Tierarten, im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans insekten- und fledermausfreundliche Beleuchtungsmittel zu verwenden sind. Hierzu soll die 
Vermeidungsmaßnahme V4: Einsatz insektenfreundlicher Beleuchtungsmittel (siehe A: Planungsrechtliche 
Festsetzungen, Pkt. 9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, 
Vermeidungsmaßnahme V4: Einsatz insektenfreundlicher Beleuchtungsmittel) aufgenommen werden. Demnach 
sind zum Zwecke der Beleuchtung privater gemeinschaftlich genutzter Erschließungs-, Platz-, und Spielflächen 
sowie sonstiger gemeinschaftlich genutzter privater Flächen insekten- und fledermausfreundliche 
Beleuchtungsmittel (z.B. LED-Beleuchtungsmittel) zu verwenden. Dies entspricht der bereits verwaltungsseitig für 
den öffentlichen Raum angewendeten Praxis der Stadt Rheinbach, bei der im Zuge der Neuinstallationen und 
Nachrüstungen von Beleuchtungskörpern seit mehreren Jahren LED-Beleuchtungsmittel zum Einsatz kommen. 
Aufgrund des Leuchtspektrums dieser Leuchtmittel und der regelmäßig verwendeten Farbtemperatur „warmweiß“ 
können Gefahren für Insekten und Fledermäuse entsprechend minimiert werden. Dies entspricht auch den vom 
BUND veröffentlichten Hinweisen. Eine weitere Minimierung in Hinblick auf die potentielle Gefährdung von Insekten 
und Fledermäusen kann durch die technisch mögliche Dimmung von Beleuchtungsanlagen während der 
Nachtstunden erzielt werden. So kann im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans der 
Herstellung von insekten- und fledermausfreundlichen Beleuchtungsmitteln auf planungsrechtlicher Ebene 
Rechnung getragen und hierdurch ein Beitrag zum Artenschutz geleistet werden. Um darüber hinaus den Schutz 
vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen in Bezug auf wildlebende Pflanzen zu gewährleisten, wird 
ein Hinweis bezüglich der Lichtemissionen aufgenommen (Hinweise, Nr. 10. Lichtemissionen), welcher die 
empfohlenen Maßnahmen der genannten LANUV-Info 42 (2018) „Künstliche Außenbeleuchtung“ für die 
Beleuchtung von Außenflächen, Gebäudevorplätzen und Parkplätzen benennt. 
 
Zu: Straßenverkehr 
Bezüglich des Straßenverkehrs werden seitens der Fachbehörde grundsätzlich keine Bedenken vorgebracht. Der 
Empfehlung zur Modifikation der Stellplätze vor den Gebäuden Nr. 3 und 4 soll nicht gefolgt werden, da es sich 
dabei nicht – wie in der Stellungnahme beschrieben – um Stellplätze in Senkrechtaufstellung zur öffentlichen 
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Verkehrsfläche Münstergäßchen, sondern um Stellplätze in Schrägaufstellung handelt (Aufstellwinkel: 80 gon), die 
bereits nach jetzigem Planungsstand den Anforderungen der RAST 06 entsprechen. Dies gilt auch für die 
Fahrbahnbreite der öffentlichen Verkehrsfläche Münstergäßchen (Fahrbahnbreite mindestens 4,50 m).  
 
Der angeregten Realisierung von Besucherstellplätzen im Vorbereich der Gebäude Nr 1 und 2 mit Zufahrt von 
Seiten der öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße soll ebenfalls nicht gefolgt werden, da hierdurch ein Verlust 
von öffentlichem Parkraum im Bereich der in jüngster Vergangenheit ausgebauten öffentlichen Verkehrsflächen 
Turmstraße (Ausbau 2020 fertiggestellt) bewirkt werden würde. Zudem würde die Anlage weiterer oberirdischer 
Stellplätze innerhalb der privaten Grundstücksflächen zu einem erhöhten Versiegelungsgrad im Nahbereich der 
geplanten Gebäude mit einhergehenden Aufheizungspotentialen im Einwirkungsbereich der geplanten 
Hauptwohnbereiche der Wohnungen führen. Demnach soll auch aus Gründen der Vermeidung klimatischer 
Beeinträchtigungen auf die geplanten Wohnnutzungen von der Anlage weiterer oberirdischer Stellplätze 
abgesehen werden. 
 
Zu: Erneuerbare Energien 
Der Anregung, den Einsatz von erneuerbaren Energien zu prüfen und eine effiziente Nutzung von Energie zu 
berücksichtigen, wird gefolgt. So werden durch die Festsetzungen u.a. Anlagen zur solaren Energiegewinnung auf 
den obersten Dachflächen der geplanten Hauptgebäude ermöglicht bzw. deren Realisierung festgesetzt. 
 
Die Anregungen, Empfehlungen und sonstigen Darstellungen gemäß der mit Schreiben vom 02.06.2021 
eingegangenen Stellungnahme B 1.20 des Rhein-Sieg-Kreises, Referat Wirtschaftsförderung und 
Strategische Kreisentwicklung werden wie folgt in den Unterlagen zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan, Stand Offenlagebeschluss, berücksichtigt: 
 
Der Anregung zur Sicherung bzw. zur Festsetzung von Begrünungsmaßnahmen wird insofern gefolgt, als 
dass diesbezüglich Festsetzungen zur Anpflanzung von Einzelbäumen sowie von Hecken in den textlichen 
Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Abschnitt A sowie in den zeichnerischen 
Bestandteil mit aufgenommen werden. Zudem werden Festsetzungen zur Dach- und Fassadenbegrünung 
in den textlichen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Abschnitt A aufgenommen.  
 
Die inhaltliche Ergänzung des bestehenden Hinweises Nr. 2 Böden und Baugrund wird gem. den 
Darstellungen um: „und ggf. anfallende (teerhaltige) Bitumengemische“ vorgenommen. Die Inhalte des 
ergänzten Hinweises werden im textlichen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans unter 
Hinweis Nr. 2 Böden und Baugrund geführt. 
 
Die Formulierung bezüglich des Immissionsschutzes wird in der schalltechnischen Untersuchung sowie 
im Entwurf der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß den Darstellungen der 
Stellungnahme korrigiert.   
 
Der Anregung zur redaktionellen Anpassung der Beschreibung des Plangebiets in Hinblick auf die 
geplanten Wasserschutzgebiete wird im Rückgriff auf die Stellungnahme der Bezirksregierung Köln, 
Dezernat 54 – Gewässerentwicklung – vom 04.06.2021 nicht gefolgt. Die bereits getroffenen inhaltlichen 
Darstellungen sollen weiterhin aufrechterhalten werden. Zur geeigneteren thematischen Zuordnung 
werden die diesbezüglichen Darstellungen in der Begründung zum Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans redaktionell im Kapitel 7.2.3 Wasser mit aufgenommen. Der Hinweis Nr. 3 
Grundwasserschutz im textlichen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Abschnitt C 
wird entsprechend ergänzt. 
 
Die artenschutzrechtliche Prüfung I (ASP I) wurde im Nachgang der frühzeitigen Beteiligungen gem. §§ 3 
(1) und 4 (1) BauGB zum vorliegenden Bauleitplanverfahren erarbeitet und ist Bestandteil der Unterlagen 
zum Offenlagebeschluss. Die Ergebnisse der Artenschutzrechtlichen Prüfung (ASP I) wurden in der 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan im Kapitel 7.2.4.1 Umweltauswirkungen, Tiere und 
Pflanzen – Artenschutz mit aufgenommen.  
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Der Anregung zur Untersuchung der Erhaltenswürdigkeit der Bestandsbäume im Plangebiet wurde mittels 
Einholung eines diesbezüglichen Fachgutachtens gefolgt. Der Anregung zur Aufnahme eines Hinweises 
zu Baumschutzmaßnahmen im Zuge des Erhalts von Bestandsbäumen im Plangebiet wird aufgrund des 
baubedingten Entfalls der Bestandsbäume nicht gefolgt. Die Empfehlung zur Verwendung von regionalem 
Saatgut wird zur Kenntnis genommen. Um die Saatgutauswahl jedoch nicht unnötig einzuschränken, wird 
der Vorgabe jedoch nicht gefolgt. Der Anregung zur Verwendung standortheimischer Baumarten im Zuge 
von Neuanpflanzungen unter Berücksichtigung der Anspruchslosigkeit und Klimaresilienz der Arten wird 
gefolgt. Zur Anpflanzung von Hecken werden standortgerechte Arten festgesetzt. 
 
Die Darstellungen in Hinblick auf die Realisierung notwendiger Beleuchtungen vor dem Hintergrund 
artenschutzrechtlicher Belange wird insofern gefolgt, als dass in den textlichen Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Abschnitt A Festsetzungen zur Verwendung 
insektenfreundlicher Beleuchtungsmittel innerhalb der privaten Grundstücksflächen mit aufgenommen 
werden. Darüber hinaus wird textlichen Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im 
Abschnitt C, Hinweise, Nr. 10 ein ergänzender Hinweis zur technischen Ausstattung diesbezüglicher 
Beleuchtungskörper aufgenommen.  
 
Der Anregung zur Änderung der Anordnung der privaten Stellplätze im Bereich der öffentlichen 
Verkehrsflächen Münstergäßchen wird nicht gefolgt. Die Anordnung der geplanten Stellplätze in diesem 
Bereich entspricht bereits den Anforderungen der RASt 06. Der Anregung zur Anordnung von zusätzlichen 
Besucherstellplätzen im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße wird zugunsten der 
Vermeidung von weiterer Oberflächenversiegelung mit einhergehendem Aufheizungseffekt sowie des 
Verlustes öffentlicher Stellplätze im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Turmstraße in Folge der 
zusätzlich entstehenden Grundstückszufahrten nicht gefolgt. 
 
Der Anregung zur Prüfung des Einsatzes erneuerbarer Energien wird insofern gefolgt. als dass 
Festsetzungen zur anteiligen Realisierung von Photovoltaikanlagen auf den Dächern der Hauptgebäude 
aufgenommen wurden.  
 
Die sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 02.06.2021 eingegangenen Stellungnahme B 1.20 des 
Rhein-Sieg-Kreises, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, werden zur 
Kenntnis genommen. 
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B 1.21 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – Gewässerentwicklung, Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln 
Hier: Schreiben vom 04.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.21: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.06.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.21 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) Grundwasser:  
Gegen den Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße - 
Turmstraße“, Fassung zur frühzeitigen Beteiligung werden keine rechtlichen Bedenken vorgebracht. Der Anteil des 
zulässigen Versiegelungsgrades orientiert sich in Hinblick auf die geplante Art der baulichen Nutzung an den 
gesetzlichen Orientierungswerten des § 17 BauNVO. Die gesetzlichen Orientierungswerte sollen in Bezug auf die 
getroffenen Festsetzungen vollumfänglich ermöglicht werden, um so im sog. Innenbereich eine adäquate 
Nachverdichtung zu ermöglichen, mit welcher wiederum einer weiteren baulichen Entwicklung in den sog. 
Außenbereich und damit einhergehend weiteren Eingriffen in den Grundwasserleiter teilweise entgegengewirkt 
werden kann. Insofern soll der Innenentwicklung mit der einhergehenden zusätzlichen Versiegelung des Bodens 
gegenüber dem Bestand im Zuge der Abwägung hierbei der Vorrang eingeräumt werden.  
 
Gemäß dem Ergebnis des im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange erstellten wasserwirtschaftlichen Gutachtens (vgl. Hydrotec Ingenieurgesellschaft für Wasser 
und Umwelt mbH, Aachen, 10/2022) ist die Beschaffenheit der Böden im Plangebiet als sehr undurchlässig 
einzustufen, sodass eine Versickerung von anfallendem Niederschlagswasser nicht möglich ist. Aus diesem Grund 
kann der Anregung zur Aufrechterhaltung der lokalen Versickerungsmöglichkeit nicht gefolgt werden. Da die 
Grundstücksflächen darüber hinaus als bereits vor dem 01.01.1996 als erstmals erschlossen und bebaut gelten, 
greifen die Anforderungen des § 44 Landeswassergesetz (LWG) i. V .m § 55 (2) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
nicht. Um jedoch eine reguläre und ordnungsgemäße Entsorgung des anfallenden Niederschlagswassers zu 
gewährleisten, sollen die Niederschlagsmengen der Flächen daher der Mischwasserkanalisation im Bereich der 
öffentlichen Verkehrsflächen Münstergäßchen und Turmstraße zugeführt werden. Die vorhandenen Anlagen sind 
hierfür ausreichend dimensioniert. Im Rückgriff auf die Ergebnisse des vorgenannten wasserwirtschaftlichen 
Gutachtens wurde jedoch eine Fläche zum Rückhalt und zur verzögerten Abgabe des Niederschlagwassers im 
Vorfeld der Mischwasserkanalzuführung festgesetzt. Das herzustellende Retentionsvolumen wurde hierbei so 
bemessen, dass innerhalb der Rückhalteflächen Niederschlagsmengen bis zu einem 100-jährigen 
Starkregenereignis (HQ 100) aufgenommen werden können. Hierdurch sollen insgesamt hydraulische 
Entlastungen der öffentlichen Entsorgungsstruktur innerhalb der angrenzenden öffentlichen Flächen bewirkt 
werden.  
 
Die Darstellungen in Hinblick auf den Zustand des Grundwasserkörpers im Rahmen der Zustandsbewertung zum 
zweiten und dritten Bewirtschaftungsplan werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu: Trinkwasserversorgung 
Der Anregung zur Darstellung der Lage des Plangebiets innerhalb der geplanten Schutzzone III B des geplanten 
Wasserschutzgebietes (WSG) Dirmerzheim ab 2050 wurde bereits im Vorentwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße - Turmstraße“, Fassung zur frühzeitigen Beteiligung, 
insofern Rechnung getragen, als dass in der Begründung unter Punkt 3.3 Natur- und Umweltschutz auf die 
entsprechende Lage des Plangebiets hingewiesen wurde. Zur geeigneteren thematischen Zuordnung werden die 
diesbezüglichen Darstellungen in der Begründung zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
redaktionell in den Punkt 7.2.3 Wasser mit aufgenommen. Zusätzlich wird der vorhandene Hinweis im textlichen 
Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, Fassung zum Offenlagebeschluss, unter C: Hinweise, 
Punkt 3, Grundwasserschutz, entsprechend ergänzt. Zu den nachfolgenden Darstellungen in Bezug auf die 
anzustrebende minimale Versiegelung im Plangebiet sowie auf die Prüfung der lokalen Versickerungsmöglichkeit 
von unbelastetem Niederschlagswasser wurde bereits im vorgehenden Abschnitt Stellung genommen.  
 
Im Rahmen der Erschließungsplanung außerhalb des Bauleitplanverfahrens erfolgt die technische Ausbauplanung 
in Hinblick auf die Ver- und Entsorgung des Plangebiets. Im Rahmen dieser Fachplanung wird sichergestellt, dass 
für sämtliche geplanten Nutzungen im Plangebiet eine ordnungsgemäße Ver- und Entsorgung mit Anschluss an 
die vorhandenen Leitungsnetzte erfolgt. 
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In Hinblick auf den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Plangebiet wurde bereits im Vorentwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“, Fassung zur 
frühzeitigen Beteiligung, im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans unter Punkt C Hinweise, 3. 
Grundwasserschutz, ein entsprechender Hinweis aufgenommen. Hierdurch soll u. a. sichergestellt werden, dass 
künftige Anlagen zur Lagerung wassergefährdender Stoffe bereits zum Zeitpunkt der Rechtskraft des vorliegenden 
Bauleitplans die Anforderungen an die Lagerung innerhalb eines Wasserschutzgebietes einhalten.  
 
Sofern Wasserhaltungsmaßnahmen während der Bauarbeiten erforderlich werden, ist die Abstimmung mit der 
Untere Wasserbehörde im Sinne der Einholung einer wasserrechtlichen Erlaubnis erforderlich. Um dies auf 
planungsrechtlicher Ebene zu sichern und somit möglichen Gefahren des Grundwassers im Zuge baulicher 
Eingriffe vorzubeugen, wird hierzu in die Planunterlagen, Fassung zur Offenlage, ein entsprechender Hinweis 
(siehe C Hinweise, Punkt 3, Grundwasserschutz) mit aufgenommen. Aufgrund des i. d. R. sehr tiefen 
Grundwasserstandes im gesamten Bereich der Rheinbacher Kernstadt ist jedoch davon auszugehen, dass 
Wasserhaltungsmaßnahmen im Rahmen von Baumaßnahmen voraussichtlich nicht erforderlich werden.  
 
Der Empfehlung zur Belehrung von Grundstückseigentümern im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens in 
Hinblick auf die Inhalte des § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), die möglichen Gefahren der 
Trinkwasserbeeinträchtigung im Wasserschutzgebiet und die Haftung des Grundstückseigentümers bei 
vorhabenbedingten Änderungen der Wasserbeschaffenheit gem. § 89 WHG, wird gefolgt. Der 
Baugenehmigungsbehörde der Stadt Rheinbach wird zu diesem Zweck die vorliegende Stellungnahme zu 
Verfügung gestellt, um im Zuge von Baugenehmigungsverfahren die Belehrung vorzunehmen.  
 
Für die weitere Beteiligung im Planverfahren wird das genannte Funktionspostfach verwendet.  
 
Der Anregung der mit Schreiben vom 04.06.2021 eingegangenen Stellungnahme B 1.21 der 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – Gewässerentwicklung – zur Darstellung der Lage des Plangebiets 
innerhalb der Schutzzone III B des geplanten Wasserschutzgebietes (WSG) Dirmerzheim ab 2050 wird 
insofern gefolgt, als dass der bereits vorhandene Hinweis im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans 
unter C: Hinweise, Punkt 3, Grundwasserschutz, entsprechend ergänzt wird. Zudem wird der Hinweis 
zugunsten des Grundwasserschutzes innerhalb der geplanten Wasserschutzgebiete in Hinblick auf 
mögliche Wasserhaltungsmaßnahmen während der Bauphase und die erforderliche Einholung der 
notwendigen wasserrechtlichen Erlaubnis im Vorfeld aufgenommen. Des Weiteren wird der Empfehlung 
zur Belehrung von Grundstückseigentümern im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens in Hinblick auf 
die Inhalte des § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), die möglichen Gefahren der 
Trinkwasserbeeinträchtigung im Wasserschutzgebiet und die Haftung des Grundstückseigentümers bei 
vorhabenbedingten Änderungen der Wasserbeschaffenheit gem. § 89 WHG gefolgt. Der 
Baugenehmigungsbehörde der Stadt Rheinbach wird zu diesem Zweck die vorliegende Stellungnahme zu 
Verfügung gestellt, um im Zuge von Baugenehmigungsverfahren die Belehrung vorzunehmen. Für die 
weitere Beteiligung des Dezernates 54 – Gewässerentwicklung – der Bezirksregierung Köln im 
Planverfahren wird das benannte Funktionspostfach verwendet. Die sonstigen Darstellungen der mit 
Schreiben vom 04.06.2021 eingegangenen Stellungnahme B 1.21 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – 
Gewässerentwicklung – werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.22 Tele Columbus Betriebs GmbH, Kesselsdorfer Straße 216, 01169 Dresden 
Hier: Schreiben vom 07.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.22: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.06.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.22 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Tele Columbus Gruppe sind durch den Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße - Turmstraße“, Fassung zur frühzeitigen Beteiligung, nicht betroffen. 
Innerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplans befinden sich keine Erdkabelleitungen 
der Tele Columbus Gruppe. Die sonstigen Darstellungen der Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Im 
Zuge der geplanten technischen Erschließungsplanung im Anschluss an das Planverfahren wird jedoch eine 
gesonderte Leitungsabfrage vorgenommen. Hierdurch sollen die Belange des Unternehmens im Zuge von 
Umbauarbeiten auf der Ebene der technischen Erschließung im Plangebiet mitberücksichtigt werden. 
 
Die Darstellungen der mit Schreiben vom 07.06.2021 eingegangenen Stellungnahme B 1.22 werden zur 
Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.06.2021 eingegangene Stellungnahme B 1.22 der Tele 
Columbus Betriebs GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.23 Bezirksregierung Köln, Dezernat 32 – Regionalentwicklung, Braunkohle, Zeughausstraße 2-10, 
50667 Köln 
Hier: Schreiben vom 15.06.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.23: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 15.06.2021 eingegangene Stellungnahme 
B 1.23 wie folgt zu entscheiden: 
 
Da der vorhabenbezogene Bebauungsplan bereits aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird, ist auf 
Flächennutzungsplanebene kein Anpassungserfordernis erkennbar.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 15.06.2021 eingegangene 
Stellungnahme B 1.23 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 32 – Regionalentwicklung, Braunkohle, ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 



 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 „Münstereifeler Straße – Turmstraße“  
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hier:   Liste der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange, die im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB keine Stellungnahmen abgegeben haben 
 
 

AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH, Troisdorf 

Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Bevölkerungsschutz, Brandschutzdienststelle 

RWE Power Aktiengesellschaft 

Rhein. Amt für Denkmalpflege 

LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

Handwerkskammer zu Köln 

Kreishandwerkerschaft Bonn/Rhein-Sieg 

Industrie- und Handelskammer 

Kath. Kirchengemeinde St. Martin 

Evangelische Kirchengemeinde 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband NRW e.V. 

Wald und Holz NRW, Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft 

Landesbüro der Naturschutzverbände 

Naturschutz Rheinbach-Voreifel e.V. 
 

BUND-Ortsguppe Rheinbach 

NABU Kreisgruppe Bonn e.V. 

Zweckverband Naturpark Rheinland 
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hier:   Liste der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange, die im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB keine Stellungnahmen abgegeben haben 
 
 

Polizeipräsidium Bonn, FB. Städtebauliche Kriminalprävention 

Regionalverkehr Köln GmbH 

Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 - Luftverkehr 

Verkehrsverbund Rhein-Sieg 

Deutsche Telekom  

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Unitymedia NRW GmbH 

ALIZ West GmbH & CoKG 

Westnetz GmbH 

Airdata AG 

E-Plus Mobilfunk GmbH & Co.KG 

Bundeswehr Dienstleistungszentrum Köln 

Gemeinde Swisttal  

Stadt Euskirchen 

Stadt Bad Münstereifel 

Verbandsgemeindeverwaltung Altenahr 

Gemeindeverwaltung Alfter 

Stadtverwaltung Bonn, Planungsamt 

Finanzamt Sankt Augustin, Bewertungsstelle 
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hier:   Liste der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange, die im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB keine Stellungnahmen abgegeben haben 
 
 

Bezirksregierung Köln, Dez. 35.2 

Sozialverband VdK, Ortsverband Rheinbach 

Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft der Stadt Rheinbach mbH 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 25, Verkehr, IGVP und ÖPNV 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 51, Natur- und Landschaftsschutz, Fischerei 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 52, Abfallwirtschaft und Bodenschutz –einschl. anlagenbezogener 
Umweltschutz 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 53, Immissions- einsch. anlagenbezogener Umweltschutz 

Nahverkehr Rheinland GmbH 

Bundesnetzagentur  
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